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Handelskrieg USA-Deutschland 

US-Sanktionen gegen Zusammenarbeit mit rus¬ 
sischen Unternehmen treffen auf hilflosen Protest 
der deutschen Regierung. 
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Zehn Jahre Finanzkrise 

Am 9. August 2007 fror der Geldmarkt ein. Die Ban¬ 
ker trauten sich nicht mehr, anderen Kredit zu ge¬ 
währen. Sie leiteten damit die große Finanzkrise ein. 
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Thema der Woche 


Bei der Ex-Guerilla 

Die Guerilleras und Guerilleros der FARC in 
Kolumbien haben ihre Waffen abgegeben. 
Über siebentausend Mitglieder der FARC 
leben seit der Waffenabgabe Ende Juni in 
26 „Ländlichen Übergangs- und Normali¬ 
sierungszonen“ . Sie schmieden Pläne für 
eine friedliche Zukunft Kolumbiens, wäh¬ 
rend die Regierung versucht, den Prozess 
auszubremsen. UZ-Autor Günter Pohl hat 
die ehemaligen Kämpferinnen und Kämpfer 
der FARC in Icononzo, südlich der Hauptstadt 
Bogota, besucht. 

Seiten 12 und 13 


Kartell der Klimakiller 

Die enge Verbindung von Regierung und Autoindustrie wird öffentlich 


Parteivorstand 

erarbeitet 

Leitantrag 



D ie Kanzlerin geriet ins Schwär¬ 
men: „Offene Märkte, ein freier, 
fairer, nachhaltiger und inklusi¬ 
ver Handel^ das sei ein Schwerpunkt¬ 
thema ihrer G20-Präsidentschaft. So¬ 
lange deutsche Unternehmen dabei 
gewinnen, hätte die Chefverkäuferin 
der deutschen Exportindustrie ehrli¬ 
cherweise hinzufügen müssen. 

So gut die aktuellen Verkaufszah¬ 
len der Automobilbranche auch aus- 
sehen, die deutsche Vorzeigebranche 
steckt in einem tiefen Dilemma. Sie 
hat massiv in das „Größer, Breiter, 
Schwerer, Stärker und Schneller“ in¬ 
vestiert, in die Aufsteigerträume in 
den Metropolen und den sich ausdeh¬ 
nenden Städten der Welt. Nicht gera¬ 
de die sinnvollste Art der Verkehrs¬ 
gestaltung. 

Um diese Träume auch noch als 
Schnäppchen erscheinen zu lassen, 
hatte die deutsche Vollgasbranche 
auf den Diesel als Alleinstellungs¬ 
merkmal gesetzt. Von der Klimakanz¬ 
lerin des freien Marktes mit etwa 8 
Mrd. Euro/Jahr (18 Cent/Liter) sub¬ 
ventioniert. Nur sollten da auch die 
Abgaswerte stimmen. Zwar hatte sich 
die Klimakanzlerin in Brüssel schon 
mehrfach schützend vor ihre Blei¬ 
fußfraktion geworfen, doch selbst 
das, was dann weichgespült an C0 2 - 
Grenzwerten herauskam, war nicht 
zu schaffen. 

Ein Liter Benzin verbrennt mit 
Luft zu 2,32 kg C0 2 , ein Liter Die¬ 
sel zu 2,63 kg C0 2 . Der von der EU- 
Kommission angepeilte Wert von 95 
Gramm C0 2 /km bedeutete einen ma¬ 
ximalen Verbrauch von 4,1 Liter beim 
Benziner und 3,6 Liter beim Diesel. 
Damit ist kein Porsche Cayenne S V8 
Diesel oder Audi Q7 V12 TDI zu ma¬ 
chen. Hier musste also die „unkonven¬ 
tionelle Lösung“ her: Das Chip-Tuning 
der besonderen Art. Besser bekannt 
als der Diesel-Abgasskandal, der, ne¬ 
benbei bemerkt, längst kein Diesel- 
Skandal, sondern zumindest ein Ver- 
brenner-Skandal ist. Im Kern handelt 
es sich um einen Offenbarungseid je¬ 


Selbst Biodiesel hilft nicht mehr 

nes Straßenverkehrs, der auf der un¬ 
gehemmten Verbrennung der fossilen 
Kohlenstoffressourcen beruht. Und 
nicht genug, dass die britische Tory- 
Regierung aus Deutsch-Europa aus¬ 
gestiegen ist, nun hat sie auch noch 
2040 als letzten Termin für den Ver¬ 
brennungsmotor festgelegt. „Weder 
zielführend noch sinnvoll“ kanzelte 
Wirtschaftsministerin Brigitte Zypri- 
es (SPD) die Briten ab. 


Ist die „kreative Lösung“ des Die¬ 
selproblems kaum vorstellbar ohne 
ein Gentlemen’s Agreement der be¬ 
teiligten Lührungsetagen, so machen 
uns nun auch die Mainstreammedien 
in erstaunlicher plötzlicher Offenheit 
deutlich, dass der Bereich der Abspra¬ 
chen weit über den von Betrugssoft¬ 
ware hinausgeht. Auch über „Preise 
und Technik“ sei verhandelt worden 
{Spiegel). Das ist nun nicht ganz das¬ 


selbe wie die „offenen Märkte“ oder 
der „freie, faire, nachhaltige und inklu¬ 
sive Handel“ der Kanzlerin. Aber die 
Zeiten sind nach 10 Jahren Krise mau, 
und irgendwoher müssen die Profite 
ja kommen - im „regelbasierten Welt¬ 
handel“ (Merkel). 

Die Verhältnisse in der hochmono¬ 
polisierten deutschen Autoindustrie 
und der ihr angeschlossenen Regie¬ 
rung erscheinen wie eine Illustration 
des Kapitels VIII. „Parasitismus und 
Fäulnis des Kapitalismus“ von Lenins 
Imperialismusschrift. Und Verkehrs¬ 
minister Alexander Dobrindt wie die 
Personalisierung des servilen staats¬ 
monopolistischen Erfüllungsgehilfen. 

Lenins These vom mangelnden 
„Antrieb zum Fortschritt“ bezieht sich 
nicht auf die technische Perfektion im 
Detail. In Frage stehen der Zweck und 
die Zukunftsfähigkeit. Die hochmo¬ 
nopolisierte Automobilindustrie - und 
nicht nur die deutsche - ist ganz offen¬ 
sichtlich nicht in der Lage, eine Ant¬ 
wort auf die Herausforderungen der 
Zeit zu finden. Nicht weil es die nicht 
gibt, sondern weil dann die Profite 
nicht mehr stimmen. Weltweit gibt es 
über eine Milliarde Automobile. Pro 
Jahr kommen 90 Millionen hinzu. Die 
Produktion hat sich in den letzten 20 
Jahren fast verdoppelt. Hier liegt we¬ 
der Verkehrs- noch klimapolitisch die 
Zukunft. Der ungehemmte Ressour¬ 
cenverbrauch produziert pro Jahr 40 
Gigatonnen (Gt) C0 2 - exponentiell 
steigend. Das „Restbudget“, um das 
„2-Grad-Ziel“ zu erreichen, liegt laut 
Weltklimarat bei rund 1000 Gt C0 2 
Das sind unter der irrealen Annahme 
konstanter Produktion noch 25 Jahre. 

Möglich, dass den deutschen Au¬ 
toherstellern - vermutlich wieder 
einmal mit Staatsknete - der Weg aus 
der Dieselsackgasse gelingt. Der Ver¬ 
brennungsmotor ist damit noch lange 
nicht erledigt. Viel spricht dafür, dass 
die Abkehr vom dreckigen Diesel als 
Legitimationslegende für den ach so 
sauberen Ottomotor herhalten muss. 

Klaus Wagener 


Am vergangenen Sonntag traf sich 
der DKP-Parteivorstand zu einer au¬ 
ßerordentlichen Tagung in Essen. Die 
letzten Änderungen zum Leitantrag 
für den kommenden Parteitag sollten 
eingearbeitet werden. Neben dem 
Parteivorstand nahmen Mitglieder 
der Autorengruppe und Genossinnen 
und Genossen verschiedener Bezirks¬ 
vorstände teil. Nach einem einführen¬ 
den Referat des Stellvertretenden Par¬ 
teivorsitzenden Hans-Peter Brenner 
und mehreren Stunden konzentrierter 
Arbeit wurde der Entwurf einstimmig 
beschlossen. Der Antrag wird jetzt 
noch redaktionell überarbeitet und 
dann zur Diskussion in der gesamten 
Partei veröffentlicht. 

„Es gibt ja in der Partei sowohl die 
Befürchtung von Genossinnen und 
Genossen, dass der Parteivorstand mit 
den bisherigen strategischen Konzep¬ 
ten der DKP brechen wolle. Tatsäch¬ 
lich gibt es auch Genossinnen und 
Genossen, die genau das vom Leitan¬ 
trag fordern. Letzterem erteilen wir 
mit dem einstimmig beschlossenen 
Antrag an den Parteitag eine Absage, 
weil wir ausgehend von einer Analy¬ 
se der Entwicklung des Imperialismus 
überzeugt sind, dass die grundsätzli¬ 
che strategische Orientierung, die die 
DKP seit 1968 verfolgt und die bereits 
zuvor die Arbeit der KPD prägte, rich¬ 
tig ist“, so der Vorsitzende der DKP, 
Patrik Köbele. Von der Struktur her 
gliedert sich der Leitantrag in drei 
Komplexe. Erstens analysiert er den 
Imperialismus und seine historische 
Entwicklung, zweitens leitet er dar¬ 
aus unsere grundsätzliche Strategie 
ab und drittens entwickelt er daraus 
Konsequenzen und Orientierungen 
für die heutigen Kämpfe. „Die Dis¬ 
kussion im Parteivorstand hat den 
Antrag“, so Köbele „erheblich qua¬ 
lifiziert. Ich bin mir sicher, dass dies 
auch die nun folgende Diskussion der 
Partei in Vorbereitung des 22. Partei¬ 
tags tun wird. Im Parteivorstand sahen 
wir dabei die größte Notwendigkeit im 
dritten Komplex.“ CH 


Votum gegen den Putsch 

Acht Millionen Menschen für verfassunggebende Versammlung in Venezuela 


Venezuelas Kommunisten haben die 
Wahl zur Verfassunggebenden Ver¬ 
sammlung in Venezuela als einen 
„Sieg des Volkes“ bewertet. Die hohe 
Beteiligung sei ein klares Signal gegen 
den Terrorismus und die Forderungen 
nach einer ausländischen Intervention 
in dem südamerikanischen Land ge¬ 
wesen, erklärte der Generalsekretär 
der Kommunistischen Partei (PCV), 
Oscar Figuera, am Montag bei einer 
Pressekonferenz in Caracas. Er rief 
dazu auf, die Constituyente als eine 
Chance wahrzunehmen, „um über 
eine neue Gesellschaft zu diskutie¬ 
ren“. Der Verlauf der Abstimmung 
habe gezeigt, dass auch Teile der Be¬ 
völkerung, die sich nicht als „Chavis- 
tas“ verstehen, die „faschistische und 
terroristische Gewalt“ der Opposition 
ablehnen 

Mehr als acht Millionen Men¬ 
schen, so die offizielle Zahl des Na¬ 
tionalen Wahlrats (CNE), haben sich 


am vergangenen Sonntag an der Wahl 
beteiligt. Das entspricht 41,5 Prozent 
aller Wahlberechtigten - und liegt nur 
knapp unter der Zahl der Menschen, 
die bei der Präsidentschaftswahl im 
Oktober 2012 für Hugo Chävez stimm¬ 
ten. Jorge Rodrfguez, Bürgermeister 
des Innenstadtbezirks Libertador von 
Caracas, erklärte deshalb am Mon¬ 
tag, die Chavistas hätten ihre histori¬ 
schen Stimmenanteile zurückgewon¬ 
nen, nachdem bei der Parlamentswahl 
2015 nur noch gut fünf Millionen Ve¬ 
nezolaner für das Regierungslager vo¬ 
tiert hatten. 

Eine Gleichsetzung der Beteili¬ 
gung und der chavistischen Stimmen 
ist durchaus möglich, denn die Oppo¬ 
sition hatte ihre Anhänger aufgerufen, 
die Wahl zu boykottieren und selbst 
keine Kandidaten aufgestellt. So hat¬ 
ten die Wählerinnen und Wähler nur 
die Auswahl zwischen Kandidaten der 
Sozialistischen Partei (PSUV) und As¬ 


piranten verbündeter, aber kritischer 
Gruppen, auch die PCV nominierte ge¬ 
meinsam mit Bündnispartnern eigene 
Kandidatinnen und Kandidaten. 

Gewählt wurden unter anderem die 
frühere Außenministerin Delcy Ro- 
drfguez, Präsident Maduros Ehefrau 
Cilia Flores und der PSUV-Vizechef 
Diosdado Cabello. Sie gehören zu den 
364 Abgeordneten, die in territorialen 
Wahlkreisen angetreten sind. Mit einer 
zweiten Stimme konnten die Venezola¬ 
ner allerdings auch Vertreter ihrer je¬ 
weiligen sozialen Gruppe bestimmen: 
Arbeiter wählten Arbeiter, Unterneh¬ 
mer stimmten für Unternehmer, Kör¬ 
perbehinderte für Körperbehinderte. 
Ergebnisse lagen bei UZ-Redaktions- 
schluss noch nicht vor. 

Das Ziel der rechten Opposition 
war und ist nicht weniger als der Sturz 
der Regierung und des Staatschefs. 
Dafür hatten sie in den vergangenen 
Wochen und Monaten zu unzähligen 


Demonstrationen und Aktionen aufge¬ 
rufen. Hatten die Regierungsgegner im 
April und Mai jedoch teilweise Zehn¬ 
tausende Anhänger mobilisieren kön¬ 
nen, gelingt ihnen das inzwischen nicht 
mehr. Für den Wahlsonntag hatten sie 
angekündigt, „Millionen“ würden auf 
der Francisco-Fajardo-Stadtautobahn 
in Caracas gegen die Constituyente de¬ 
monstrieren - tatsächlich versammel¬ 
ten sich etwa im Mittelschichtsviertel 
Chacao nur einige hundert Oppositi¬ 
onelle. 

Das Bild der „Proteste“ prägten 
auch am Wahltag die Militanten. Ver¬ 
teidigungsminister Vladimir Padrino 
sprach von landesweit 200 Abstim¬ 
mungslokalen, die durch Regierungs¬ 
gegner angegriffen wurden. Ein Schul¬ 
gebäude wurde von einem Molotow- 
cocktail getroffen, ein Beamter der 
Nationalgarde erschossen. In Altami- 
ra im Osten von Caracas detonierte 
ein Sprengsatz, als eine Gruppe Po¬ 


lizisten auf Motorrädern vorbeifuhr, 
mehrere Beamte wurden verletzt. 

Eine andere Form von Terror ver¬ 
breiteten die internationalen Massen¬ 
medien. In der „Tagesschau“ der ARD 
wurde am Montag ganz offen gefragt, 
ob „ein Militärputsch oder zumindest 
ein Bürgerkrieg die einzige Möglich¬ 
keit“ sei, um „das System zu kippen“. 
Es blieb dem als Experten zugeschal¬ 
teten Klaus Bodemer Vorbehalten, den 
Moderator erst einmal darauf hinzu¬ 
weisen, dass ein Bürgerkrieg „nie eine 
Möglichkeit sein“ könne. Die USA 
sind da anderer Ansicht. Sie verhäng¬ 
ten noch am Montag weitere Sanktio¬ 
nen gegen Venezuelas Regierung. Und 
die deutsche Bundesregierung sekun¬ 
dierte, die Wahl sei „weder frei noch 
geheim noch gleich“ gewesen. Belege 
dafür nannte der Sprecher des Auswär¬ 
tigen Amtes in Berlin nicht. 

Andre Scheer 

Kommentar auf Seite 6 
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Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit m 


Die Küche brennt 


Aino einmal mehr vor dem Aus 


• • 

U ber dem Küchenhersteller Aino 
im oberschwäbischen Pfullen- 
dorf kreist wieder einmal der 
Pleitegeier. Das Unternehmen hat In¬ 
solvenz angemeldet. Bei dieser Insol¬ 
venz behalten allerdings die bisherigen 
Inhaber das Sagen. 

Aino ist mit 2100 Beschäftigten 
Deutschlands zweitgrößter Küchenher¬ 
steller und neben dem Sanitärhersteller 
Geberit mit 1500 Beschäftigten zweit¬ 
größter Arbeitgeber vor Ort. Im Som¬ 
mer 1995 brachte die Eigentümerfami¬ 
lie Nothdurft das Unternehmen an die 
Börse. Vorstandschef Arthur Nothdurft 
präsentierte dazu in Stuttgart stolz die 
Unternehmensdaten, malte in den 
leuchtendsten Farben das Bild einer 
vor Kraft strotzenden Firma mit gro¬ 
ßer Zukunft. Dies beeindruckte dann 
auch viele Anleger, die rund 30 Euro 
für eine Aktie zahlten. 

Doch schon innerhalb des ersten 
halben Jahres verloren sie 20 Prozent 
ihres Einstandspreises. Die Nachfah¬ 
ren des Schreiners Albert Nothdurft, 
der das Unternehmen 1957 nach Pful- 
lendorf gebracht hatte, steckten für ihre 
Anteile viele Millionen in ihre Privat¬ 
schatulle. Das war nur der Anfang des 
nun über zwei Jahrzehnte dauernden 
Abstiegs. Verluste, Arbeitsplatzabbau 
und Wechsel in der Führungsetage 
und Wandel der Eigentumsverhältnis¬ 
se sind seither fast jährlich wiederkeh¬ 
rende Elemente der weiteren Firmen¬ 
geschichte. 

Gar nicht despektierlich 

„Der Zweck des Unternehmens ist 
nicht die Küchenherstellung. Der 
Zweck des Unternehmens ist der 
ökonomisch messbare Erfolg. Mittel 
zum Zweck sind Küchen, sind-ganz 
wichtig - Mitarbeiter, sind Kunden. 
Und ich meine das gar nicht despek¬ 
tierlich. Das ist Mittel zum Zweck, 
das ist nicht Selbstzweck. Ich brau¬ 
che keine Mitarbeiter, wenn ich 
nicht in den Werken auf Profit set¬ 
ze.“ 

(Der früherer Alno-Vorstandschef 
Jörg Deisel 2010 zu seinen unterneh¬ 
merischen Zielen) 

Nie mehr erreichte die Alno-Aktie 
ihren Ausgabekurs von knapp 60 DM. 
Schon 2002 war sie nur noch 1,80 Euro 
wert, und Ende Juli 2017 dümpelt die 
Aktie auf dem Ramsch-Niveau von 17 



Mehr als 90 Prozent der in Deutschland genutzten Küchen werden auch in Deutschland produziert. Marktführer ist der 
ostwestfälische Hersteller Nobilia. Neben großen Küchenherstellern wie Nobilia, Aino, Häcker, Schüller und Nolte gibt es 
viele kleine wie Bulthaup oder Allmilmö. 2016 erarbeiteten die rund 30 000 Kolleginnen und Kollegen in der deutschen 
Küchenindustrie einen Umsatz von etwa 12 Milliarden Euro. 


bis 20 Cent. Schlagzeilen wie „Aino 
scheint Kehrtwende gelungen“, „Er¬ 
holung beim Küchenbauer“ und „Aino 
arbeitet sich aus der Krise“ der Jahre 
2004,2010 und 2014 nährten zwischen¬ 
durch die Hoffnung der Beschäftig¬ 
ten in den deutschen Alno-Werken in 
Pfullendorf, Enger (NRW) und Coswig 
(Sachsen-Anhalt). 

Ende 2016 hat die bosnische Indus¬ 
triellenfamilie Hastor mit ihrer Tahoe 
Investors GmbH bei Aino ein Gesamt¬ 
stimmrechtsanteil von 40,61 Prozent er¬ 
worben, dann Aino ein Darlehen über 
20 Mio. Euro gewährt und damit die to¬ 
tale Kontrolle bei Aino übernommen. 

Die Insolvenz ist nicht nur für die 
„Alnojaner“, wie sie sich selbst stolz 
nennen, sondern auch für Menschen 
in der Region rund um Pfullendorf ein 
herber Schlag. Die Betriebsratsvorsit¬ 
zende und Stellvertretende Aufsichts¬ 
ratsvorsitzende Waltraud Klaiber be¬ 


richtet, ihre Kolleginnen und Kollegen 
seien „verärgert, wütend, ohnmächtig 
und enttäuscht“, und befürchtete das 
Aus von Aino und den Verlust ihres 
Arbeitsplatzes. Dies, obwohl sie An¬ 
fang des Jahres doch - wie schon häu¬ 
fig zuvor - den Plänen zum weiteren 
Stellenabbau zugestimmt hatten. 

Für alle Gekündigten sollte es eine 
Abfindung geben und die Möglichkeit, 
in eine Transfergesellschaft zu wech¬ 
seln. Die Weiterbeschäftigten erklär¬ 
ten sich bereit, abermals Opfer zu brin¬ 
gen und auf Teile ihres Urlaubs- und 
Weihnachtsgeldes verzichten. Man 
fragt sich, ob sich Hastor diesmal selbst 
an den eigenen Haaren - sprich mit 
dem eigenen Geld - aus dem Schul¬ 
densumpf ziehen will? Eher nein. Ist 
die Insolvenz in Eigenverwaltung 
vielleicht nur ein weiterer raffinier¬ 
ten Schachzug, um den Beschäftigten, 
Gläubigern und Lieferanten weiteres 


Geld aus den Taschen zu ziehen und 
Aino ganz zu übernehmen? 

Der Aufstieg des Nijaz Hastor 


Denn damit erlangt Hastor deut¬ 
lich mehr Kontrolle über die eigenen 
Konten und über das eigene Vermö¬ 
gen - mehr als bei der Einsetzung ei¬ 
nes Insolvenz-Verwalters von außen. 
Aino muss nun die Gehälter nicht mehr 
aus der eigenen Tasche bezahlen. Für 
die Dauer von maximal drei Monaten 
übernimmt das ein spezieller Siche¬ 
rungsfonds der deutschen Wirtschaft, in 
den alle Firmen einbezahlen. Die Bun¬ 
desagentur für Arbeit zahlt das Geld 
aus. Außerdem wird Aino jetzt bei der 
Entrichtung der Umsatzsteuer entlas¬ 
tet, und dauerhafte Zahlungsverpflich¬ 
tungen wie Mieten, Pachten und Zinsen 
müssen für die Dauer des Verfahrens 
nur noch teilweise entrichtet werden. 

Man sei zuversichtlich, dass „das 
Insolvenzverfahren auch eine Chan¬ 
ce bietet, insbesondere wenn man den 
eingeschlagenen Spar- und Restruktu¬ 
rierungskurs rigoros weiter verfolgt“, 
ließ Betriebsratsvorsitzende Klaiber 
die örtliche Presse wissen. Jetzt gelte 
es, alles auf den Prüfstand zu stellen 
und kein Geld mehr zu verschleudern. 
Wer diese Sätze liest, stellt sich die 
Frage, ob die Alnojaner nun wirklich 
Grund zur Zuversicht haben. Mag ja 
sein, dass Aino oder mindestens Teile 
davon noch einmal dem Aus entkom¬ 
men. Ohne massiven, aktiven gewerk¬ 
schaftlichen Kampf der Beschäftigten 
mit ihrer IG Metall aber wird sich bei 
Aino der sprichwörtliche Schrecken 
ohne Ende bald in ein Ende mit Schre¬ 
cken verwandeln. 

Manfred Dietenberger 


Die Karriere von Nijaz Hastor, Gründer des Familienkonzerns, begann bei der 
Tvorinica Automobila Sarajevo, wo von den siebziger Jahren bis zum Beginn 
des Bosnienkriegs (1992 bis 1995) VW-Modelle produziert wurden: Der gelernte 
Ingenieur kaufte in den neunziger Jahren mehrere Autoteilehersteller in Slo¬ 
wenien und belieferte den deutschen Großkonzern. Nach Kriegsende baute 
Hastor sein Unternehmen, das auch andere europäische Automarken mit Gur¬ 
ten, Bremsen, Sitzbezügen oder Getriebegehäusen ausstattet, kontinuierlich 
aus. In Deutschland, wo Prevent seine Ländergesellschaft von Wolfsburg aus 
steuert, wurde der Sitzzulieferer Car Trim und der Gussteilhersteller ES Auto¬ 
mobilguss aufgekauft. Zudem hält Prevent eine Beteiligung am VW-Werk der 
bosnischen Hauptstadt. 

Hastors Söhne Kenan und Damir sind mit der Diversifikation des Familienun¬ 
ternehmens beschäftigt. Unter ihrer Regie werden heute auch Herrenkleider, 
Polstermöbel für das Einrichtungshaus Ikea oder Jachten produziert. Einer der 
Söhne stieg über die Beteiligungsgesellschaft Tahoe Investment beim nun in¬ 
solventen Küchenhersteller Aino ein. Laut „FAZ“ erwägt das Brüderpaar auch, 
ein Angebot für die staatliche Versicherungsgruppe Sarajevo Osiguranje. Zuvor 
hatte Prevent bereits im Bankensektor investiert. 


Eine Kammer für die Pflege? 

Landesregierung in NRW treibt Privatisierung von Bildung und Gesundheit voran 


„Nordrhein-Westfalen wird eine Inte¬ 
ressenvertretung der Pflegenden er¬ 
richten, wenn die Pflegenden dies wol¬ 
len“, heißt es im Koalitionsvertrag von 
CDU und FDP in Nordrhein-Westfa¬ 
len. Schützenhilfe gibt es vom „Pflege¬ 
rat NRW“, einer Landesarbeitsgemein¬ 
schaft der Pflegeberufsverbände und 
Pflegeorganisationen. Diese von den 
Unternehmern betriebene Organisati¬ 
on setzt sich bereits seit Längerem für 
die Gründung einer Pflegekammer ein. 
„Es geht in erster Linie um den Schutz 
der Pflegebedürftigen vor unzureichend 
qualifizierten Pflegepersonen. Dieses ist 
die primäre Aufgabe einer Kammer“, 
sagte der Vorsitzende des Pflegerates, 
Ludger Risse, bereits 2015 im Gespräch 
mit den Fraktionen im damaligen Lan¬ 
desparlament. Die Pläne sorgen nun 
innerhalb von ver.di für Diskussionen. 

Im Februar 2017, also noch zu Zei¬ 
ten der nun abgewählten rot-grünen 
Landesregierung, hatte sich Wolfgang 
Cremer, ver.di-Fachbereichsleiter Ge¬ 
sundheit in NRW, gegen die erfolg¬ 
reiche Lobbyarbeit der Anhänger der 
Pflegekammern positioniert: „Wenn 
die notwendige lebenslange Fortbil¬ 
dung der Pflegekräfte von den Beschäf¬ 
tigten selbst bezahlt werden soll, ist et¬ 
was faul an dem Konzept.“ 

Mit einer Pflegekammer ist eine be¬ 
rufsständische Vertretung der Pflege¬ 


fachkräfte gemeint, die durch ein Ge¬ 
setz eines Landesparlaments eingerichtet 
und deren Aufgaben durch den Gesetz¬ 
geber festgelegt werden. Es bestehen in 
Deutschland verschiedene ständische 
Kammern, in denen allerdings nahezu 
ausschließlich Selbstständige organi¬ 
siert sind, z.B. Handwerkskammern für 
Berufe der Handwerksordnung oder 
Ärzte- und Apothekerkammern für den 
Bereich des Gesundheitsdienstes. Erst¬ 
mals würde eine derartige Kammer von 
überwiegend lohnabhängig Beschäftig¬ 
ten getragen werden, und zwar nicht auf 
freiwilliger Basis, sondern auf Grundlage 
einer Zwangsmitgliedschaft. Nach dem 
vorliegenden Diskussionsstand in NRW 
müssten alle examinierten Pflegefach¬ 
kräfte Mitglied werden und einen Pflicht¬ 
beitrag bezahlen, 10 Euro monatlich sind 
im Gespräch. Da übrigens nur Fachpfle¬ 
ger in den Kammern berücksichtigt wer¬ 
den sollen, fällt die große Gruppe der un- 
bzw. angelernten Kolleginnen und Kolle¬ 
gen aus dem ganzen Modell heraus. 

Mit der Einrichtung der Pflegekam¬ 
mern würde ein weiterer Aspekt des 
Bildungs- und Gesundheitswesens ent- 
staatlicht und privatisiert. Aufgaben der 
Politik wie die Fortbildung der Pflege¬ 
kräfte würde dann nicht mehr von den 
Unternehmen der Pflege, sondern von 
den Pflegekräften selbst finanziert wer¬ 
den. Kratzt man etwas an der Oberfläche 


des Projekts, wird die ideologisch-politi¬ 
sche Stoßrichtung schnell deutlich: Die 
Einbindung der Pflegenden in ein höchst 
attraktives und profitables Pflegesystem, 
in dem ihre Interessen in einem Co-Ma- 
nagement gut aufgehoben scheinen. 

Mit Argumenten wie Aufwertung 
des Pflegeberufes, Verbesserung der Ar¬ 
beitsbedingungen oder der Herstellung 
von gleicher Augenhöhe mit den Arbeit¬ 
gebern soll die Einrichtung der Kammer 
den Beschäftigten schmackhaft gemacht 
werden. Dazu soll, so der Koalitionsver¬ 
trag in NRW, „eine repräsentative Befra¬ 
gung bei den professionell Pflegenden“ 
durchgeführt werden, ob eine Landes¬ 
pflegekammer oder als Alternative das 
Modell der „Vereinigung der bayeri¬ 
schen Pflege“ konstituiert werden soll. 

Aufgabenbereich der Pflegekammer 
wäre die Sicherstellung der Pflege der 
Bevölkerung auf aktuellem pflegewis¬ 
senschaftlichem Niveau, Stellungnah¬ 


men zu Gesetzen, Beteiligung bei Ge¬ 
setzesvorhaben und die Mitbestimmung 
in zentralen gesundheitspolitischen Gre¬ 
mien. Die zentralen Probleme der Pflege 
wie Personalmangel, die steigende Ar¬ 
beitsbelastung oder fehlende Zeit für 
Auszubildende sowie die Durchsetzung 
einer angemessenen Entlohnung lösen 
die Pflegekammern aber gerade nicht. 
Ein Weisungsrecht gegenüber staatli¬ 
chen Stellen oder Unternehmen hätten 
die Kammern ebenfalls nicht und - im 
Vergleich zu einer Gewerkschaft - nicht 
die Möglichkeit, Interessen der Beschäf¬ 
tigten beispielsweise mit Arbeitskämp¬ 
fen und Streikaktionen durchzusetzen. 

Wenn die Pflegekammer analog der 
ärztlichen Ständeorganisation auch die 
Fortbildung organisiert, kann es zu fol¬ 
gender paradoxer Situation kommen: 
Die Pflegekammer erlässt Mindestan¬ 
forderungen zur Ausübung des Pflege¬ 
berufes, z.B. sind eine gewisse Anzahl 


an Fortbildungspunkten pro Jahr zu 
ereichen. Die Pflegekammer hat aber 
keine Möglichkeit, Druck auf die Ar¬ 
beitgeber auszuüben, dass diese die 
entsprechenden Fortbildungen orga¬ 
nisieren oder auch nur für sie freistei¬ 
len müssen. Absehbar ist dann, dass 
das Pflegepersonal ihren Fortbildungen 
nachlaufen, sie selbst finanzieren und/ 
oder in der Freizeit durchführen muss. 

Auch aus diesen Gründen lehnt ver. 
di NRW die Einführung einer Pflege¬ 
kammer ab: „Es ist staatliche Aufgabe, 
eine gesicherte pflegerische Versorgung 
zu gewährleisten“, erklärt die Gewerk¬ 
schaft und begründet die Ablehnung 
des Modells: „Steuern und Beiträge zur 
Kranken- und Pflegeversicherung bil¬ 
den die finanzielle Grundlage für den 
Anspruch der Bevölkerung auf gute 
pflegerische Versorgung im Krank¬ 
heitsfall, im Alter und bei Behinderung. 

Einer Pflegekammer diese hoheitli¬ 
chen Aufgaben zu übertragen und die 
Pflegekräfte dafür bezahlen zu lassen, 
lehnen wir ab. Wir möchten unsere ge¬ 
wählten Politikerinnen und Politiker 
auch zukünftig für die Versorgung der 
Menschen in diesem Land in die Ver¬ 
antwortung nehmen können und die¬ 
se Aufgabe nicht auf eine Pflegekam¬ 
mer übertragen sehen. Wählerinnen 
und Wähler haben keinen Einfluss auf 
Pflegekammern.“ Werner Sarbok 


Pflegekammern in der Bundesrepublik Deutschland 

Baden-Württemberg: Befragung geplant 
Brandenburg: Befragung geplant 

Bayern: Bayerische Alternative „Pflegevereinigung“ seit 1. Juni 2017 
NRW: Pflegekammer im Koalitionsvertrag vereinbart 
Niedersachsen: Gesetz zur Einführung verabschiedet 
Rheinland-Pfalz: Pflegekammer seit 1. Januar 2017 
Schleswig-Holstein: bestehende Pflegekammer unter wachsender Kritik 
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28 Stunden sind genug 

Gegengewicht der IG Metall gegen die Flexi-Offensive der Unternehmer 



5 vor 12 für die Arbeitszeitverkürzung - bei vollem Lohn- und Personalausgleich 


ie 35 Stunden ist die Wunschar¬ 
beitszeit der großen Mehrzahl 
der Beschäftigten“ resümierte 
Jörg Hofmann, Vorsitzender der IG 
Metall das Ergebnis der Beschäftig- 
tenbefragung sowie der Arbeitszeit¬ 
konferenz der Gewerkschaft. Weiterhin 
stehen selbstbestimmte Arbeitszeiten, 
die Anpassung Arbeitszeit Ost, für die 
sich die gesamte Organisation einset- 
zen muss, und ein „Wahlrecht“ auf Ver¬ 
kürzung der Arbeitszeit auf 28 Stunden 
für alle auf der Agenda. Es soll auf zwei 
Jahre befristet sein und ein Rückkehr¬ 
recht auf 35 Stunden beinhalten. Für 
Eltern, Pflegende und Schichtarbeiter 
soll das Unternehmen einen Entgelt¬ 
ausgleich zahlen, je niedriger die Ent¬ 
geltgruppe, desto höher der Ausgleich. 

Sofort erhoben Unternehmer ein 
mediales Protestgeschrei, drohten mit 
Verbandsaustritten, Automatisierung, 
Verlagerungen ins Ausland, Fachkräf¬ 
temangel, Zerschlagung „unseres wirt¬ 
schaftlichen Erfolgs“. Erstaunlich, denn 
dieses Gezeter machen sie eh ständig. 
Aber die Zahl 28 passt ihnen gar nicht. 
Schon lange drängen sie auf eine Ar¬ 
beitszeitverlängerung mit Hilfe des In¬ 
struments Flexibilisierung und der ge¬ 
setzlichen Wochenarbeitszeit. Bereits 
2015 titelte der „Merkur“, „Arbeitge¬ 
berpräsident Kramer will 8-Stunden- 
Tag abschaffen“, und zitierte ihn: „Es 
könne sein, dass jemand an einem Tag 
zwölf Stunden arbeitet und am nächs¬ 
ten nur vier.“ Die Arbeitszeitflexi- und 
Verlängerungsoffensive der Unterneh¬ 
mer ist ein permanentes Trommelfeu¬ 
er auf die Köpfe der Beschäftigten. In 
der „Hamburger Erklärung zur Bun¬ 
destagswahl“ fordert Gesamtmetall 
von der Bundesregierung die Deregu¬ 
lierung des Arbeitszeitgesetzes. 

Da ist es gut, wenn die IG Metall 
die 28-Stunden-Woche als Gegenge¬ 
wicht in die Diskussion bringt. 68 Pro¬ 
zent der Beschäftigten wünschen sich 
die 35-Stunden-Woche oder kürzere 
Arbeitszeiten. 80 Prozent der Beschäf¬ 
tigten arbeiten regelmäßig länger als 
35 Stunden. Indes, das 28-Stunden- 
Projekt ist kein gesellschaftspolitischer 
Aufbruch - weder zur Beteiligung der 
Beschäftigten an den von ihnen erar¬ 


beiteten Produktivitätsgewinnen noch 
zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit: 
Denn konkret bedeutet es, Beschäftig¬ 
te, die es sich leisten können, sollen sich 
ihre Arbeitszeitverkürzung - oder doch 
Teile davon - selbst bezahlen, über Per¬ 
sonalausgleich wird nur in vereinzelten 
Bezirken gesprochen. 

Teilzeit-Optionen? 

Zusätzlich zum Sperrfeuer der Unter¬ 
nehmer gegen die Arbeitszeitverkür¬ 
zung höhnte Gesamtmetall Präsident 
Rainer Dulger: „Wer will, kann doch 
heute schon kürzer treten - dank des 
Teilzeitgesetzes und flexibler Regeln in 
den Betrieben“. Dem muss frau leider 
zustimmen - allerdings eben mit der 
Ergänzung: „Wer es sich leisten kann“. 
Nun will die IG Metall, dass alle Be¬ 
schäftigten in der Metallindustrie zwei 
Jahre lang ein individuelles Recht auf 
Teilzeit auf tariflicher Basis haben, 
denn das wäre die individuelle 28-Stun- 
den-Woche. 


Verständlich ist die Forderung aus 
der Sicht der Einzelnen, denn die rea¬ 
le Arbeitszeit von Vollzeitbeschäftigten 
im Metall- und Elektrobereich beträgt 
41,7 Stunden, gleichzeitig nehmen Leis¬ 
tungsdruck und Intensivierung der Ar¬ 
beit zu. Weniger Arbeiten, mehr Frei¬ 
zeit - wer wollte das nicht. Glücklich 
diejenigen, die es sich leisten können. 

Aber was ist mit den andern? Mit 
denen, die sich die Absenkung der 
Arbeitszeit nicht leisten können? Die 
EVG hat im Bahnbereich Ende ver¬ 
gangenen Jahres ein „Wahlmodell“ 
vereinbart, bei dem die Beschäftigten 
ihre Arbeitszeitverkürzung bzw. länge¬ 
ren Urlaub selber bezahlen. 42 Prozent 
brauchten ein höheres Einkommen 
und „verzichteten“ damit auf länge¬ 
ren Urlaub. Sind sie in Zukunft man¬ 
gels Einkommen von Arbeitszeitver¬ 
kürzung ausgeschlossen? Fördert das 
nicht die Spaltung der Belegschaften? 

Und was wird aus den 3,7 Millionen 
Arbeitslosen, den prekär Beschäftig¬ 


ten, den Teilzeitlerlnnen die dringend 
Erwerbsarbeit brauchen? Werden die 
temporär freiwerdenden Arbeitsstun¬ 
den durch Personal von außen abgear¬ 
beitet? Oder werden nicht die gut or¬ 
ganisierten Unternehmen individuel¬ 
le Arbeitszeitverkürzungen mit ihren 
ausgefeilten Personalmanagementsys¬ 
temen wesentlich leichter auf dem Rü¬ 
cken der Beschäftigten lösen (sowohl 
derjenigen, die kürzer arbeiten, als 
auch ihrer Kolleginnen), ohne zusätz¬ 
liches Personal einzustellen, als sie es 
bei kollektiver Arbeitszeitverkürzung 
müssten. Um den Arbeitsdruck weiter¬ 
zugeben stehen ihnen leider genügend 
Instrumente zur Verfügung: Überstun¬ 
den, Flexizeit, Arbeitsverdichtung. So 
werden in vielen Fällen ihre Kollegin¬ 
nen die notwendigen Arbeiten zusätz¬ 
lich erledigen müssen, oder die Ver¬ 
kürzerinnen in ihrer verkürzten Zeit. 
Der Personalausgleich wird dürftig 
ausfallen. Weitere prekär Beschäftigte 
mit Befristungen oder Teilzeit stehen 
praktisch auf der Tagesordnung! Und 
die kürzer arbeitenden Beschäftigten 
ohne und mit Lohnausgleich treiben 
ungewollt die Produktivität voran und 
„kosten“ zugleich die Unternehmen 
weniger. 

Lohn- und Personal¬ 
ausgleich für alle 

Was wir brauchen, ist eine Arbeitszeit¬ 
verkürzung für alle als solidarisches 
gewerkschaftlich-gesellschaftliches 
Kampfprojekt, um die Arbeitslosig¬ 
keit zu stoppen, um Arbeitsplätze für 
die Jugend und Stressabbau für die 
Beschäftigten zu sichern. Unser Ziel 
muss es sein, für die Forderung nach 
der 28-Stunden-Woche für alle bei vol¬ 
lem Lohn- und Personalausgleich in 
den Belegschaften und Gewerkschaf¬ 
ten zu werben, innerhalb deren selbst¬ 
bestimmte Arbeitzeiten möglich sind. 
Bezahlbar ist sie allemal, das haben 
verschiedene Wissenschaftler vorge¬ 
rechnet. Die Produktivität ist beständig 
gestiegen, und es ist nicht in unserem 
Interesse, dadurch die Gewinnquote 
der Unternehmer noch weiter zu er¬ 
höhen. 

Anne Rieger 


Handels- und Energiekrieg 

US-Sanktionen gegen Russland stoßen auf hilflosen Protest in Berlin 



Baubeginn der Pipeline im Jahr 2010. Die beteiligten Unternehmen sind heute 
im Visier der US-Regierung. 


In ganz untypischer Einigkeit haben 
Ende vergangenen Monats beide Häu¬ 
ser des US-Kongresses weitere Sanktio¬ 
nen gegen Russland beschlossen. Demo¬ 
kraten und Republikaner, Trump-Geg¬ 
ner und Trump-Anhänger stimmten für 
die Resolution. Der Präsident selbst er¬ 
klärte sich anstandslos bereit, dieses par- 
teiübergreifende Gesetz zu unterzeich¬ 
nen, das ihn ermächtigt, Unternehmen 
aus aller Welt vom US-Markt fernzuhal¬ 
ten, wenn sie dabei erwischt werden, mit 
russischen Unternehmen Geschäfte zu 
machen - insbesondere solchen, die sich 
auf den Energiesektor beziehen. 

Untypisch an diesem Vorgang war 
auch, dass die neuen Sanktionsbeschlüs¬ 
se der Senatoren und Abgeordneten in 
der deutschen Presse einhellig abge¬ 
lehnt wurden. Das schließt so wenig 
russophile Blätter wie die „FAZ“ oder 
das „Handelsblatt“ ausdrücklich ein. 
Der Wirtschaftskorrespondent der FAZ 
in den USA, ein gewisser Winand von 
Peterdorff, beendete seinen Kommen¬ 
tar zu diesem Thema mit dem Seufzer: 
„Es sieht nicht gut aus für die Freund¬ 
schaft zwischen Amerika und Euro¬ 
pa“. Nicht nur die Presse klang so. Fast 
noch antiamerikanischer gebärdeten 
sich die Politiker. Bundeswirtschafts¬ 
ministerin Brigitte Zypries drohte den 
USA mit Gegenmaßnahmen, ohne al¬ 
lerdings speziüsch zu werden. „Wir 
halten das schlicht und ergreifend für 
völkerrechtswidrig“, sagte sie. Schon zu¬ 
vor, als die Entscheidung in Senat und 
Repräsentantenhaus noch bevorstand, 
hatte Außenminister Sigmar Gabriel, 


zusammen mit dem österreichischen 
Bundeskanzler Christian Kern protes¬ 
tiert und sich die Einmischung in die 
EU-Energiepolitik verbeten. Sogar die 
notorische US-Freundin und Bundes¬ 
kanzlerin Angela Merkel stimmte dem 
vorsichtig zu. 

Sanktionspolitik sei „kein geeigne¬ 
tes Instrument zur Beförderung natio¬ 
naler Exportinteressen“, hatte Gabriel 


gesagt und sich darauf bezogen, dass 
im neuen Sanktionsgesetz der USA 
die Förderung des Exports von Flüssig¬ 
gas aus den USA ausdrücklich erwähnt 
wird. Zu diesem Zweck soll der zweite 
Strang der Pipeline Nord Stream, die 
Erdgas aus Russland durch die Ostsee 
nach Deutschland befördert, verhindert 
werden. Speziell Unternehmen, die an 
Nord Stream 2 mitarbeiten und mit¬ 


verdienen, sollen nach dem US-Gesetz 
bestraft werden können. Mitteleuropa 
bezieht zurzeit etwa die Hälfte des Erd¬ 
gases aus Russland. Der Rest kommt 
vorwiegend aus der Nordsee, deren 
Vorkommen sich aber langsam er¬ 
schöpfen. Als Ersatz dafür kommt nach 
Vorstellung einiger US-Energiekonzer¬ 
ne auch Flüssiggas aus den USA in Fra¬ 
ge. Im Vergleich zu russischem Gas per 
Pipeline wäre das aber - schon wegen 
der dazu nötigen Verflüssigungsanlagen 
- unverhältnismäßig teuer. Auf billiges 
russisches Erdgas verzichten zu müs¬ 
sen oder auch nur auf einen Zuwachs 
aus dieser Energiequelle, wäre für die 
deutschen Konzerne und ihre gesamte 
Volkswirtschaft ein herber Rückschlag. 

Nicht minder ärgerlich ist für deut¬ 
sche Unternehmen die Methode, mit 
der die USA in dieser Sache eine 
„America-first“-Politik durchsetzen 
wollen. Gute Geschäfte mit Russland 
können danach mit einem generellen 
Zugangsverbot zum US-Markt be¬ 
straft werden. Eine ganze Reihe deut¬ 
scher Unternehmen macht, anders als 
US-Konzerne, recht gute Geschäfte in 
und mit Russland. Aber im Regelfall 
und in der Summe ist der US-Markt für 
sie ungleich wichtiger. Wenn der Bun¬ 
desregierung nicht schnell eine effekti¬ 
ve Gegenstrategie einfällt, werden sie 
nachgeben und auf ihre russische Kund¬ 
schaft verzichten. Im Falle des Iran ist 
vor einigen Jahren die gleiche Taktik 
der US-Regierung schon aufgegangen. 

Lucas Zeise 

Kommentar auf Seite 9 


Verhandlungen über 
Tarifvertrag Entlastung 

Die Vereinte Dienstleistungsge¬ 
werkschaft (ver.di) hat in den letz¬ 
ten Tagen in sieben Bundesländern, 
in Bayern, Baden-Württemberg, 
Nordrhein-Westfalen, Niedersach¬ 
sen, Brandenburg, Hessen und 
Mecklenburg-Vorpommern, aus¬ 
gewählte Krankenhäuser in priva¬ 
ter und öffentlicher Trägerschaft zu 
Verhandlungen über einen Tarifver¬ 
trag Entlastung aufgefordert. 

„Aufgrund der Personalnot be¬ 
lastet das Arbeiten im Krankenhaus 
extrem, die Krankheitsquote vor 
allem bei psychischen Erkrankun¬ 
gen ist überdurchschnittlich hoch. 
Die Arbeitgeber müssen endlich 
Verantwortung übernehmen“, for¬ 
dert Sylvia Bühler, im ver.di-Bun- 
desvorstand zuständig für das Ge¬ 
sundheitswesen. „Ein Prozent al¬ 
ler Krankenhäuser in Deutschland 
werden wir absehbar zu Tarifver¬ 
handlungen aufgefordert haben, um 
Regelungen für mehr Personal und 
Entlastung zu vereinbaren“, kündigt 
Bühler an. Die Arbeit müsse so or¬ 
ganisiert werden, dass die Gesund¬ 
heit der Beschäftigten nicht gefähr¬ 
det wird. 

Die Aufforderung zu Tarifver- 
handlungen sind eingebettet in die 
bundesweite Bewegung der Ge¬ 
werkschaft ver.di für mehr Perso¬ 
nal und Entlastung im Kranken¬ 
haus. Bundesweit fehlen 162 000 
Stellen, 70 000 allein in der Pflege. 
64 Prozent der Pflegekräfte müs¬ 
sen nachts allein durchschnittlich 
26 Patientinnen und Patienten pfle¬ 
gen und versorgen. Auch in anderen 
Bereichen des Krankenhauses ist 
die Belastung enorm. Die Arbeit¬ 
geber haben die Verantwortung für 
gute Arbeitsbedingungen, die durch 
entsprechende Tarifverträge zu re¬ 
geln sind. 

In weiteren 100 Kliniken wird 
ver.di den betrieblichen Druck er¬ 
höhen. 

ver.di 

Überstundenabbau und 
Produktionsausfälle 

Im Daimler-Werk Untertürkheim, 
einem „traditionellen Standort für 
Verbrennungsmotoren“ ( Stuttgar¬ 
ter Zeitung ) werden zukünftig auch 
Batterien und Komponenten für 
elektrische Antriebe gebaut. Eine 
entsprechende Betriebsvereinba- 
rung wertete der Betriebsratsvorsit¬ 
zende Wolfgang Nieke als „schritt¬ 
weisen Übergang von konventi¬ 
onellen Motoren, Getrieben und 
Achsen hin zu künftigen Kompo¬ 
nenten für Elektrofahrzeuge“. 

Der Vereinbarung war ein hef¬ 
tiger Konflikt vorausgegangen. 
Die Betriebszeitung „ alternative “ 
schrieb noch Ende Juni: „Die Un¬ 
ternehmensleitung hat 100 Arbeits¬ 
plätze für eine Batteriemontage im 
Werkteil Brühl in Aussicht gestellt. 
Allerdings sollen die Beschäftigten 
dort zur Accumotive GmBH, einer 
Daimler Tochter ohne Tarifvertrag 
gehören. Das ist für uns ein abso¬ 
lutes „No Go“. Beschäftigung ohne 
Tarifvertrag auf unserem Werksge¬ 
lände werden wir mit aller Macht 
verhindern.“ 

Die Beschäftigten erklärten, 
keine Überstunden mehr leisten zu 
wollen, das hatte zu Produktions¬ 
ausfällen am Standort Sindelfingen 
geführt - die Produktion ist mitUn- 
tertürkheim eng verzahnt. Dabei 
ging es auch um die Frage, welche 
elektrischen Bauteile in Untertürk¬ 
heim gefertigt werden und ob die 
Beschäftigten auch Freizeit opfern 
müssen, um sich fortzubilden. 

In der Stuttgarter Zeitung hieß 
es, die Zukunft der Beschäftigten 
in Untertürkheim hänge davon ab, 
wie es mit Motor, Achsen und Ge¬ 
triebe weitergeht: „10 000 der insge¬ 
samt 19 000 Männer und Frauen am 
Standort arbeiten am sogenannten 
Antriebsstrang.“ Betriebsratschef 
Wolfgang Nieke geht demnach da¬ 
von aus, dass sich in den nächsten 
zehn bis zwanzig Jahren kein Werk 
so verändern werde wie das Daim¬ 
ler-Werk in Untertürkheim. Imö 
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Auftrag erfüllt 

Mieten in NRW werden steigen 


Randale kam gerade recht 

Über Hamburg auf dem Weg in den repressiven Staat 



Landfriedensbruch mit Reizgas in Hamburg 


Die katastrophal-wüste Wohnungspo¬ 
litik der CDU/FDP-Landesregierung 
in Nordrhein-Westfalen ist älter als 
die berühmten „ersten hundert Tage“ 
von Ministerpräsident Armin Laschet 
(CDU), seinem Vize Joachim Stamp 
(FDP) und Wohnungsbauminister 
Hendrik Wüst (CDU). Da gab es doch 
schon diese Riesenschweinerei von La- 
schets Vor-vor-Gänger Jürgen Rüttgers 
(CDU) vor mehr als 10 Jahren. Der 
hatte die weitgehend „staatliche“ Lan¬ 
desentwicklungsgesellschaft (LEG) 
mit Beschluss vom 24. Oktober 2006 
(zusammen mit der FDP) privatisiert. 
Sie ging an Goldman Sachs (Whitehall 
Real Estate Funds). In die Staatskasse 
flössen 787,1 Millionen Euro. Da moch¬ 
te bei manchen ahnungslosen Mietern 
zunächst noch Hoffnung aufkeimen: 
LEG - war das nicht diese „gemein¬ 
nützige“ Wohnungsgesellschaft? Rich¬ 
tig: Rüttgers hatte die Weichen neu ge¬ 
stellt. Aber in die falsche Richtung. Da 
wundert es nicht, wenn die LEG heute 
bestätigt: Alle Mieterhöhungen unse¬ 
rer Vorgängerin sind gerechtfertigt. Die 
Kette zwischen Rüttgers und Laschet 
ist geschlossen. Innerhalb der eigenen 
LEG-Bestände umzuziehen, ist auf dem 
angespannten „Markt“ in Düsseldorf 
schwierig. Der vormalige Düsseldorfer 
CDU-Oberbürgermeister Dirk Elbers 
hatte posaunt: Wer die Mieten in Düs¬ 
seldorf nicht bezahlen kann, der könne 
ja nach Duisburg umziehen. Da wolle 
er allerdings nicht einmal „tot überm 
Zaun hängen“. 

Die Ängste haben sich dieser Tage 
bestätigt. Das CDU/FDP-Kabinett 
hat unter Laschet ein Regierungspro¬ 
gramm vorgelegt, das die bisherige 
Wohnungspolitik in aller Schärfe fort¬ 
setzt. Wer lesen wollte, konnte bereits 
im Frühjahr wissen: Sowohl im Wahl¬ 
programm der CDU wie auch bei der 
FDP wurde eindeutig gesagt, dass alle 
Beschränkungen für eine Entfesselung 
der „Marktkräfte“ wegfallen sollen, als 
da wären „Mietpreisbremse“, „Kündi¬ 
gungssperrfristen“ oder auch die „Um¬ 
wandlungsverordnung“, die es erlaubt, 
Mietwohnungen in Eigentumswohnun¬ 
gen zu wandeln. 

Die einzelnen Kettenglieder, mit 
denen CDU und FDP die Mieter fes¬ 
seln, hat der Deutsche Mieterbund auf¬ 
gelistet: 

Zweckentfremdungsverordnung 
kippen, soll heißen, Wohnraum darf 


wieder in Gewerbefläche umgewid¬ 
met werden. 

Kündigungssperrfristverordnung 
bedeutet nichts anderes, als das bisher 
der Mieter gegen Kündigung wegen Ei¬ 
genbedarf des Vermieters bis zu acht 
Jahren geschützt war. Diese Regelung 
wird ersatzlos gestrichen. 

U mwandlungs-/Kappungsgrenzen- 
verordnung, auch diese Vorgaben ste¬ 
hen auf der Streichliste. Es ging bisher 
um die Erhaltung von Wohnungen in 
„angespannten Wohnmärkten“, dies 
soll keine Berücksichtigung mehr fin¬ 
den, wenn Investoren ansonsten sich in 
solchen Gebieten zurückhalten. 

Die Mietpreisbegrenzungsverord¬ 
nung ist der Landesregierung ebenfalls 
nichts mehr wert, für die Wiederver¬ 
mietung von Wohnraum gibt es keine 
Deckelung mehr. 

Die völlig unwirksame Mietpreis¬ 
bremse, die die CDU/SPD-Bundes- 
regierung vor Zeiten als Instrument 
entwickelt hatte, bremste schon bisher 
die Mieten nicht. Das soll auch so blei¬ 
ben. Und zuletzt noch das Wohnungs¬ 
aufsichtsgesetz, soll bedeuten, dass 
„Schrottimmobilien“ nicht mehr über¬ 
prüft werden müssen, sondern dem 
Abriss oder der möglichen Luxussa¬ 
nierung freigegeben werden. 

Fazit: Die Landeregierung wird den 
wohnungspolitischen Herausforderun¬ 
gen nicht gerecht: Schaffung und Er¬ 
halt von bezahlbarem Wohnraum, be¬ 
sonders im öffentlichen Bereich und 
in Ballungsgebieten, Schaffung eines 
gemeinnützigen Wohnungsmarktseg¬ 
ments mit unbefristeten sozialen Bin¬ 
dungen, Verbesserung und Überprü¬ 
fung bei der Wohnungsaufsicht und 
der Mietpreisbegrenzungsverordnung. 

Solche Forderungen entsprechen 
nicht der vermeintlich christlichen 
Ethik der CDU. „Baukindergeld“ hilft 
den wirklich Bedürftigen in dieser Ge¬ 
sellschaft nicht. Um aber die Politik der 
CDU und der Immobilienwirtschaft 
durchzusetzen, bedarf es durchset¬ 
zungsfähiger Politiker. Alternativ zum 
Teflon-Vertreter Laschet müssen das 
Männer und Frauen sein, die für einen 
robusten Einsatz gegen Tausende von 
Mietern taugen. Die hat er in sein Ka¬ 
binett geholt, so z.B. Ina Scharrenbach 
fürs Bauen, Hendrik Wüst für Verkehr 
und den Scharfmacher Herbert Reul 
für Inneres. 

Uwe Koopmann / UZ 


S ollte es leichter für die Behörden 
werden, Demonstrationen zu ver¬ 
bieten, wenn sie gewalttätige Aus¬ 
schreitungen erwarten?“ Auf diese Fra¬ 
ge einer von der „Berliner Zeitung“ in 
Auftrag gegebenen und am Montag 
veröffentlichten Forsa-Umfrage ant¬ 
worteten bundesweit 55 Prozent der 
Befragten, sie seien dafür. 48 Prozent 
meinen, die „radikale Linke“ bedrohe 
die Demokratie. 52 Prozent der Befrag¬ 
ten glauben, dass die Politik die „linke 
Gefahr“ bislang unterschätzt habe. Vor 
allem die über 60-Jährigen und die An¬ 
hänger der CDU sind für ein härteres 
Vorgehen. Gegen alle Linken. Interes¬ 
santerweise sind zwar 54 Prozent der 
befragten Berlinerinnen und Berliner 
gegen die Einschränkung der Demons¬ 
trationsfreiheit, aber 42 Prozent sind 
bereits dafür. 

Die Umfrage wurde wahrschein¬ 
lich erst in der Woche zuvor durchge¬ 
führt. Da hatten die „Informationen“ 
von n-tv und anderen Sendern, hatte 
deren Berichterstattung und Verleum¬ 
dung der G20-Gegner bereits „Pflöcke 
gesetzt“. Wie auch die bürgerlichen 
Zeitungen, die den friedlichen Protest 
der vielen Zehntausenden, die in Ham¬ 
burg gegen den G20-Gipfel demonst¬ 
riert hatten, ignoriert oder diffamiert 
hatten. 

Es war dann auch nicht ohne „Ge- 
schmäckle“ dass die Umfrageergeb¬ 
nisse knapp eine Woche nach der 
„Panorama“-Sendung vom 24. Juli in 
der ARD veröffentlicht wurden. Sol¬ 
len auch deren Inhalte entwertet wer¬ 
den? In dieser Sendung wurde die Be¬ 
hauptung von Hamburgs Oberbürger¬ 
meister Scholz (SPD) „Polizeigewalt 
hat es nicht gegeben ...“ zurückge¬ 
wiesen. Es wurde unter anderem über 
Gewalt gegen Demonstrationsteilneh¬ 
mer wie völlig Unbeteiligte berichtet: 
Im „Hamburger Abendblatt“ stand 
zu lesen, dass (zu diesem Zeitpunkt) 
dem Dezernat Interne Ermittlungen 
der Hamburger Innenbehörde 49 for¬ 
melle Ermittlungsverfahren gegen Po¬ 
lizisten bekannt wären, 41 davon we¬ 
gen Körperverletzung im Amt: „Wie 
die Innenbehörde bestätigte, gehen 
die Ermittler im Rahmen von Prüfun¬ 
gen weiteren 75 Fällen gegen Beamte 
nach - die Gesamtzahl der verdäch¬ 
tigten Polizisten könnte so auf mehr 
als 100 Beamte steigen.“ Obgleich in¬ 


zwischen viele Übergriffe im Internet 
dokumentiert wurden, ist es offenbar 
so, dass viele Betroffene nach wie vor 
keine Anzeige gestellt haben. 

Die Staatsanwaltschaft ermittelt 
mittlerweile jedoch zumindest gegen 
jene Polizeibeamten, die einen Bus mit 
Mitgliedern der sozialistischen Jugend¬ 
organisation „Die Falken“ aus Nord¬ 
rhein-Westfalen, der Gewerkschafts¬ 
jugend, der Grünen Jugend und der 
Alevitischen Jugend NRW, die sich an 
der Demonstration am 8. Juli gegen 
den G20-Gipfel in Hamburg beteiligen 
wollten, stoppten. Die Insassen, darun¬ 
ter Minderjährige, wurden stundenlang 
in der Gefangenensammelstelle fest¬ 
gehalten und entwürdigend behandelt. 
Doch welch ein Hohn: Die Polizei und 
der Hamburger Innensenator haben da 
inzwischen „Fehler“ eingeräumt, sich in 
diesem Falle sogar entschuldigt. 

Das alles ist nicht nur Wahlkampf, 
in dem die SPD in Hamburg vielleicht 
„Stärke“ demonstrieren wollte und - 
welch eine Pleite - der CDU wie CSU 
eine Vorlage lieferte. Aber da stehen 
Scholz und Co. ja in „guter Tradition“. 
Hier geht es aber um weitaus mehr. Um 
ein längerfristiges Konzept des Grund¬ 
rechteabbaus im Land, um mehr Bespit¬ 
zelung und Überwachung, um „Freiräu¬ 
me“ für Repressionsorgane und ihre un¬ 
kontrollierte engere „Zusammenarbeit“, 
letztlich um den Ausbau eines repressi¬ 
ven Polizeistaates. Und es geht um die 


Diskreditierung aller Forderungen zur 
grundlegenden Veränderung der beste¬ 
henden gesellschaftlichen Verhältnisse. 

Übrigens. Es ist zwar Sommerpause 
im Bundestag, aber ein Abgeordneter, 
Andrej Hunko („Die Linke“), stellte 
an die Bundesregierung trotzdem eine 
Anfrage. Vor dem G20-Gipfel hatte es 
in der EU - und über diese hinaus - 
einen intensiven Austausch über lin¬ 
ke Aktivisten gegeben. Offenbar um 
deren Ausreise aus den entsprechen¬ 
den Staaten bzw. die Einreise in die 
EU bzw. Deutschland zu verhindern 
oder geheimdienstliche bzw. polizeili¬ 
che Maßnahmen vorzubereiten. Dabei 
hatte das Bundeskriminalamt (BKA) 
Kontakte zu sogenannten PGWT-Stel- 
len (Police Working Group on Terro- 
rism), ein informelles Netzwerk von 
Staatsschutzbehörden in anderen Län¬ 
dern, sowie zu Ämtern in den USA und 
Kanada. Das 1979 entstandene Netz¬ 
werk wurde auch nach der Gründung 
von Europol nicht aufgelöst. Welcher 
Kontrolle es unterliegt, ist unbekannt. 
Das mit den PGWT-Stellen in anderen 
Staaten zusammenarbeitende BKA 
muss zudem dem Bundestag über die¬ 
se Zusammenarbeit nicht wirklich Re¬ 
chenschaft ablegen, sondern soll nur 
„anlassbezogen“ oder auf „Anforde¬ 
rung“ des Bundesinnenministeriums 
berichten. Und das wird auch in die¬ 
sem Fall wohl nicht anders sein. 

Nina Hager 


Analyse der Landtagswahl und Überlegungen für den Bundestagswahlkampf 


Rechtsruck in NRW 


Der Kreisvorstand der DKP in Dortmund hat eine sehr umfangreiche und 
gründliche Analyse des Wahlkampfs zur Landtagswahl NRW im Mai 2017 
und den Überlegungen und Planungen für den anstehenden Bundestags¬ 
wahlkampf erarbeitet. Die UZ fragte nach bei Ula Richter und Daniel 
Zimmermann, beide Mitglieder des Kreisvorstandes. 


Frage: Wie bewertet ihr den Ausgang 
der Landtagswahl? 

Ula: Wir sprechen in unserer Auswer¬ 
tung von einem Rechtsruck in NRW. 
Der spiegelt sich darin wieder, dass 
CDU und FDP einen starken Stim¬ 
menzuwachs zu verzeichnen hatten 
und auch die AfD mit 7,4 Prozent der 
Stimmen in den Landtag einziehen 
konnte. SPD und Grüne haben massiv 
Stimmen verloren, und die Partei „Die 
Linke“ hat den Einzug trotz Stimmen¬ 
zuwachs knapp verpasst. Von der neu¬ 
en schwarz-gelben Landesregierung er¬ 
warten wir weitgehende Verschlechte¬ 
rungen für die arbeitenden Menschen, 
das zeigt auch der vorgelegte Koaliti¬ 
onsvertrag. 

Frage: Du hast es angesprochen, die 
Partei „Die Linke“ hat den Einzug 
knapp verpasst. Wäre es angesichts des 
Rechtsrucks nicht vielleicht richtiger ge¬ 
wesen, sie zu unterstützen anstatt eigen¬ 
ständig zu kandidieren? 

Ula: Diese Frage hat nicht nur unter 
uns, sondern auch an den Infoständen 


eine Rolle gespielt. Uns wäre es auch 
lieber gewesen, wenn „Die Linke“ es 
geschafft hätte, zumal der Landesver¬ 
band NRW zu den fortschrittlichsten 
innerhalb der Partei zählt. Sicher¬ 
lich wäre ihre Stimme im Parlament 
ein Kontrapunkt zum rechts-libera- 
len Block gewesen, an der generel¬ 
len Rechtsentwicklung hätte das aber 
nichts geändert. Wir meinen, unsere 
Kandidatur und die weitergehenden 
Forderungen einer kommunistischen 
Partei können der Linkspartei eher 
nutzen, als die Stimmen, die sie von 
uns erhalten hätte. 

Daniel: Wir haben uns gefragt: braucht 
es heutzutage noch eine kommunisti¬ 
sche Partei? Das haben wir klar bejaht, 
denn wenn sich die gesellschaftlichen 
Verhältnisse in diesem Land einmal 
grundlegend verändern sollen, dann 
wird es ohne eine starke KP nicht ge¬ 
hen. Diese bauen wir aber nicht auf, 
wenn wir uns nicht auch als eigenstän¬ 
dige Partei präsentieren und wieder of¬ 
fensiver auftreten. Man muss sich vor 
Augen halten, dass wir an Infoständen 
mittlerweile nicht mehr gefragt werden: 


ach, euch gibt es noch? Wir werden ge¬ 
fragt: wer seid ihr denn? Das sagt doch 
schon alles. 

Frage: Gut, aber ist das Wahlergeb¬ 
nis der DKP nicht eine herbe Enttäu¬ 
schung? 

Daniel: Natürlich sind weniger als 
3 000 Stimmen kein Grund zum Ju¬ 
beln, das muss man nicht schönreden. 
Aber es ist erst einmal der Stand der 
Dinge. Für Materialisten kann es doch 
nur darum gehen, auf dem Boden der 
objektiven Realitäten zu handeln und 
die kennen wir nun genauer. Wir ha¬ 
ben mit dieser Wahl nicht nur einen 
Gradmesser für das Bewusstsein der 
Bevölkerung, sondern auch für die 
Wirkungskraft unserer Partei. Dieser 
Gradmesser zeigt uns m.E. an, dass wir 
dringend raus und unsere Positionen 
bekannter machen müssen. 

Ula: Wir haben in Dortmund deutlich 
mehr Unterstützerunterschriften für 
den Wahlantritt gesammelt als wir hin¬ 
terher Stimmen erhalten haben. Das 
hätten wir uns anders gewünscht. Es 
zeigt, dass wir in Bündnissen und Be¬ 
wegungen - da haben wir die meisten 
Unterstützerunterschriften bekom¬ 
men - durchaus für unsere Positionen 
und unsere Arbeit geschätzt werden, 
dass man uns aber nicht unbedingt für 


wählbar hält. Ich teile hier Daniels Ein¬ 
schätzung. 

Frage: Im Wahlkampf wart ihr doch 
recht aktiv. Welche Erfahrungen habt 
ihr dabei denn gemacht? 

Ula: Neben denen, die generell Info¬ 
tische und politische Diskussionen ig¬ 
norieren, das trifft ja nicht nur uns, ha¬ 
ben uns durchaus positive Reaktionen 
und das Interesse an der Arbeit unserer 
Partei überrascht. Viele Alltagssorgen 
kamen über den Tisch. Und es hat de¬ 
nen, die sich daran beteiligt haben, Spaß 
gemacht, gemeinsam und öffentlich zu 
diskutieren, ein ganz wichtiger Faktor. 
Das heißt aber auch, dass der Anteil der 
Aktivist/innen sehr überschaubar war. 
Das müssen wir versuchen zu ändern. 

Daniel: Der Wahlkampf war ein großer 
Lernprozess auf allen Ebenen und in 
allen Bereichen. In dieser Zeit mussten 
wir alles auf den Prüfstand stellen. Sind 
unsere Inhalte die richtigen? Wie wol¬ 
len wir sie kommunizieren? Wozu sind 
wir organisatorisch in der Lage und wer 
kann welche Fähigkeiten einbringen? 
Klar, diese Fragen sollten wir uns im¬ 
mer stellen. Aber der Wahlkampf hatte 
die Besonderheit, dass die gesamte Par¬ 
tei in einem bestimmten Zeitraum ziel¬ 
gerichtet arbeiten muss. Diese Übung 
kollektiver Handlungsfähigkeit, die uns 


für unsere künftige Arbeit sehr zum 
Nutzen sein wird, hätten wir anderwei¬ 
tig nicht hinbekommen. 

Frage: Jetzt steht die Bundestagswahl 
vor der Tür. Vor dem Hintergrund eu¬ 
rer kürzlichen Erfahrungen, wie geht ihr 
in diesen Wahlkampf? 

Daniel: Die Erfahrungen der Landtags¬ 
wahl werfen für uns vor allem die Frage 
auf: wie können wir als Partei unsere 
Handlungsfähigkeit erhalten, stärken 
oder, wo sie nicht gegeben ist, wieder¬ 
aufbauen? Wir wollen die Arbeit an un¬ 
seren derzeitigen Schwerpunkten Ge¬ 
sundheit, Wohnen, Frieden ausbauen 
und dabei inhaltlich stärker auf unsere 
grundsätzlichen Positionen fokussieren. 

Ula: Ja, wir wollen verstärkt heraus- 
stellen, dass wir nicht einfach nur gute 
Argumente zu den drängenden Fragen 
unserer Zeit haben, sondern dass die 
Interessen der arbeitenden und der ar¬ 
beitslosen Menschen letztlich im Ka¬ 
pitalismus nicht abzusichern sind. Wir 
müssen daran arbeiten, den ,Kampf 
um das Teewasser 4 wieder stärker mit 
unserer sozialistischen Perspektive zu 
verknüpfen. Dass wir auch in der Öf¬ 
fentlichkeit klarer machen, wofür die 
DKP steht und was uns von anderen 
Parteien unterscheidet. Unsere Devise 
lautet: Weiter raus auf die Straße! 



m unsere zeit 


Politik 


Freitag, 4. August 2017 


Schlussstrichmentalität 


Aufklärung der NSU-Verbrechen unerwünscht 


D ie Generalbundesanwaltschaft 
hat in dieser Woche ihr Plädo¬ 
yer im Münchner NSU-Prozess 
fortgesetzt. Damit neigt sich das Mam¬ 
mutverfahren langsam dem Ende entge¬ 
gen. Dass die genauen Hintergründe der 
Morde, Anschläge und Überfälle, die 
dem neofaschistischen Terrornetzwerk 
zugerechnet werden, tatsächlich noch 
lückenlos aufgeklärt werden, ist jedoch 
mehr als fraglich. So haben die Ankla¬ 
gevertreter diverse Erkenntnisse über 
das NSU-Netzwerk, die von Journa¬ 
listen, Untersuchungsausschüssen und 
anderen Fachleuten aufgearbeitet wor¬ 
den waren, bewusst ignoriert und aus¬ 
geklammert. Noch immer hält die Bun¬ 
desanwaltschaft beispielsweise an der 
These fest, dass es sich beim NSU einzig 
um eine dreiköpfige Terrororganisation 
gehandelt habe, was gemeinhin als un¬ 
realistisch eingeschätzt und selbst vom 
ehemaligen Polizeibeamten und CDU- 
Bundestagsabgeordneten Clemens Bin- 
ninger (Leiter des Bundestagsausschus¬ 
ses zum NSU) infrage gestellt wird. 

„Die Anklagebehörde hatte sich 
über den gesamten Prozessverlauf ge¬ 
gen ihre berechtigten Aufklärungsbe¬ 
mühungen gestellt. Akteneinsicht in 
wesentliche Verfahrensteile wird ab¬ 
gelehnt, Informationen wurden und 
werden zurück gehalten. Die drän¬ 
genden Fragen, wie die Opfer kon¬ 
kret ausgewählt wurden, wie groß das 
Netzwerk des NSU war, wer bei den 
Morden und Anschlägen geholfen hat 
und welche Behörden die Taten trotz 
Möglichkeiten nicht verhindert haben, 
werden vom Generalbundesanwalt als 
nicht verfahrensrelevant eingestuft“, 
kritisieren auch Nebenklagevertreter 
und Rechtsanwälte der Angehörigen 
der Opfer. Sie monieren zudem, dass 
die Anklagebehörde behaupte, dass die 



Karlsruhe: Hier brüten die Bundesanwälte ihre Strategien aus 


Aufgabe des Strafprozesses nicht gewe¬ 
sen sei, weitere Tatbeteiligte zu ermit¬ 
teln oder politische Verantwortlichkei¬ 
ten zu klären. 

„Der Generalbundesanwalt hält die 
Angeklagten für schuldig im Sinne der 
Anklage. Gleichzeitig versucht er aber 
jegliche staatliche Mitverantwortung 
aus dem Verfahren herauszuhalten und 
den NSU als Einzelphänomen darzu¬ 
stellen“, kritisierte vor wenigen Tagen 
Rechtsanwalt Sebastian Scharmer. Da¬ 
mit breche der Generalbundesanwalt 
„mit dem Aufklärungs versprechen, wel¬ 
ches insbesondere die Bundeskanzlerin 
persönlich gegeben hatte“. Das Problem 
des Rechtsterrorismus insgesamt werde 


verharmlost, Verfassungsschutzämter 
und letztlich auch die eigene Behörde 
aus der Kritik genommen, strukturell 
rassistische Ermittlungen im Nachhinein 
letztlich als gerechtfertigt dargestellt, 
monierte der Jurist. 

Besonders perfide war unterdessen 
eine Attacke von Oberstaatsanwältin 
Greger, die in ihrem Plädoyer jüngst 
ausgerechnet die Nebenklage Vertre¬ 
ter angriff. „Eine Existenz von rech¬ 
ten Hintermännern an den Tatorten, 
die einige Rechtsanwälte ihren Man¬ 
danten offensichtlich versprochen hat¬ 
ten, hat sich bislang weder in den seit 
sechs Jahren laufenden Ermittlungen 
und der Hinweisbearbeitung, noch in 


der 360-tägigen Beweisaufnahme, wo 
wieder jedem Hinweise darauf nachge¬ 
gangen wurde, (...) noch in den breit 
angelegten Beweiserhebungen der 
zahlreichen Untersuchungsausschüs¬ 
sen bewahrheitet“, behauptete sie. 

Scharmer wies derlei umgehend zu¬ 
rück. „Es ist eine Frechheit, zu unter¬ 
stellen, dass Nebenklageanwälte den 
Hinterbliebenen und Verletzten des 
NSU-Terrors ,rechte Hintermänner 4 
an den Tatorten versprochen hätten“ 
stellte er klar. Es sei „gerade der Ver¬ 
antwortung des Generalbundesanwal¬ 
tes und der Verfassungsschutzbehör¬ 
den“ zuzurechnen, dass diverse Hin¬ 
weise auch in den letzten fast 6 Jahren 


nach Selbstenttarnung des NSU nicht 
angemessen verfolgt wurden, Infor¬ 
mationen nicht herausgegeben wor¬ 
den seien und vertuscht und geschred¬ 
dert werde. „Es jetzt so darzustellen, 
dass alles dazu ermittelt worden wäre 
- ohne überhaupt Einzelheiten dazu zu 
nennen - ist eine schlichte Verdrehung 
der Wahrheit, eine Diffamierung nicht 
nur von engagierten Nebenklageanwäl- 
tinnen und -anwälten, sondern vor al¬ 
lem auch der Opfer des NSU-Terrors 
selbst“, so der Jurist weiter. 

Wie immer der Prozess in München 
auch ausgehen wird, klar ist schon jetzt, 
dass das mörderische Treiben des NSU- 
Netzwerkes einzig möglich war, weil 
die zuständigen Behörden - allen voran 
die bundesdeutschen Inlandsgeheim¬ 
dienste - die braune Szene etwa über 
die Auszahlung von Geldbeträgen für 
sogenannte V-Leute alimentiert und 
erst aufgebaut haben. So hatte etwa 
Tino Brandt, der in den 1990er Jahren 
V-Mann des „Verfassungsschutzes“ in 
Thüringen und eine der Schlüsselfigu¬ 
ren des NSU-Skandals ist, betont, mit 
den erhaltenen Honoraren den militan¬ 
ten „Thüringer Heimatschutz“ (THS), 
aus dem sich der NSU formierte, auf¬ 
gebaut zu haben. Brandt soll in seiner 
Karriere als Nazi und staatlicher Spit¬ 
zel immerhin insgesamt etwa 200 000 
DM eingestrichen haben (UZ berich¬ 
tete). Die Angehörigen der Opfer 
werden in München seitens der Ge¬ 
neralbundesanwaltschaft hingegen 
kontinuierlich verhöhnt. Mindestens 
die politische Verantwortung für die 
exzessive und terroristische Nazige¬ 
walt tragen unterdessen die deutschen 
Geheimdienste, Polizeibehörden und 
geistigen Brandstifter in Politik und 
Amtsstuben. 

Markus Bernhardt 


Sommertheater 

Ministerin reist durchs Land und lobt sich selbst 


Asyl wie jeder will 

EuGH spricht Recht zu Dublin-Ill und gibt allen Recht 



Vor die Fernsehkameras musste Ursula 
von der Leyen, ihres Zeichens Kriegs¬ 
ministerin in der CDU/SPD-Bundes- 
regierung, in der letzten Woche treten, 
um den Absturz eines Bundeswehr¬ 
hubschraubers in Mali und den Tod der 
beiden Soldaten zu melden. Wie sie dies 
tat, ist nicht peinlich, sondern beschä¬ 
mend, ja pervers: „ Ihr Auftrag war ein 
Beitrag zu unserer Sicherheit. Sie waren 
im Einsatz für die Friedensmission der 
Vereinten Nationen, als ihr Hubschrau¬ 
ber abstürzte. Der Tod dieser Männer 
im Dienste unseres Landes trifft uns alle 
tief und er macht uns unendlich traurig. 
Ich verneige mich vor der Leistung und 
dem Opfer der beiden Soldaten. Und 
meine Gebete und mein tiefes Mitge¬ 
fühl gelten den Familien, Freunden, Ka¬ 
meradinnen und Kameraden.“ Von der 
Leyen ist politisch verantwortlich dafür, 
dass die Bundeswehr dort im Einsatz ist, 
die vorgeschobenen Begründungen äh¬ 
neln denen, die es für den Afghanistan- 
Krieg gab. Mit solch pathetischen Wei¬ 
nerlichkeiten die Tötungsmaschinerie 
zu beschreiben, lässt nur den Schluss 
zu, die Interessen des deutschen und - 
in diesem Fall des französischen - Kapi¬ 
tals sind so wichtig, dass Opfer gebracht 
werden müssen, auch wenn Material 
und Ausbildung für Einsätze in Wüsten¬ 
gebieten überhaupt nicht geeignet sind. 

Dies hindert von der Leyen nicht, 
ihre alljährliche „Sommertour“ zu 
Standorten der Bundeswehr durchzu¬ 
ziehen und sich selbst und ihren Geld¬ 
beschaffungseinsatz zu loben. Die 
Sommerreise führt sie von Eckern¬ 
förde an der norddeutschen Küste bis 
nach Müllheim im Breisgau nahe der 
französischen Grenze. Von Aachen an 
der Grenze zu Belgien und den Nie¬ 
derlanden bis nach Dresden, das nur 
wenige Kilometer von Tschechien 
entfernt liegt. Die meisten Standorte 
sind in Auslandseinsätze, einsatzglei¬ 
che Verpflichtungen und internationa¬ 
le Übungen eingebunden. Nach Jahren 


Vorwärts auch ohne Marschtritt 

des vermeintlichen Schrumpfens hat 
die Ministerin eine Trendwende beim 
Material eingeleitet. In vielen Lagern 
und bei vielen Waffensystemen seien 
hohle Strukturen entstanden, die nicht 
länger tolerierbar wären. Ursula von 
Leyen betonte, dass es in dieser Legis¬ 
laturperiode gelungen sei, neue Materi¬ 
alaufträge im Wert von rund 30 Milliar¬ 
den Euro auf den Weg zu bringen. Die 
Rüstungsindustrie dankt und will mehr. 
Auch personell soll die Bundeswehr 
wachsen. In den nächsten sieben Jah¬ 
ren sollen 18 000 Soldaten und Zivilbe¬ 
schäftigte zusätzlich eingestellt werden. 
Insgesamt will sie über 130 Milliarden 
in den nächsten Jahren aus dem Bun¬ 
desetat, um die Armee weltweit in Ein¬ 
sätze bringen zu können. 

Am 25. Juli war sie in Weiden 
(Oberpfalz) beim Artilleriebataillon 
131, wo sie sich die Geschosse der Ar¬ 
tillerie vorführen ließ, besonders die 
Panzerhaubitze 2000, der ganze Stolz 
der Truppe. Das Bataillon war mit sei¬ 
nen Waffen auch schon reichlich unter¬ 
wegs: In Afghanistan war das Bataillon 
erstmals im Rahmen eines deutschen 
Einsatzkontingentes in Kabul bei 
ISAF (International Security Assis- 
tance Force) eingesetzt. Weitere Ein¬ 


sätze folgten, so auch als Leitverband 
im Kosovo von Januar bis Mai 2015. 
Während die dritte Batterie als Ein¬ 
satzkompanie im Norden für Frieden 
sorgte, so nennt das die Bundeswehr¬ 
führung, nahmen weitere Soldaten die 
Führung der deutschen Anteile von 
Prizren aus wahr. Diese Panzerwaffe, 
ein Fabrikat von Krauss-Maffei/Weg- 
mann, hat eine Reichweite bis zu 100 
Kilometern und ist konzipiert, feindli¬ 
che Stellungen unter Feuer zu nehmen, 
die eigenen schnellen Panzerangriffe zu 
unterstützen und Gegenfeuer unmög¬ 
lich zu machen. Sowohl in Afghanistan 
wie auch im Kosovo ein wirksames In¬ 
strument, um Brunnen zu bohren und 
Mädchenschulen zu bauen oder Parti¬ 
sanen zu bekämpfen. 

Die Soldaten, gut vorbereitet und 
gedrillt, sprachen sich für modernes 
und ausreichendes Material aus, um 
geschützt zu sein und in den Einsät¬ 
zen bestehen zu können. Wichtig war 
ihnen auch, dass die Bundeswehr wie¬ 
der wächst, damit diese für die Zukunft 
gut gerüstet sei. Balsam in der Ohren 
der Ministerin im schicken Kampfjäck- 
chen, die damit auch Klagen und den 
Empfang toter Soldaten gut übersteht. 

Herbet Becker 


Über 250 000 Klagen wegen abgelehn¬ 
ter Asylanträge sind derzeit vor deut¬ 
schen Verwaltungsgerichten anhängig. 
Die Gerichte sind wegen chronischem 
Personalmangel überlastet. Das bedeu¬ 
tet für über eine viertel Million Men¬ 
schen, dass sie nicht wissen, was mor¬ 
gen sein wird. Ein Bangen zwischen 
Abschiebung bei Nacht und Nebel 
in eine ungewisse Zukunft oder doch 
noch Schutz und Perspektive in einem 
sicheren Land. Rein verwaltungstech¬ 
nisch sollte das Urteil des Europäi¬ 
schen Gerichtshofes (EuGH) in Lu¬ 
xemburg zum Dublin-III Abkommen 
Klärung bringen. Offen war, wer für die 
in der EU ankommenden Flüchtlinge 
zuständig ist. Wer muss sie registrieren, 
unterbringen und versorgen und wenn 
die Zeit reif ist, abschieben? 

Aber um was handelt es sich bei 
Dublin-III? Als der Staub vom Schlei¬ 
fen der Berliner Mauer noch nicht ganz 
auf den jetzt kapitalfreudigen Boden 
gesunken war, da beschlossen die po¬ 
litischen Vertreterinnen und Vertreter 
der europäischen Kapitalfraktionen das 
„Dubliner Übereinkommen“ (DÜ) auf 
den Weg zu bringen. Am 15. Juni 1990 
einigten sich die damaligen Staaten der 
Europäischen Gemeinschaft (EG) dar¬ 
auf, dass Asylsuchende im Land, in dem 
sie das Gebiet der EG betraten, auch 
ihren Asylantrag stellen mussten. Man 
wollte gewappnet sein auf die Flücht¬ 
lingsströme aus den Nachfolgestaaten 
der Sowjetunion und des Warschauer 
Paktes. Am 1. September 1997 trat das 
DÜ in Kraft und wurde 2003 durch die 
Verordnung Nr. 343/2003 (Dublin-II) 
ersetzt. Neben den EU Staaten gehör¬ 
ten dann auch Norwegen, Island und die 
Schweiz zum Geltungsbereich. Dublin- 
II wurde 2013 von der Verordnung Nr. 
604/2013 (Dublin-III) abgelöst. Durch 
Dublin-III wurden die Aufnahmericht¬ 
linien verschärft, die Abschiebepraxis 
vereinfacht und die Kompetenzen von 
Polizei und anderen Sicherheitsbehör¬ 


den erweitert. Norwegen, Island und 
die Schweiz beteiligen sich nicht mehr 
an Dublin-III. Eigentlich klärt Dublin- 
III, auf die DÜ fußend, die Frage, wer für 
die ankommenden Schutz- und Hilfesu¬ 
chenden zuständig ist. Jedoch stehen in 
allen Vertragswerken von DÜ bis Dub- 
lin-III den Mitgliedsländern Ausnahmen 
aus humanitären Gründen zu. So eine 
Ausnahme postulierte Angelika Merkel 
2015. Schwieriger verhält es sich aber, 
was mit Flüchtenden passiert, die von 
Mitgliedstaaten durch ihr Hoheitsterri¬ 
torium geschleust werden, damit sie erst 
in einem folgenden Land Asyl suchen. 

Das EuGH Urteil bestätigte nun 
den geschaffenen Status-Quo. Prinzi¬ 
piell sei die juristische Verfahrensweise 
nach Dublin-III, nach dem das Land 
in dem der Flüchtende die EU betrete, 
auch für ihn zuständig ist. Gleichzeitig 
sei das Vorgehen der Bundeskanzlerin 
rechtens, da die 2015 „außergewöhn¬ 
lichen Umstände“ dies gerechtfertigt 
hätten. Jeder EU-Staat könne von sei¬ 
nem „Selbsteintrittsrecht“ Gebrauch 
machen und sozusagen für einen ande¬ 
ren einspringen, was die verpflichtende 
Bearbeitung von Asylanträgen angeht. 
Weiter urteilte das EuGH, dass Flücht¬ 
linge, deren Ein- oder Weiterreise in 
einen EU-Staat laut Richtereinschät¬ 
zung nicht rechtens war, innerhalb von 
drei Monaten nach Antragstellung in 
das Einreiseland zurückgeschickt wer¬ 
den muss. Falls diese Frist überschrit¬ 
ten ist, muss sein Asylantrag im Land 
bearbeitet werden, in dem er sich auf¬ 
halte. 

Mit dem Urteil wurde allen Betrof¬ 
fenen irgendwie Recht gegeben und 
die letztendliche Entscheidung, wie 
zu verfahren ist, dem jeweiligen Land 
überlassen. Weder für Länder wie Ita¬ 
lien oder Griechenland, noch für die 
Flüchtenden selber brachte die Ent¬ 
scheidung aus Luxemburg etwas, auf 
das sie pochen können. 

Christoph Hentschel 
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Erst Demokratie, dann Sozialismus 

Kolumbianische KP feiert den Frieden und sucht nach Wegen für die Einheit der Revolutionäre 



Begeistert für den Frieden - Delegierte des Parteitages der PCC 


as Wort „historisch“ fiel oft: Der 
22. Parteitag der Kolumbiani¬ 
schen Kommunistischen Partei 
(PCC), durchgeführt vom 13. bis zum 
16. Juli in der Hauptstadt Bogota, war in 
der Tat ein Ereignis, das den neuen Be¬ 
dingungen im Land Rechnung trug. Das 
spiegelte auch die hohe internationale 
Beteiligung mit zwanzig Delegationen 
von Kommunistischen Parteien wider. 

Der Friedensschluss zwischen den 
u.a. aus der PCC hervorgegangenen 
Revolutionären Streitkräften Kolum¬ 
biens (FARC) und der Regierung des 
südamerikanischen Landes beherrsch¬ 
te die Debatten der über siebenhundert 
Delegierten des Parteitags. Zu ihnen ge¬ 
hörten auch vierzig Delegierte der de¬ 
mobilisierten Guerilla, die Rede- und 
Stimmrecht hatten. Damit wurde der 
Hoffnung auf eine perspektivische Ver¬ 
einigung der kommunistischen Kräf¬ 
te des Landes Ausdruck gegeben. Zu¬ 
nächst aber werden die FARC Ende 
des Monats selbst eine politische Par¬ 
tei gründen, mit der sie im kommenden 
Jahr an den Wahlen teilnehmen wol¬ 
len. Über siebentausend ihrer Mitglie¬ 
der leben seit der Waffenabgabe Ende 
Juni in 26 „Ländlichen Übergangs- und 
Normalisierungszonen“ (siehe Seite 12 
und 13). Derzeit finden auch Gesprä¬ 
che mit dem Nationalen Befreiungsheer 
(ELN) in Ecuadors Hauptstadt Quito 
statt; immer wieder betonten Delegierte 
die Notwendigkeit eines weiteren Frie¬ 
densschlusses im Land. Ferner setzt sich 
die PCC für einen Beginn von Verhand¬ 
lungen mit dem Volksbefreiungsheer 
(EPL) ein. 

Der Parteitag wurde mit einer be¬ 
eindruckenden nationalen Beteiligung 
eröffnet. Der ehemalige Präsident Er- 
nesto Samper (1994-98), der an ermor¬ 
dete Kommunisten wie Jose Antequera 
erinnerte, begeisterte mit einer klaren 
Haltung auch über seine Klasse: „Der 
kolumbianischen Oligarchie gefällt 
der Frieden von Friedhöfen!“ In seiner 
Amtszeit war er mit Initiativen für eine 
Annäherung der rechten Kräfte an einen 
Friedensschluss mit den FARC an inne¬ 
ren Widerständen gescheitert, die auch 
heute noch Teil der kolumbianischen 
Politik sind. Sein Nachfolger Andres 
Pastrana gewann 1998 die Wahlen zwar 
mit der Ankündigung einer Verständi¬ 
gung mit den FARC, aber im Gegensatz 
zu Samper unterstützen weder Pastrana 
noch Senator und Ex-Präsident Älvaro 
Uribe (2002-2010) den Friedensprozess. 
Die Hoffnung auf ein anderes Land mit 
freier politischer Betätigung ist dennoch 
groß. FARC-Kommandant Ricardo Tel- 
lez wies in seinem Grußwort darauf hin, 
dass der Staat seine Organisation nicht 
besiegen konnte, und dass der Frieden 
dem Volk gehört. Die ehemalige Präsi¬ 


dentschaftskandidatin des „Demokrati¬ 
schen Alternativen Pols“ (PDA), Clara 
Lopez, erinnerte an Parteitage der PCC, 
die sie als Gast besucht hatte, die man 
„mit schusssicherer Weste verließ - da 
sieht es heute doch schon ganz anders 
aus!“ Aida Avella, Präsidentin der Pa¬ 
triotischen Union (UP), erinnerte an die 
„Agrarreform mit Gewehrkugeln“ der 
Paramilitärs, die Millionen Landsleute 
zur Flucht gezwungen hatten. General¬ 
sekretär Jaime Caycedo, ein Universi¬ 
tätsprofessor mit musikalischer Ader, 
sang mit dem Chor „Sumapaz“ drei von 
ihm komponierte Lieder. Julian Conra- 
do, der berühmte FARC-Sänger, trug re¬ 
volutionäres Liedgut vor, weitere Grüße 
kamen unter anderem vom ELN, dessen 
Vertreter einen Waffenstillstand anläss¬ 
lich des für September bevorstehenden 
Papstbesuchs in Kolumbien ankündigte. 

Der Parteitag, an dem zeitweise 
auch die FARC-Kommandanten An¬ 
dres Paris, Jesus Santrich und Ivan Mär- 
quez teilnahmen, hatte das Motto „Mit 
dem Leben, mit dem Frieden, mit der 
Einheit bauen wir ein neues Land“. 

Jaime Caycedo verlas den politi¬ 
schen Bericht des Zentralkomitees, 
dessen Schwerpunkt ebenfalls auf dem 
Friedensschluss und den sich daraus er¬ 


gebenden Möglichkeiten für ein neues 
Kolumbien lag. Die kolumbianischen 
Kommunisten gehen davon aus, dass die 
Möglichkeit einer freien Politikausübung 
den linken Kräften zu Gute kommen 
wird. Das drückte sich auch darin aus, 
dass die Delegierten immer wieder skan¬ 
dierten: „j Somos el partido de la vida - 
somos el partido de la esperanza - somos 
el Partido Comunista Colombiano!“ (Wir 
sind die Partei des Lebens - wir sind die 
Partei der Hoffnung - wir sind die Ko¬ 
lumbianische Kommunistische Partei). 
Oder wie es die ehemalige Senatorin 
Gloria Ines Ramirez ausdrückte: „ Der 
Weg zum Sozialismus geht hier über die 
Erlangung der Demokratie.“ 

Den Delegierten, die ein beeindru¬ 
ckendes Diskussionsniveau zeigten, la¬ 
gen 156 Thesen zur Diskussion vor, die 
sich in einen internationalen (Krise des 
Kapitalismus und imperialistische Krie¬ 
ge) und vier nationale Absätze (Krise 
in Kolumbien, Bewertung des Friedens¬ 
prozesses, neue Räume für Volkskämp¬ 
fe, Einheit der Linken) sowie eine Be¬ 
trachtung über Identität und historische 
Aufgabe der marxistisch-leninistischen 
Partei aufteilen. Die Thesen wurden in 
Arbeitsgruppen ausführlich besprochen 
und ergänzt. 


Nach den Wahlen zu einem 71-köpfi- 
gen Zentralkomitee, für dessen organi¬ 
sche Zusammensetzung nach Regionen, 
Berufsgruppen, Kadern und Geschlech¬ 
tern eine längere Debatte geführt wurde 
und das Ende Juli zur konstituierenden 
Sitzung zusammentreten wird, ende¬ 
te der Parteitag mit einiger Verspätung 
am Sonntagabend mit dem Verlesen 
der Politischen Erklärung „Mit Einheit 
und Frieden bauen wir das neue Land“. 
Jaime Caycedo, der beim 21. Parteitag 
seine letzte Amtszeit angekündigt hat¬ 
te, verwies darin auf die Chancen für 
notwendige Veränderungen der kolum¬ 
bianischen Gesellschaft. Es geht um 
die Agrarsituation ebenso wie um eine 
dringende Demokratisierung des politi¬ 
schen Lebens. Der Staat wird angesichts 
der einseitigen Waffenabgabe durch die 
FARC aufgefordert, seinerseits von Ge¬ 
walt und Waffeneinsatz gegen das Volk 
künftig abzulassen und den aus ihm ge¬ 
kommenen Paramilitarismus einzustel¬ 
len. 

Die politische Aktionseinheit sucht 
die PCC mit der Patriotischen Union, 
Marcha Patriötica (MP), dem Kongress 
der Völker, sozialistischen Strömungen, 
der Linken innerhalb des PDA und der 
Grünen Partei, mit MAIS, ONIC, Un¬ 


abhängigen und natürlich der neu zu 
gründenden Partei der FARC. Neben 
dieser politischen Einheit, die natürlich 
auch auf die Wahlen abzielt, steht dar¬ 
über hinaus die organische Einheit der 
„kommunistischen Familie“ als zentrale 
Aufgabe an, also ein Zusammenschluss 
mit den FARC, der als „Geduldsarbeit“ 
bezeichnet wird. Zuletzt wird in der Er¬ 
klärung auch die überfällige Freilassung 
der fast zweitausend noch in Knästen 
befindlichen FARC-Kämpferinnnen 
und -Kämpfer gefordert, wie auch die 
Freigabe der FARC-Guerilleros Simon 
Trinidad und Anayibe Rojas (Kampf¬ 
name Sonia), die wegen nie erwiesener 
Vergehen in den USA inhaftiert sind. 

Während des ganzen Kongresses 
fehlte nie Information über das um¬ 
kämpfte Nachbarland Venezuela. Zu 
Recht sieht man die Ereignisse in bei¬ 
den Staaten in einem Zusammenhang; 
oft war Venezuela in einer Vermitt¬ 
lerrolle. Das war auch Carlos Lozano, 
schwer erkrankter Chefredakteur der 
Parteizeitung „Voz“ der erheblich am 
Zustandekommen des Abkommens be¬ 
teiligt war und vom Parteitag speziell 
gewürdigt wurde. Er erhielt die meisten 
Stimmen für das neue Zentralkomitee. 

Günter Pohl 


Uli Brockmeyer zu den Wahlen in Venezuela 

Lektionen in Demokratie 


VW und die Diktatur 

Staatsanwaltliche Ermittlungen 
gegen den Volkswagen-Konzern in 
Brasilien könnten bald zu einem 
vorläufigen Abschluss kommen. VW 
wird vorgeworfen, mit dem brasilia¬ 
nischen Militärregime kooperiert zu 
haben. Laut Erkenntnissen von Bra¬ 
siliens Wahrheitskommission hat der 
brasilianische Volkswagen-Ableger 
nicht nur oppositionelle Arbeiter 
ausspioniert und Erkenntnisse direkt 
an die Repressionsapparate weiterge¬ 
reicht, sondern sogar Folter auf dem 
Werksgelände zugelassen. Indizien 
deuten darauf hin, dass VW do Brasil 
außerdem die Militärdiktatur direkt 
unterstützt hat - etwa durch Spenden 
an regimenahe Institute, womöglich 
sogar durch das Bereitstellen von 
Fahrzeugen für Folterzentren. Der 
Konzern streitet dies ab. 

Auch andere bundesdeutsche 
Firmen haben eng mit der brasili¬ 
anischen Junta und mit Militärre¬ 
gimes in weiteren Ländern Latein¬ 
amerikas kollaboriert, etwa in Ar¬ 
gentinien. Die blutige Repression 
ermöglichte es ihnen, hohe Profite 
zu erzielen. 

german-foreign-policy.com 


Noch deutlicher lässt sich der Abscheu 
gegen demokratische Wahlen kaum 
ausdrücken. Wenige Tage vor der Wahl 
zur Verfassunggebenden Versammlung 
in Venezuela hatte die USA-Regierung, 
deren Präsident bei der Wahl von etwa 
einem Viertel der Wahlberechtigten 
seines Landes ins Amt gebracht wur¬ 
de, deutlich erklärt, dass jeder, der sich 
für die Constituyente wählen lässt, mit 
Sanktionen der USA rechnen müsse. 
Die USA sahen sich, ebenso wie die 
Europäische Union, auch genötigt, 
noch vor den Wahlen zu erklären, dass 
sie das Ergebnis der Abstimmung nicht 
anerkennen werden. Über Demokratie¬ 
verständnisse lässt sich trefflich streiten, 
auch in der EU, wo man seit Jahrzehn¬ 
ten darin geübt ist, entweder das Volk 
gar nicht zu fragen, oder, wenn es dann 
unumgänglich erscheint, das Ergebnis 
so lange hinzubiegen, bis es den Inte¬ 
ressen der Herrschenden dienlich ist. 

Was die Leute, die im selbsternann¬ 
ten „freien Westen“ die Politik bestim¬ 


men, vom Wahlgang in Venezuela hal¬ 
ten, haben sie selbst und über die ihnen 
hörigen Medien deutlich gemacht. Un¬ 
gefiltert werden die Vorwürfe der rech¬ 
ten Opposition weitergegeben, die da 
lauten: „Maduro muss weg!“ und „Die 
Constituyente bedeutet Diktatur, Hun¬ 
ger, Elend“. Die Opposition wird als der 
gute Part in Venezuela dargestellt, un¬ 
abhängig davon, ob deren Vertreter 
Steine oder Brandflaschen werfen, Lä¬ 
den und Kinderkrankenhäuser überfal¬ 
len oder auch Kandidaten für die Wahl 
kurzerhand erschießen. Die westlichen 
Leitmedien sehen die Schuldigen für 
die Gewalt ausschließlich bei der Re¬ 
gierung, auch wenn Agenturfotos das 
Gegenteil darstellen. Darüber lohnt es 
sich nachzudenken. 

Auch darüber, dass trotz des allge¬ 
genwärtigen Terrors, der Bedrohung 
von Leib und Leben, der übermächti¬ 
gen medialen Hetze mehr als 8 Milli¬ 
onen Bürger zu den Wahllokalen ge¬ 
gangen sind. Eine Wahlbeteiligung von 


etwas über 41 Prozent ist zwar kein 
Grund zum Feiern, dennoch ist es be¬ 
achtlich, dass sich unter diesen Bedin¬ 
gungen so viele Menschen beteiligen. 
Es bedeutet immerhin, dass sie sich ein- 
bringen wollen in die weitere Gestal¬ 
tung der Politik und der Gesellschaft, 
dass sie nicht aufgeben trotz der schwie¬ 
rigen Lage, in der sich ihr Land befindet. 
Auch das ist eine wichtige Lektion in 
Demokratie. 

Die wichtigste Lektion müssen je¬ 
doch diejenigen lernen, die immer noch 
meinen, in Venezuela herrsche ein So¬ 
zialismus, oder ein „Sozialismus des 
21. Jahrhunderts“. Dass das nicht so ist, 
zeigt besonders die jüngste Entwick¬ 
lung der letzten Monate. Wenn eine 
Regierung, die von einer sozialistischen 
Partei formiert wird, sich in erster Linie 
auf Einnahmen aus den reichen Ölquel¬ 
len des Landes verlässt, hat das nichts 
mit planmäßiger Gestaltung der wirt¬ 
schaftlichen Entwicklung zu tun, schon 
gar nicht mit Sozialismus. Es ist durch¬ 


aus sozial, wenn die Einnahmen auch 
auf die Menschen verteilt werden, die 
auf der untersten Stufe der Gesellschaft 
stehen - aber das allein hilft diesen 
Menschen nicht, dauerhaft aus ihrem 
Elend herauszukommen. 

Es kommt darauf an, allen arbeiten¬ 
den Menschen die Möglichkeit zu ge¬ 
ben, über ihr Leben selbst bestimmen 
zu können. Dafür ist die erste Voraus¬ 
setzung, sie von der Ausbeutung des 
Menschen durch den Menschen zu be¬ 
freien, das heißt, die wichtigsten Unter¬ 
nehmen des Landes nicht in Privatei¬ 
gentum zu belassen, so dass sie nicht im 
Profit-Interesse des Besitzers arbeiten, 
sondern zur Mehrung des Wohlstandes 
aller, die ihre Arbeitskraft einbringen. 
Erst wenn dieser Schritt getan wird, 
kann die Rede sein von Sozialismus. 
Falls die Delegierten der Verfassung¬ 
gebenden Versammlung in dieser Rich¬ 
tung Beschlüsse fassen sollten, dann 
war die Wahl von Sonntag tatsächlich 
ein Erfolg. 
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Pragmatisches Ende 

US-Waffenlieferungen an Dschihadisten sollen eingestellt werden 


T rump beendet ein geheimes CIA- 
Programm, mit dem Rebellen 
gegen Assad bewaffnet wurden“ 
schrieben Greg Jaffe und Adam En- 
tous am 19. Juli in der Tageszeitung 
„Washington Post“ und fügten unzu¬ 
frieden hinzu: „Das ist ein Schritt, den 
Moskau schon lange gesucht hat“ Eine 
ihrer Quellen ergänzte: „Das ist eine 
schwerwiegende Entscheidung. Putin 
hat in Syrien gewonnen“ 

Der Vorsitzende des Komitees für 
Auswärtige Angelegenheiten des Ober¬ 
hauses des Russischen Parlaments, Kon¬ 
stantin Kosachev, schrieb dazu auf Face- 
book, die Entscheidung würde einer Zu¬ 
sammenarbeit zwischen den USA und 
Russland neue Möglichkeiten im Kampf 
gegen den Terrorismus eröffnen: „Das 
sind lang erwartete und hervorragende 
Neuigkeiten“. 

Die Entscheidung fiel nach US- 
Angriffen auf die syrische Armee und 
nachdem die US-Luftwaffe ein syrisches 
Flugzeug abgeschossen hatte. Russland 
und die USA hatten zuvor außerdem ei¬ 
nen Waffenstillstand für den Südwesten 
Syriens vereinbart. Dies bedeutet also 
eine neue Wendung im Zickzack-Kurs 
der Trump-Regierung gegenüber Syri¬ 
en und Russland. Vielleicht war es ein¬ 
fach eine pragmatische Entscheidung, 
denn selbst die Befürworter des CIA- 
Programms zweifelten an seiner Effek¬ 
tivität. Oder war es - keine Entschei¬ 
dung? Trump zumindest dementierte 
am 25. Juli auf Twitter den Zeitungsbe¬ 
richt und warf der „Washington Post“ 
vor, sie habe den Bericht erfunden. 

Das CIA-Programm ist schon lange 
ein offenes Geheimnis. Medienberich¬ 
te dokumentierten schon vor Jahren, 
wie der CIA seit 2012 Waffenlieferun¬ 
gen per Flugzeug an die Feinde der sy¬ 
rischen Regierung organisierte. Wenn 
die Lieferungen der CIA zukünftig aus¬ 
gesetzt werden, wird es nicht von heute 
auf morgen geschehen. Andere Liefer¬ 
ketten werden aufgebaut werden. 

Das Ende des geheimen CIA-Pro- 
gramms muss nicht das Ende der Waffen¬ 
lieferungen bedeuten. Die Zusammen¬ 
arbeit mit den überwiegend kurdischen 


SDF ist für die USA sehr viel effizienter 
als die Unterstützung dschihadistischer 
Gruppen, die mehr oder weniger enge 
Beziehungen zum IS und zu al-Nusra 
haben. So ist das „Ende“ der Unterstüt¬ 
zung, von dem Greg Jaffe und Adam En- 
tous schreiben, vielleicht eine Umleitung 
von Waffen und Geld: Die SDF erhalten 
seit Wochen mehr Waffen von den USA. 

Und es wäre naiv anzunehmen, 
Trump suche mit dem Ende dieser Waf¬ 
fenlieferungen eine engere Zusammen¬ 
arbeit mit Russland. Das machte Au¬ 
ßenminister Tillerson ganz deutlich, 
als er zu den neuen Sanktionen gegen 
Russland sagte: „Sie bringen den star¬ 
ken Willen der USA zum Ausdruck, die 
sehen möchten, dass Russland mehr tut, 
um die Beziehungen zu den USA zu 
verbessern.“ Zusammenarbeit ja - aber 
zu den Bedingungen der USA. 


Ob Trump das geheime CIA-Pro¬ 
gramm beendet oder nicht, ob ande¬ 
re Mächte Waffen liefern oder nicht, 
hat an Bedeutung verloren. Die „ge¬ 
mäßigten“ und nicht so gemäßigten 
Dschihadisten können die syrische 
Regierung nicht mehr wirklich ge¬ 
fährden. 

Die Waffenstillstände und „siche¬ 
ren Zonen“ haben die Fronten des 
Krieges in Syrien verschoben. Heute 
wird der Kampf um ar-Raqqa, Deir 
Ezzor und die Grenzstadt Bukamal - 
alle im Euphrat-Tal gelegen - ent¬ 
scheidend sein. Die offiziellen Waf¬ 
fenlieferungen der USA an die SDF 
sind damit viel wichtiger als inoffiziel¬ 
le oder „geheime“ Waffenlieferungen 
an dschihadistische Gruppen. 

Konstantin Kosachev sah in dem 
Ende des geheimen CIA-Programms 


neue Möglichkeiten für eine Zusam¬ 
menarbeit zwischen den USA und 
Russland im Kampf gegen den Ter¬ 
rorismus. Doch die Sprache des Neo¬ 
liberalismus gibt dem Begriff des Ter¬ 
rorismus eine neue Bedeutung. Schon 
Anfang Juli wurden in der US-Regie- 
rung neue Sanktionen gegen den Iran 
diskutiert, weil er angeblich den Ter¬ 
rorismus unterstütze und darüber hin¬ 
aus destabilisierend wirke. Dies ist die 
Fortsetzung der Politik, die Trump und 
die Monarchen der Golfstaaten auf der 
Konferenz von Riad im Mai dieses Jah¬ 
res festgelegt haben. 

Jetzt verhängen die USA neue 
Sanktionen gegen den Iran und Russ¬ 
land. Das Ende des geheimen CIA-Pro¬ 
gramms ist nicht der Beginn einer wun¬ 
derbaren Freundschaft. 

Manfred Ziegler 



Ein Kämpfer der sogenannten „Freien Syrischen Armee“ lädt ein schweres MaschinengewehrTyp M2 Browning. 


Mit Geld und Arbeit 

Rojavas Wirtschaftssystem - Kooperativen statt Monopole? 



Mehl aus einer kooperativ betriebenen Mühle in al-Hasaka. 


In Nordsyrien soll nach Angaben der 
Wirtschaftsakademie Rojava ein neu¬ 
es wirtschaftliches System entstehen. 
Mitarbeiter der Wirtschaftsakademie 
beschreiben es so: „Wir lehnen die ka¬ 
pitalistische Wirtschaft ab, orientieren 
uns aber auch nicht am Wirtschaftsmo¬ 
dell des Realsozialismus. Wir verfolgen 
den Ansatz der kommunalen Wirtschaft 
und der Kooperativen. Private Unter¬ 
nehmungen sind nicht verboten, jedoch 
verfolgen wir eine Politik, die den priva¬ 
ten Unternehmen die Möglichkeit des 
Wachstums und der Monopolisierung 
nimmt.“ ( lowerclassmagazin ) 

Eine zentrale Rolle spielen in die¬ 
sem Modell die sogenannten Koopera¬ 
tiven. So soll bis November 2017 eine 
Bulgur-Fabrik in der nordsyrischen 
Stadt al-Hasaka entstehen, mit einer 
täglichen Kapazität von 20 Tonnen. 
Dieses Projekt wurde von der Handels¬ 
und Industriekammer der Stadt ins Le¬ 
ben gerufen, deren Ko-Vorsitzender 
dazu sagt: „Wir wollen die kommunale 
Wirtschaft entwickeln, Ausbeutung und 
Monopole vermeiden und die Volksein¬ 
heit zum Gemeinwohl stärken. Des¬ 
wegen arbeiten wir an der Eröffnung 
dieser Projekte der Kooperativen Ge¬ 
sellschaften“. Diese Kooperativen funk¬ 
tionieren - wie viele andere Kooperati¬ 
ven - nach den Prinzipien der oben ge¬ 
nannten Wirtschaftsakademie Rojava. 

Prinzipien der Kooperativen 

Die Bulgur-Fabrik soll allerdings nicht 
den Arbeitern gehören oder sich als 
volkseigener Betrieb im Eigentum der 
Kommune befinden. Sie wird von un¬ 
terschiedlichen Menschen finanziert. 


Die Handels- und Industriekammer 
verkauft 2 500 Anteile a 100 Dollar 
pro Kooperativen-Mitglied, bisher sind 
700 Personen beteiligt. Dabei definie¬ 
ren die Prinzipien, wie die Kooperative 
und ihre Selbstverwaltung funktionie¬ 
ren sollen. Jeder kann Mitglied der Ko¬ 
operative sein, mit der Einschränkung, 
dass aus einer Familie nur eine Person 
Mitglied werden kann. Entscheidungen 
werden mit einer 60-Prozent-Mehrheit 
gefällt. Ein Mitglied kann nur einer ein¬ 
zigen Körperschaft angehören, wie der 
Finanzkommission oder dem Vorstand. 
Es gibt aktive Mitglieder, die sich mit 
ihrer Arbeit einbringen und Mitglieder, 
die lediglich ihr Geld einbringen. Ka¬ 


pitalbeteiligungen sind eingeschränkt, 
um „Monopole zu vermeiden“. Sie wer¬ 
den in hohe (max. 1 Mio. Euro), mitt¬ 
lere (max. 200 000 Euro) und niedrige 
(max. 50 000 Euro) Kapitalbeteiligun¬ 
gen eingeteilt. 

Die Eigentümer erhalten 50 Prozent 
der Profite, unter Umständen kann die¬ 
ser Anteil gesenkt werden. 30 Prozent 
werden reinvestiert und nach einem be¬ 
stimmten Schlüssel mit der Zeit verrin¬ 
gert. Die übrig gebliebenen 20 Prozent 
werden an die Kommune zur Erfüllung 
ihrer Verpflichtungen gezahlt, darunter 
fällt u.a. ein monatliches „Gehalt“ an 
die Mitglieder der Kooperative. Wer 
sich mit seiner Arbeit in die Koopera¬ 


tive einbringt, erhält mittleren Anteil, 
wer nur mit Geld an der Kooperative 
beteiligt ist, erhält am wenigsten. Wer 
sich mit Geld und Arbeit einbringt, er¬ 
hält den größten Anteil. 

Kooperativen, etwas 
Neues in Syrien? 

Die meisten Kooperativen in Rojava 
dürfte es im landwirtschaftlichen Be¬ 
reich geben. So behauptet „lowerclass¬ 
magazin“, dass 80 Prozent der Länderei¬ 
en bereits im Besitz von Kooperativen 
seien. Neben den landwirtschaftlichen 
Kooperativen sind auch Konsumkoope¬ 
rativen stark verbreitet, diese kaufen 
und verkaufen Lebensmittel für güns¬ 
tigere Preise an ihre Mitglieder. Auch 
gibt es zahlreiche Frauenkooperativen. 
Aber weder Konsumkooperativen noch 
landwirtschaftliche Kooperativen sind 
neue Erscheinungen. Konsumkoope¬ 
rativen - staatlich oder gewerkschaft¬ 
lich - gibt es in Restsyrien zuhauf. Ge¬ 
rade in Kriegszeiten haben diese eine 
Renaissance erlebt angesichts der ins 
Unermessliche gesteigerten Preise für 
Lebensmittel. 

Auch auf dem Land bemüht sich die 
Regierung um die Bildung von land¬ 
wirtschaftlichen Kooperativen. Laut 
US-Analysen betrug der Anteil der 
Kooperativen an den landwirtschaft¬ 
lich genutzten Flächen in den 1980er 
Jahren 25 Prozent. Mit günstigen Kre¬ 
diten wurden Bauern in Kooperati¬ 
ven gelockt. Mit geringem Erfolg: 74 
Prozent blieben in privater Hand. Le¬ 
diglich ein Prozent war in staatlicher 
Hand. 

Toto Lyna 


Ex-General wird 
Trumps Stabschef 

Ein ehemaliger Vier-Sterne-Gene- 
ral soll neuer Stabschef im Weißen 
Haus werden. USA-Präsident Do¬ 
nald Trump setzt John F. Kelly an 
eine der wichtigsten Schaltstellen 
der Macht im politischen Gefüge der 
USA. Der Ex-Marine löst Reince 
Priebus ab. Dem Vernehmen nach 
schätzt Kelly „Zucht und Ordnung“. 

Mit der Ernennung Kellys er¬ 
reichte der tobende Machtkampf im 
Weißen Haus einen vorläufigen Hö¬ 
hepunkt. Kelly sei ein „echter Star“ 
seiner Regierung, so Trump. Der 
67-Jährige leitete zuletzt als erster 
Nicht-Zivilist das Ministerium für 
Heimatschutz (Homeland Security). 
Er ist ein knallharter Konservativer, 
kümmert sich um Einwanderung 
und Terrorabwehr. Er wird als „Fal¬ 
ke der Grenzsicherung“ bezeichnet. 
Jahrzehnte hat er als Soldat gedient. 

„Priebus ist ein guter Mann“, sag¬ 
te Trump nach seiner Rückkehr aus 
New York vor Reportern. „Kelly wird 
einen fantastischen Job machen.“ 

Ausweisung von 

US-Diplomaten 

angekündigt 

Russland wird nach dem Beschluss 
neuer US-Sanktionen insgesamt 755 
Diplomaten und Botschaftsangehö¬ 
rige der USA des Landes verweisen, 
kündigte Präsident Wladimir Putin 
letzte Woche Sonntag an. Er habe 
schon eine ganze Weile auf positive 
Veränderungen in den Beziehungen 
mit den USA gewartet. Doch bis¬ 
lang sei nichts dergleichen gesche¬ 
hen. „Sollte das irgendwann doch 
passieren, wird es nicht bald sein“, 
sagte Putin. 

Mit der Ankündigung reagiert 
Russland auf neue Sanktionen der 
USA, die der Senat in der letzten 
Woche mit großer Mehrheit be¬ 
schlossen hatte. „Wir müssen zei¬ 
gen, dass wir nichts unbeantwortet 
lassen“, sagte der Präsident. Mos¬ 
kau verzichte zunächst auf weite¬ 
re Sanktionen gegen die USA. „Ich 
denke nicht, dass es sie geben sollte. 
Sie könnten die Entwicklung der in¬ 
ternationalen Beziehungen beschä¬ 
digen“, sagte Putin. Russland sei 
weiterhin offen, in vielen Bereichen 
mit den USA zusammenzuarbeiten. 

Letzte Woche Freitag hatte das 
russische Außenministerium ange¬ 
kündigt, Washington solle bis zum 
1. September die Zahl seiner Mit¬ 
arbeiter in der Botschaft und in den 
Konsulaten in Russland auf 455 re¬ 
duzieren. 

Trump ist enttäuscht 
von China 

US-Präsident Donald Trump hat 
China nach dem jüngsten nordko¬ 
reanischen Raketentest „gewarnt“. 
„Ich bin sehr enttäuscht von China“, 
schrieb Trump am Samstag (Orts¬ 
zeit) im Kurznachrichtendienst Twit¬ 
ter. China erziele jährlich Hunderte 
Milliarden Dollar im Handel mit den 
USA, würde aber im Fall Nordkorea 
nichts für sein Land tun - außer zu 
reden. „Wir werden das nicht länger 
zulassen, China könnte das Problem 
leicht lösen“, twitterte Trump. 

Die USA und Südkorea haben 
Ende letzter Woche ein weiteres ge¬ 
meinsames Manöver begonnen, das 
als „Reaktion“ auf den Start einer 
nordkoreanischen Rakete dargestellt 
wird. Dabei seien Raketen ins Meer 
vor der südkoreanischen Ostküste 
gefeuert worden, teilte die US-Ar- 
mee in Südkorea mit. Zudem ließen 
die USA zwei Überschall-Langstre- 
ckenbomber vom Typ B-1B die zwi¬ 
schen Nord- und Südkorea geteilte 
Halbinsel überfliegen, wie das US- 
Pazifikkommando mitteilte. Die USA 
hätten eine Verpflichtung gegenüber 
ihren Verbündeten - Südkorea und 
Japan - und müßten sich „auf den 
schlimmsten Fall vorbereiten“. 

Ein Sprecher des chinesischen 
Außenministeriums sagte am Sams¬ 
tag, Peking sei gegen weitere Rake¬ 
tentests. Er rief alle Seiten auf, „be¬ 
dacht“ zu handeln, um die Spannun¬ 
gen auf der Halbinsel nicht noch zu 
schüren. 
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Wie jedes Jahr um den 26. Juli, 
dem kubanischen Nationalfei¬ 
ertag, wurden anlässlich des 
54. Jahrestages des Sturms auf 
die Moncada-Kaserne in San¬ 
tiago de Cuba Feste gefeiert. 

Die größte Veranstaltung 
organisierte die Arbeitsge¬ 
meinschaft Cuba Sf der Partei 
Die Linke am 22. Juli unter 
dem Namen „Fiesta de So- 
lidaridad“ in der Parkaue in 
Berlin-Lichtenberg. Die Ver¬ 
anstalter hatten sich in die¬ 
sem Jahr viel vorgenommen und eine vergrößerte Fläche, 
eine zweite Bühne und ein erweitertes Programm angebo- 
ten. Vertreterinnen und Vertreter von europäischen Kuba- 
Solidaritätsgruppen sorgten für eine starke internationale 
Beteiligung. Tausende Menschen kamen und feierten trotz 
tropischer Regenfälle mit guter Laune und mit viel Musik. 
Insbesondere der Hauptakt Banda Bassotti räumte dabei ab. 

Eine Woche später fand in der Außenstelle der Kubani¬ 
schen Botschaft in Bonn eine weitere, Fiesta Moncada statt. 
Veranstalterin der 24. Ausgabe dieser schon traditionellen 
Einrichtung war neben zahlreichen Kuba-Solidaritätsorga¬ 
nisationen aus dem Westen Deutschlands die Kuba-AG der 
DKP, die innerhalb des Vorbereitungskreises in diesem Jahr 
die organisatorische Leitung übernommen hatte. 

Die Bonner Fiesta hatte sich in diesem Jahr im Anden¬ 
ken an den 50. Jahrestag der Ermordung von Che Guevara 
das Motto „Solidarität ist die Zärtlichkeit der Völker“ gege¬ 
ben. Angelika Becker betonte in ihrem Grußwort vom Vor¬ 
stand des Netzwerks Cuba, dass Solidarität mit Kuba heute 
die Verteidigung des Sozialismus bedeutet. Klaus Piel von 
der Humanitären Cuba-Hilfe Bochum stellte das Vorhaben 
von MediCuba dar. Mit einer europaweiten, auf vier Jah¬ 


re angelegten Spendenkam¬ 
pagne will man den Bau von 
zwei Diagnosezentren in San¬ 
ta Clara und Santiago de Cuba 
im Gesamtwert von 2,5 Milli¬ 
onen Euro fördern. Alle Ein¬ 
nahmen der diesjährigen Fi¬ 
esta kommen in diesem Jahr 
dem Projekt zugute. 

Fernando Moser von der 
Bonner Gruppe Freund- 
schaftsgesellschaft BRD-Ku¬ 
ba warb für die Unterstüt¬ 
zung der Kundschafterin Ana 
Belen Montes, die in den USA wegen der Weitergabe von 
militärischen US-Angriffsplänen gegen Kuba in Isolations¬ 
haft sitzt. 

Neben ernsten Themen wurde auch gefeiert: DJ Luis, die 
Gruppe Salazar sowie - als Überraschungsgast - Nicky Mär- 
quez brachten dabei die anwesenden zwei- bis dreihundert 
Hüften in Bewegung, teils auf anmutige, teils auf originelle 
Art und Weise. 

Emotionaler Höhepunkt der Fiesta war die Verabschie¬ 
dung von Anette Chao, der Leiterin der Bonner Außenstel¬ 
le, deren Zeit in Deutschland nach vier Jahren endet. Gleich 
mehrere der einladenden Solidaritätsgruppen verliehen der 
kubanischen Diplomatin die Ehrenmitgliedschaft und dank¬ 
ten ihr so für ihre bedingungslose und kämpferische Unter¬ 
stützung der Solidaritätsbewegung in Deutschland. Anette 
Chao verglich, sichtlich gerührt, den Kampfgeist der Kuba- 
Solidaritätsbewegung in Deutschland mit dem der Moncada- 
Angreifer. Dies ist, wenngleich möglicherweise übertrieben, 
so doch ein Anreiz, stärker denn je das sozialistische Kuba zu 
unterstützen. Nirgendwo geht dies einfacher und mit mehr 
Hüftschwung als auf den Moncada-Festen. 

Tobias Kriele 


Solidarität, 

Kampfgeist 

Auf den Moncada-Festen 
wurde die kubanische 
Revolution gefeiert 




Banda Bassotti auf der Fiesta in Berlin 
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Nina Hager zum Einsatz der italienischen Marine und zum EuGH-Urteil 

Lasten des Asyls 


W erden bald Schiffe der itali¬ 
enischen Marine in den Ho¬ 
heitsgewässern Libyens kreu¬ 
zen? Im Rahmen der „Sophia“-Mission 
der EU war das bislang nicht möglich. 
Die Regierung in Rom reagierte jeden¬ 
falls „positiv“ auf eine Anfrage der liby¬ 
schen Einheitsregierung von Minister¬ 
präsident Fajis al-Sarradsch - einer von 
dreien im durch die NATO-Intervention 
2011 und vom Bürgerkrieg zerstörten 
und zerrütteten Land, aber der einzi¬ 
gen, die von der UNO anerkannt ist. In 
Tripolis gab es danach jedoch zunächst 
Widerspruch. So vom Chef der Küsten¬ 
wache: Man sei ein souveräner Staat, der 
keine ausländischen Streitkräfte auf sei¬ 
nem Territorium wolle. 

Die italienischen Kriegsschiffe sol¬ 
len, gemeinsam mit der libyschen Küs¬ 
tenwache, „vor Ort“ den Weg über das 
Mittelmeer für die vielen Menschen ver¬ 
sperren, die aus ihren Heimatländern vor 


Recht zu 

Krieg, Verfolgung oder bitterer Not ge¬ 
flüchtet sind und jetzt in Libyen unter 
erbärmlichen Bedingungen leben. Der 
Einsatz könnte lange dauern und ein 
wichtiger Schritt zur dauerhaften Prä¬ 
senz Italiens, der EU und natürlich auch 
der NATO in libyschen Gewässern und 
vor der Küste Nordafrikas sein. 

Damit werden auch die „Auffangla¬ 
ger“ in Nordafrika, zum Beispiel auch 
in Libyen, wahrscheinlicher. Auffällig 
ist, dass zudem seit Wochen der Druck 
auf Organisationen stärker wird, deren 
Schiffe im Mittelmeer Geflüchteten Hil¬ 
fe leisten: Sie sollen jederzeit Kontrollen 
durch Küstenwache und Polizei auf ihren 


Schiffen zulassen. Lehnen sie das ab, wird 
ihnen verwehrt, mit den von ihnen aus 
Seenot Geretteten die italienische Küste 
anzulaufen. 

Dass EU-Europa derzeit alle An¬ 
strengungen unternimmt, sich „effek¬ 
tiver“ abzuschotten, bestätigt auch das 
jüngste Urteil des Europäischen Ge¬ 
richtshofs (EuGH). Die große Zahl vom 
Menschen, die 2015/2016 über die „Bal¬ 
kanroute“ in die EU-Staaten gekommen 
ist, führte bekanntlich in den betroffenen 
Ländern teilweise zu einer schwierigen 
Situation. Die Flüchtlinge wurden aber 
auch - wie von Kroatien nach Sloweni¬ 
en oder Österreich - weitergeschleust, 


„strandeten“ an Grenzzäunen wie dem 
ungarischen, wurden interniert. Deutsch¬ 
land nahm in dieser Situation - trotz des 
Dublin-III-Abkommens - sehr viele 
Menschen auf. Der EuGH bescheinigte 
nun zwar, dass das richtig war, aber auch 
damals hätte man die Dublin-Regeln 
einhalten müssen, d.h., die Geflüchte¬ 
ten hätten im ersten EU-Staat (und nur 
dort), den sie auf ihrem Weg betraten, ih¬ 
ren Asylantrag stellen müssen. 

Die Richter interessierte weder das 
Schicksal der betroffenen Menschen 
noch die Situation in Ländern wie Kro¬ 
atien, vor allem aber in Griechenland 
usw. Die anderen EU-Staaten könnten 


ja „freiwillig“ helfen. Das ist - mit we¬ 
nigen Ausnahmen - 2015/16 nicht ge¬ 
schehen. Bislang wurde ja nicht einmal 
ein EU-Abkommen zur „Verteilung“ 
der Betroffenen umgesetzt. Nichts ge¬ 
schieht auch im Hinblick auf „die Be¬ 
kämpfung der Fluchtursachen“. Im Ge¬ 
genteil. Und so ist dieses Urteil, wie 
„ProAsyl“ zu Recht meint, eines zu 
Lasten „der Flüchtlinge und der Staa¬ 
ten an den EU-Außengrenzen“. Doch 
die EU-Innenminister planen schon 
ein Dublin-IV-Abkommen, um Einrei¬ 
se- und Asylbedingungen zu verschär¬ 
fen. Die Rechte der Betroffenen sollen 
weiter eingeschränkt werden. So könn¬ 
ten dann Menschen viel leichter auch in 
sogenannte „sichere Drittstaaten“ abge¬ 
schoben werden, die sie während ihrer 
Flucht durchquert hatten. Und nicht nur 
mit dem ständigen Schüren der Angst 
vor wachsender Terrorgefahr wird dazu 
die Stimmung geschaffen. 



Die „FAZ“ nennt Anthony Scara- 
mucci liebevoll „The Würstchen 
of Wall Street“. Er war kürzer im 
Amt als die meisten Hedgefonds 
in seinem Besitz. Zehn Tage lang 
durfte der Zögling von Lehman 
Brothers und Goldman Sachs den 
Pressesprecher Donald Trumps 
im Weißen Haus spielen. Was 
zeichnet Scaramucci aus? Er kann 
schnell viel reden. Und er ist selbst 
unter den sonst in New York und 
Washington tätigen Finanzhaien 
und Politikern ein außergewöhn¬ 
lich widerwärtiges Exemplar - 
sozusagen reinstes Konzentrat 
neoliberaler Ideologie. Im Stil 
der Hedgefonds sucht er ganz 
kurzfristig nach dem größtmögli¬ 
chen Profit. So unterstützte er in 
den letzten Jahren jeden, der einen 
Machtgewinn für ihn bedeuten 
konnte, von Hillary Clinton über 
Barack Obama und Jeb Bush bis 
Donald Trump. Ob es das ist, was 
Trumps brandneuen Stabschef, 
den Vier-Sterne-General John Kelly 
veranlasst hat, Scaramucci sofort 
zu feuern, kann bezweifelt werden. 

CH 


Reinigungsskandale 

Das aktuelle Dieseltheater ist kein Zufall • Kolumne von Georg Fülberth 



Georg Fülberth ist emeritierter 
Professor für Politik 


Ein Skandal ist die moralische Diskre¬ 
ditierung einer Person oder einer Ins¬ 
titution, die Symbol eines politischen, 
ökonomischen oder gesellschaftlichen 
Systems ist, dessen Grundlagen entwe¬ 
der auf Dauer überflüssig oder zumin¬ 
dest aktuell schwer beschädigt sind. Er 
ist also nie eine Ursache, sondern im¬ 
mer nur eine Folge: Was ohnehin wankt, 
wird nun vollends in Frage gestellt. In¬ 
sofern haben Skandale Gemeinsamkei¬ 
ten mit ökonomischen Krisen, die ja oft 
als „Reinigungskrisen“ bezeichnet wer¬ 
den: sie bauen Überkapazitäten ab oder 
werfen Firmen und Produkte aus dem 
Markt, die durch andere ersetzt werden 
können. 

Dass man diese Regel auch auf 
Skandale übertragen kann, zeigen zwei 
Beispiele: Bis Ende der siebziger Jahre 
des vergangenen Jahrhunderts hatte in 
der Bundesrepublik der soziale Woh¬ 
nungsbau die Versorgung der Bevölke¬ 
rung mit einem erschwinglichen Dach 
über dem Kopf weitgehend gewähr¬ 


leistet. Als frisches Kapital für einen 
allmählich sichtbar werdenden Erneu¬ 
erungsbedarf fällig wurde, wurde dies 
zum Vorwand für eine Privatisierungs¬ 
kampagne und für den Übergang zu 
einer marktradikalen Immobilienwirt- 
schaft. Da traf es sich gut, dass 1982 
krumme Geschäfte der Manager des 
gewerkschaftsnahen Unternehmens 
„Neue Heimat“ aufgedeckt wurden, 
die schließlich zur Liquidierung dieser 
Firma führten. 

Zweites Beispiel: Helmut Kohl hatte 
1998 die Bundestagswahl verloren. Erst 
danach, an der Jahreswende 1999/2000, 
wurde seine Schwarzgeldwirtschaft auf¬ 
gedeckt. Mit dem „System Kohl“, das 
damit zu Fall gebracht wurde, mein¬ 
te man damals sein Finanzgebaren. In 
Wirklichkeit ging es um Anderes und 
mehr: Er hatte die marktliberale Wen¬ 
de, die der Graf Lambsdorff schon 1982 
ausgerufen hatte, so lange hinausgezö¬ 
gert, dass das Kapital schließlich eher 
zähneknirschend auf Schröders SPD 
setzte. Um diesen Rückstand wieder 
aufzuholen, musste neues Personal an 
die Spitze der CDU: Angela Merkel, die 
in einem FAZ-Artikel selbstverständ¬ 
lich nicht ökonomisch argumentierte, 
sondern moralisch. 

Vor diesem Hintergrund fällt es 
uns vielleicht leichter, die gegenwärti¬ 
gen Automobil-Skandale zu verstehen. 
Den deutschen Firmen dieser Bran¬ 
che wirft man vor, den Übergang zur 
Elektromobilität und auch die Per¬ 
spektiven eines künftigen fahrerlosen 
Wagens verschlafen zu haben. Wenn 
China jetzt eine Quote für E-Autos an¬ 
kündigt, ist dies eine Hürde für Impor¬ 


te aus der Bundesrepublik. Nicht erst 
Trump ist auf einen Wirtschaftskrieg 
gegen deutsche Einfuhren eingestellt. 
Irgendwann musste es ja kommen, dass 
die Weltmarktdominanz der Bundesre¬ 
publik zum Problem wird. Warnungen 
aus Ländern, die unter dem ständigen 
deutschen Exportüberschuss leiden, 
hat es genug gegeben, sie wurden nicht 
gehört: Arroganz der ökonomischen 
Macht. 

In dieser Situation wurden nicht 
zufällig zuerst in den USA Manipula¬ 
tionen von VW bei den Abgaswerten 
aufgedeckt. Inzwischen stellt sich he¬ 
raus, dass die gesamte deutsche Auto¬ 
mobilbranche hier falsch gespielt hat. 
Dann folgte die Aufdeckung von kar¬ 
tellrechtswidrigen Preisabsprachen zwi¬ 
schen ihren großen Firmen. Und da ein 
Unglück selten allein kommt, hat nun 
das Verwaltungsgericht Stuttgart ein 
Diesel-Fahrverbot wegen übergroßer 
Luftverschmutzung für statthaft erklärt. 

Also eine Multi-Krise, kombiniert 
mit Skandalen. Sie wird behoben wer¬ 
den. Anders als einst die „Neue Hei¬ 
mat“ wird die Automobilindustrie der 
Bundesrepublik nicht verschwinden, 
denn sie macht einen großen Teil der 
Deutschland AG aus. Umrüstung auf E- 
Mobilität ist teuer. Findet sie statt, dann 
wohl zu Lasten von Arbeitsplätzen und 
Löhnen. Vielleicht wird die Atomkraft 
rehabilitiert werden, damit die Luft 
sauberer wird. Weitere Umbauten sind 
denkbar, zum Beispiel am Unterneh¬ 
mensmodell von Volkswagen: der re¬ 
lativ hohe Staatsanteil und die starke 
Stellung der Gewerkschaften dort gel¬ 
ten ja schon lange als skandalös. 


Lucas Zeise zu den Russlandsanktionen der USA 


Gegen deutsche Konzerne 


Die deutsch-US-amerikanische Freund¬ 
schaft war schon herzlicher. Jetzt geht 
es nicht mehr um Lippenbekenntnis¬ 
se zum freien Welthandel, sondern um 
reale Geschäfte. Und oh Wunder, jetzt 
sind sich die sonst so zerstrittenen Po¬ 
litiker von Demokraten und Republi¬ 
kanern einig. Parteiüb ergreifend wurde 
vom US-Kongress fast einstimmig ein 
Gesetz verabschiedet, das die Sanktio¬ 
nen gegen Russland verschärft und den 
Präsidenten daran hindert, die beschlos¬ 
senen Sanktionen ohne Zustimmung 
des Parlaments zu mildern. Der Vor¬ 
gang macht deutlich, dass die „Ameri- 
ca-first“-Politik Donald Trumps partei- 
übergreifend an ihm vorbei umgesetzt 
wird. Der russische Präsident hat Recht, 
wenn er Trump als schwachen Präsiden¬ 
ten beurteilt. 

Natürlich geht es bei den Sanktions¬ 
beschlüssen auch um Russland, das sich 
unbotmäßig verhält und dessen Regie¬ 
rung alberner Weise vorgeworfen wird, 
sich in den US-Wahlkampf eingemischt 
zu haben. Es geht aber mindestens so 
sehr auch um Deutschland und sei¬ 
ne EU. Denn anders als bei der ersten 
Welle der Sanktionen 2014 durch die 
NATO will dieses US-Gesetz Unter¬ 
nehmen außerhalb der USA zwingen, 
keine Geschäfte mehr mit Russland zu 
machen. Wer es dennoch tut, kann da¬ 


mit rechnen, dass ihm der Zugang zum 
US-Markt verwehrt wird. Wir haben es 
hier mit dem klassischen imperialisti¬ 
schen Verhalten gegenüber unliebsa¬ 
mer Konkurrenz zu tun. Nur der Stärks¬ 
te kann so mit Erfolg handeln. Die USA 
können es. Sie haben es oft schon prak¬ 
tiziert. Das letzte Mal im großen Stil, als 
es um die Isolierung des Iran ging. Deut¬ 
sche Unternehmen wurden gezwungen, 
ihre Geschäfte mit dem Iran zu kappen, 
ja sogar, ihre iranischen Aktionäre los¬ 
zuwerden. Das Ganze wird vermutlich 
auch dieses Mal funktionieren, weil für 
fast alle deutschen Konzerne der US- 
Markt so ungleich wichtiger ist als der 
russische. 

Gefährlicher für sie ist die Behinde¬ 
rung der Gaslieferungen aus Russland. 
Explizit wollen die US-Abgeordneten 
den Ausbau der Pipeline aus Russland 
durch die Ostsee verhindern. Das bil¬ 
lige und zuverlässig gelieferte Erdgas 
aus Russland ist ein Standortvorteil für 
deutsche und mitteleuropäische Kon¬ 
zerne. Ihn einzuebnen und zugleich den 
Gasüberschuss aus dem Fracking auf 
dem europäischen Markt einzuführen, 
ist ein lohnendes Ziel der US-Politik. 
Der US-Kongress hat so vermutlich den 
entscheidenden Dreh gefunden, um die 
protzige Position der riesigen deutschen 
Exportüberschüsse abzubauen. 


Herbert Becker zur Populistenstudie von Bertelsmann 


Soziales ausgeblendet 


Ein beliebtes Spiel bürgerlicher Par¬ 
teien und ihrer Medien ist der Vorwurf 
an die jeweils anderen, sie redeten und 
handelten populistisch. Damit schaf¬ 
fen es die interessierten Kreise, jegliche 
Diskussion in eine - natürlich - falsche 
Ecke zu schieben.Die Bertelsmann- 
Stiftung hat nun eine europaweit er¬ 
hobene Befragung in einer Studie zum 
Thema „Populismus“ zusammengefasst. 

Als Unterscheidungskriterium für 
linken oder rechten Populismus ziehen 
sie die Begriffe Inklusion und Exklusi¬ 
on heran und kommen zur Feststellung, 
linker Populismus strebe durch Partizi¬ 
pation und Ressourcenumverteilung die 
Inklusion unterprivilegierter Bevölke¬ 
rungsschichten an. Rechter Populismus 
betreibe umgekehrt die Exklusion von 
Menschen („Sozialstaatsschmarotzer“, 
Immigranten, Asylbewerber, ethnische 
Minderheiten) und reserviere politische 
und soziale Teilhaberechte nur für die 
eigene Bevölkerung. Mit diesem Instru¬ 
mentarium basteln sich diverse Studien 
so ihre Analyse zusammen. 

Nicht verwunderlich ist laut der Stu¬ 
die, dass es vor allem Globalisierungs- 
ängste sind, die manche dazu treiben, sich 
populistischen Parteien zuzuwenden. Die 
sogenannten „Werte“ spielen dabei eine 
untergeordnete Rolle. Je niedriger das 
Bildungsniveau, je geringer das Einkom¬ 
men und je älter die Menschen sind, des¬ 


to wahrscheinlicher ist es, dass sie Glo¬ 
balisierung als Bedrohung wahrnehmen. 

Natürlich findet sich keine Beschrei¬ 
bung, was denn Globalisierung sei. Und 
es fehlt jede Begründung dafür, warum 
rechtsextreme Parteien wie die AfD, 
der Front National, die FPÖ und weite¬ 
re Parteien in Italien, den Niederlanden 
und Ungarn nicht als solche bezeichnet 
werden, sondern schlicht als rechtspo- 
pulistisch. Als linkspopulistisch sortiert 
die Studie dann die Partei Die Linke, Po- 
demos, Movimento 5 Stelle oder Syriza 
und andere ein. Eigentlich kann man spä¬ 
testens ab hier eine solche Studie nicht 
ernsthaft für politische Debatten nutzen. 

Auffällig häufig kommt in der Studie 
das so genannte „Bildungsniveau“ vor. 
Von den sozialen Verhältnissen und von 
der ökonomischen Situation der Bürge¬ 
rinnen und Bürger ist nicht die Rede. Das 
offensichtliche Bestreben der Bertels¬ 
mann-Stiftung ist nicht nur die Positio¬ 
nierung als „Denkfabrik“, sondern auch 
die führende Rolle bei der Privatisierung 
von Bildung in Schule, Hochschule und 
Betrieb zu erobern. Dabei schießt die 
Studie ein wenig über ihr selbstgesetz¬ 
tes Ziel hinaus, denn wenn umfassende 
Bildung, ein vertieftes Verständnis gesell¬ 
schaftlicher Zusammenhänge dazu führt, 
dass linke Parteien und Bewegungen ei¬ 
nen größeren Zulauf bekommen, ist das 
ja nicht unbedingt systemstabilisierend. 
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Der 9. August 2007 

Die Spekulation mit US-Hypotheken bricht zusammen und läutet die Finanzkrise ein • Von Lucas Zeise 


E s ist der Vormittag des 9. August 
2007, ein Donnerstag. Der Zen¬ 
tralbankrat der Deutschen Bun¬ 
desbank tagt, um über die Rettung der 
kleinen IKB, einer Bank in Düsseldorf, 
zu beraten. In den Räumen der Schwei¬ 
zer Nationalbank berät das Direktori¬ 
um die aktuelle Geldpolitik. Es habe 
sehr heftig an der Tür geklopft, be¬ 
richtet zwei Jahre später ihr Präsident 
Jean-Pierre Roth. Es sei der Chef der 
Marktabteilung gewesen, der atemlos 
von nach oben schießenden Sätzen, 
großer Nervosität und scheinbar ei¬ 
nem Bedarf der Banken nach Liquidi¬ 
tät gesprochen habe. „Geben!“habe er, 
Roth, seinen Chefhändler angewiesen. 
Der habe das umgehend in die Tat um¬ 
gesetzt und den Geschäftsbanken kurz¬ 
fristigen Kredit in unbegrenzter Höhe 
zu Verfügung gestellt. Bei der Bundes¬ 
bank geschah Ähnliches. Nur dass sie 
die Geldmarktoperationen mit den an¬ 
deren Notenbanken und der Europäi¬ 
schen Zentralbank (EZB) abstimmen 
musste. Die EZB veranstaltete noch am 
selben Tag eine ihrer Auktionen, wobei 
die Geschäftsbanken des Euroraums 
sich Kredit nach Bedarf leihen konnten. 
95 Mrd. Euro habe sie auf diesem Weg 
den Banken zusätzlich zur Verfügung 
gestellt, berichtete die EZB. 

Dieser 9. August vor zehn Jahren mar¬ 
kiert den Beginn der großen Finanzkri¬ 
se. Es brach auf breiter Front Angst aus, 
aber noch keine Panik. Zuerst in Euro¬ 
pa in der Eurozone, in London und in 
der Schweiz. Ein paar Stunden später in 
den USA. Es war von Anfang an eine 
weltweite Krise. Der Geldmarkt unter 
Banken hörte auf zu funktionieren. Die¬ 
ser Markt befindet sich im Zentrum des 
Geld- und Kapitalverkehrs. Hier leihen 
sich und verleihen die Geschäftsbanken 
kurzfristig Geld, mit Laufzeiten von ei¬ 
nem Tag bis zu zwei Jahren. Die Zins¬ 
sätze sind niedrig und immer ganz nah 
an den so genannten Leitzinsen, mit de¬ 
nen die Notenbanken die Banken mit 
Geld versorgen. Zwar sind die Zinsen 
und Zinsdifferenzen gering, dafür sind 
die Beträge riesig. Jeden Tag geht der 
Saldo der Zahlungen, den eine Bank 
abwickelt, durch diesen Markt. 

Die Banken hörten am 9. August 
2007 auf, ihresgleichen hunderte von 
Millionen Euro ohne Sicherheit auch 
kurzfristig zu leihen. Die Geldhändler 
hatten Angst davor, dass sie das Geld 
nicht mehr Wiedersehen würden, weil die 
Partnerbank in der Zwischenzeit pleite 


gehen würde. Es war eine berechtigte 
Angst. Die Banker wussten, welchen 
Schrott - meist Hypothekenkredite der 
„Subprime“-Qualität - das eigene Insti¬ 
tut in den Büchern hatte. Wenn nur fünf 
Prozent der Ausleihungen faul werden, 
kann bei den niedrigen Eigenkapital¬ 
quoten, die Banken halten müssen, auch 
die ganze Bank weg sein. So weit war es 
an diesem Tag noch nicht. Aber ohne die 
Hilfe der Zentralbanken wäre der große 
Bankenkrach sogleich passiert. 

Das Auf und Ab der Spekulation, 
Boom und Bust waren schon vielfach 
Untersuchungsgegenstand der Ökono¬ 
men. Den Anstoß für eine Spekulations¬ 
welle bietet meist ein realer Grund. Die 
realen und vermuteten Gewinnmöglich¬ 
keiten locken im zweiten Schritt mehr 
Geld hervor und vermehren das Geld¬ 
angebot. Die Banken vergeben mehr 
Kredit. Drittens locken tatsächlich im 
neuen Sektor entstandene Gewinne die 
Masse der Spekulanten aus der Reserve. 
Die eigentliche spekulative Phase be¬ 
ginnt. Es wird gekauft, um teurer zu ver¬ 
kaufen. Die Verschuldung steigt, um an 
den sicheren Profitmöglichkeiten noch 
besser teilnehmen zu können. Viertens 
springt die Spekulation in andere Märk¬ 
te und fünftens in andere Länder über. 
Sechstens dann bricht der Markt aus 
welchem Anlass auch immer zusammen. 

Auch beim Absturz gibt es sich selbst 
verstärkende Mechanismen. Mit dem 
Preisverfall (der Wertpapiere) schrumpft 
der Wert der Sicherheiten für die verge¬ 
benen Kredite. Die Banken verlangen 
Rückzahlung oder vergeben zumindest 
keine neuen Kredite mehr. Unterneh¬ 
men und Privatpersonen müssen noch 
mehr Wertpapiere verkaufen. Andere 
Unternehmen geraten ohne Zugang zu 
frischem Geld in Schwierigkeiten, sie 
können ihre Schulden nicht mehr bedie¬ 
nen. Die Banken sitzen damit auf faulen 
Krediten, die Kundschaft zieht misstrau¬ 
isch die Einlagen ab. Bankpleiten dro¬ 
hen. Die Kreditvergabe wird noch res¬ 
triktiver usw. Ganz so lief es 2007 ab. 

Was war im vorliegenden Fall das 
„reale“ Objekt der Spekulanten? Die 
Antwort erscheint zunächst einfach. Die 
globalen Finanzspieler scheinen sich an 
der trivialen und wenig aufregenden Fi¬ 
nanzierung von Ein- oder Zweifamilien¬ 
häusern in der US-amerikanischen Pro¬ 
vinz verhoben zu haben. Faul geworde¬ 
ne kleine Hypothekenkredite brachten 
große und kleine Banken und Fonds in 
Schwierigkeiten. Tatsächlich hieß diese 


Finanzkrise, als sie im Herbst 2007 noch 
einigermaßen jung und frisch war, zu¬ 
nächst noch „Subprime-Hypotheken- 
Krise“. Der etwas sperrige Ausdruck 
bezieht sich auf die in den USA mas¬ 
senhaft an schlecht verdienende, nicht 
zahlungsfähige Schuldner gewährten 
Hypotheken. Der Ausdruck „subpri- 
me“ ist ein Euphemismus. Es entspricht 
ziemlich exakt dem deutschen Wort sub¬ 
optimal und heißt also eigentlich mise¬ 
rabel schlecht. 

Niemals hätten die faul gewordenen 
Kredite an schlecht verdienende ame¬ 
rikanische Eigenheimbesitzer Banken 
in aller Welt in Bedrängnis gebracht, 
wenn die Finanzbranche nicht inno¬ 
vative Wege gefunden hätte, die den 
Weiterverkauf der Kredite ermöglich¬ 
te. Banken wie die deutsche IKB oder 
die SachsenLB gehörten zu den ersten 
Opfern der Krise, weil sie sich auf ver¬ 
schlungenen Wegen am Hypotheken¬ 
geschäft der amerikanischen Branche 
beteiligt hatten. Die Verbriefung oder 
die Neuverpackung von Krediten hat 
das gewaltige Ausmaß des Spekulati¬ 
onsbooms erst ermöglicht und sorgte 
im Abschwung dafür, dass die Wertver¬ 
luste die Gläubiger überraschte. 

Eine weitere Besonderheit die¬ 
ser Spekulationswelle bezieht sich auf 
die USA als immer noch wichtigstes 
Land der Weltwirtschaft. Die Schulden 
ganz gewöhnlicher US-amerikanischer 
Haushalte, vor allem ihre Hypothe¬ 
ken, aber auch ihre Kreditkarten- und 
Ratenkreditschulden wurden zum be¬ 
gehrten Anlageobjekt des internatio¬ 
nalen Geldkapitals. Die Verschuldung 
der US-Haushalte erwies sich als er¬ 
giebige Anlagekategorie, weil sie au¬ 
ßergewöhnlich lang zugelassen, ja von 
der Wirtschaftspolitik aktiv gefördert 
wurde. Niedrige Zinsen der US-No- 
tenbank ließen die Belastung auch är¬ 
merer Haushalte durch hohe Schulden 
tragbar erscheinen. Zudem stiegen die 
Preise für die Wohnhäuser, die damit 
höher beliehen werden konnten. Der 
schuldenfinanzierte höhere Konsum 
der US-Haushalte schlug sich in hö¬ 
herer Gesamtnachfrage, in einer rela¬ 
tiv munter laufenden Konjunktur, vor 
allem aber in einem kräftig steigenden 
Außenhandelsdefizit nieder. Die hohe 
Verschuldung der US-Privathaushalte 
wurde also durch die Kapitalzufuhr aus 
dem Ausland bezahlt. Die Finanzspeku¬ 
lation war somit vielfach verzahnt mit 
den internationalen Kapitalströmen. 


Logbuch der Finanzkrise 

9. August 2007: Der Interbankenmarkt friert ein. Die EZB pumpt an diesem 
Tag 95 Mrd. Euro zusätzlich in das Bankensystem, in den kommenden 
Wochen noch weitaus mehr. Die Zentralbanken der USA, Japans und 
kleinerer kapitalistischer Länder handeln ähnlich. 

13. August 2007: Die New Yorker InvestmentbankGoldman Sachs pumpt 3 Mrd. 
Dollar in einen eigenen Hedge Fund, um ihn vor dem Kollaps zu bewahren. 

14. September 2007: In England gibt es einen „Bank-Run“ auf die 
Hypothekenbank Northern Rock. Northern Rock wird Opfer der 
ausgetrockneten Interbankenmärkte. Es ist der größte Bank Run in 
Großbritannien seit über hundert Jahren. 

17. Februar 2008: Northern Rock wird verstaatlicht. 

22. März 2008: Die New Yorker Investmentbank Bear Stearns wird vor dem 
Kollaps gerettet, indem die US-Bank J.P. Morgan sie zusammen mit einer 
Garantie der US-Notenbank von 30 Mrd. Dollar übernimmt. 

1. April 2008: Die größte Schweizer Bank UBS, die zugleich die größte 
Vermögensverwaltung der Welt darstellt, schreibt 19 Mrd. Schweizer 
Franken an faulen Hypothekenpapieren ab. 

7. September 2008: Die US-Regierung garantiert die Zahlungsfähigkeit von 
„Fannie Mae“ und „Freddie Mac“, zwei riesigen Hypothekenfinanzierern. 
Ohne diese Garantie wäre der Weltfinanzmarkt zusammengebrochen. 

13./14. September 2008: Die New Yorker Investmentbank Lehman Brothers 
ist gefährdet. Die US-Notenbank will, anders als bei Bear Stearns, keine 
Finanzhilfe zur Verfügung stellen. Die britische Bank „Barclays“ und die 
„Bank of America“ gelten als potenzielle Käufer. Beide ziehen sich jedoch 
zurück. Die Verhandlungen scheitern. Bank of America kauft statt dessen 
die New Yorker Investmentbank Merrill Lynch. 

15. September 2008: Lehman erklärt Insolvenz. Es ist der größte Bankrott 
in der Geschichte der USA. 

17. September 2008: Die US-Notenbank stützt die damals größte 
Versicherungsgesellschaft der Welt, AIG, mit zunächst 85 Mrd. Dollar und 
übernimmt sie zu 80 Prozent. 

2. Oktober 2008: Die US-Regierung verabschiedet nach zähem Ringen 
einen 700-Mrd.-Dollar-Plan „Troubled Asset Relief Program (Tarp)“, um 
den Finanzsektor zu retten. 

8. Oktober 2008: Sieben Zentralbanken senken in einer gemeinsamen 
Aktion ihre Leitzinsen. 

13. Oktober 2008: Die britische Regierung übernimmt 58 Prozent der Royal 
Bank of Scotland. 

13. Oktober 2008: Die europäischen Regierungen stellen rund 1000 Mrd. 
Euro für die Finanzbranche zur Verfügung. 

16. Oktober 2008: Die Schweizer Zentralbank übernimmt von der UBS ein 
Portfolio an toxischen Krediten im Umfang von 60 Mrd. Dollar und rettet 
sie damit. Die Schweizer Regierung schießt 6 Mrd. Franken zu. 

9. November 2008: China beschließt ein Konjunkturprogramm: Über zwei 
Jahre will die Regierung 586 Mrd. Dollar in die Infrastruktur und in soziale 
Projekte investieren. 

15. November 2008: Zum ersten Mal treffen sich die G20 auf der Ebene 
der Regierungschefs in Washington und beschließen einen Aktionsplan für 
eine Neuordnung der globalen Finanzmärkte. 


Auslöser der Weltwirtschaftskrise 

Warum der Zusammenbruch der Spekulation so schwerwiegende Folgen hatte 


Nicht wenige Linke und sogar nicht 
wenige, die sich Marxisten nennen, ver¬ 
treten die Ansicht, die 2007 begonne¬ 
ne Finanz- und globale Wirtschaftskri¬ 
se fordere uns zu ihrer Erklärung ganz 
besondere theoretische Anstrengungen 
ab. Tatsächlich scheint aber diese große 
Krise, mit der wir es immer noch zu tun 
haben, eigentlich die leichteste Übung 
zu sein. Erklärt werden muss weniger, 
wie und warum es zu einer solch mas¬ 
siven Störung des kapitalistischen Wir¬ 
kungszusammenhangs kommen konnte, 
sondern viel eher, weshalb diese große 
Krise so lange auf sich hat warten lassen. 

Denn auch diese Krise ist eine 
stinknormale, für den Kapitalismus üb¬ 
liche Überproduktionskrise. Sie ist Re¬ 
sultat des Grundwiderspruchs zwischen 
gesellschaftlicher Produktion und pri¬ 
vater Aneignung, der für den Kapita¬ 
lismus typisch ist. Dieser Widerspruch 
drückt sich im Regelfall in kapitalisti¬ 
schen Konjunkturkrisen aus. Sie sind 
dadurch gekennzeichnet, dass das un- 
gebändigte Wachstum von Kapital und 
Waren nicht auf genügend kaufkräftige 
Nachfrage trifft. Die private Aneignung 
des Mehrprodukts durch die Kapitalis¬ 
ten, lässt den gesellschaftlichen Produ¬ 
zenten nicht genügend Wert-Geld, um 
die munter produzierten Waren zu kau¬ 


fen. Kapitalistische Krisen sind also 
Absatz- oder Realisierungskrisen. 

Viel spricht dafür, dass es sich bei 
der aktuellen Finanz- und Weltwirt¬ 
schaftskrise nicht nur um eine der ei¬ 
nigermaßen regelmäßigen Konjunktur¬ 
krisen oder Rezessionen handelt. Denn 
zum einen erfasst diese Krise den gan¬ 
zen Globus. Zum anderen hat die Krise 
in den imperialistischen Hauptländern 
Europas, Nordamerikas und Japan den 
stärksten Einbruch von Produktion 
und Bruttosozialprodukt seit dem II. 
Weltkrieg hervorgerufen. Es handelt 
sich also um eine außergewöhnlich tie¬ 
fe Krise. Sie beeinträchtigt zudem in 
ganz besonderer Weise das führende 
imperialistische Land, die USA, und 
gefährdet seine Vorherrschaft. Schließ¬ 
lich dauert diese Krise mit bisher zehn 
Jahren außergewöhnlich lang. 

Die Krise ist damit historisch ver¬ 
gleichbar mit der großen Weltwirt¬ 
schaftskrise der dreißiger Jahre des vori¬ 
gen Jahrhunderts, die 1929 ebenfalls mit 
einem Finanz-Crash begann, und mit der 
schwerwiegenden Krise der 70er Jahre, 
die ebenfalls durch eine tiefe Rezessi¬ 
on gekennzeichnet war, alle kapitalis¬ 
tischen Länder erfasste und die Phase 
fester Wechselkurse sowie Prosperi¬ 
tätsperiode der Nachkriegszeit beende¬ 


te. Die aktuelle Krise dürfte in diesem 
Sinne eine Umbruchkrise der Weltwirt¬ 
schaft bedeuten. Sie beendet diejenige 
Phase eines wirtschaftspolitischen Re¬ 
gimes, das wir uns angewöhnt haben 
als „neoliberal“ zu bezeichnen. Anders 
ausgedrückt macht diese Krise deutlich, 
dass das neoliberale Modell nicht mehr 
funktioniert. Wenn man den Neolibera¬ 
lismus seinem eigenen Programm gemäß 
als Regime begreift, das die Profitrate im 
jeweils eigenen imperialistischen Lager 
auf direktem Wege über die Steigerung 
der Mehrwert- oder Ausbeutungsrate, 
also durch ganz gemeinen Lohndruck zu 
erhöhen versucht, müsste der oben skiz¬ 
zierte Widerspruch zwischen hohen Pro¬ 
fiten und hohen Investitionen einerseits 
und zurückbleibenden Lohneinkommen 
andererseits die typische Überprodukti¬ 
onskrise noch schneller als ohnehin zum 
Ausbruch bringen. 

Das aber ist lange nicht geschehen. 
Ein wichtiger Grund dafür ist, dass das 
neoliberale Regime einen enorm auf¬ 
geblähten Finanzsektor entwickelte, 
der die Profitmassen absorbierte, von 
der gemeinen Mehrwertproduktion 
scheinbar unabhängige Profitquellen er¬ 
schloss und zugleich durch die Verschul¬ 
dung nicht nur der Kapitalisten und des 
Staates, sondern sogar auch vorüberge¬ 


hend die Kaufkraft der Lohnabhängi¬ 
gen erhöhte und so die eigentlich fällige 
Überproduktionskrise verzögerte. Die 
überproportionale Ausweitung des Fi¬ 
nanzsektors ist ein wesentliches Kenn¬ 
zeichen des Neoliberalismus. Es ist des¬ 
halb nicht falsch, wenn man diese Peri¬ 
ode, die mit der Krise der 70er Jahre des 
vorigen Jahrhunderts einsetzt und deren 
Ende von der aktuellen Krise eingeläu¬ 
tet wird, als von einem „finanzmarktge¬ 
triebenen“ Kapitalismus zu sprechen. 
Der Finanzsektor spielt in diesem Sys¬ 
tem in vielfacher Hinsicht eine wichti¬ 
ge Rolle. Sein ungeheures Wachstum ist 
einerseits Resultat der beschleunigten 
Umverteilung des erarbeiteten Reich¬ 
tums von unten nach oben. Zugleich 
dient der Finanzsektor als wichtiger 
Hebel, um diese Umverteilung von Arm 
nach Reich zu beschleunigen. 

Mit der Aufblähung des Finanzsek¬ 
tors hat es das neoliberale Regime ge¬ 
schafft, über viele Jahre hinweg die ei¬ 
gentlich fällige Überproduktionskrise 
zu überspielen. Das ist auch der Grund, 
warum die Finanzkrise zum Auslöser 
der Weltwirtschaftskrise wurde. In dem 
Moment, als die Finanzblase platzte, 
trat die Überproduktion zutage, sack¬ 
te die Nachfrage nach Konsum- und 
Investitionsgütern ab, reduzierte damit 


die Produktion von Waren und ließ die 
Arbeitslosigkeit steil nach oben klet¬ 
tern. Diese reale Wirtschaftskrise setzte 
in den USA bereits Ende 2007 ein, in 
Europa erst im Sommer 2008. 

Nach der Pleite der Investment¬ 
bank Lehman Brothers Ende Septem¬ 
ber 2008 drohten die Finanz- und Zah¬ 
lungssysteme weltweit zu kollabieren. 
Die Regierungen der zentralkapitalis¬ 
tischen Länder setzten in dieser Situati¬ 
on buchstäblich Hunderte von Milliar¬ 
den an Dollar oder auch Euro ein, um 
die Banken vor dem Zusammenbruch 
zu bewahren. Zur Stützung der Nach¬ 
frage schleusten sie außerdem fast ähn¬ 
lich hohe Beträge in die Realwirtschaft. 
Beide Maßnahmen waren erfolgreich. 
Die Mehrzahl der Banken blieb zah¬ 
lungsfähig. Die Konjunktur rutschte 
nicht tiefer in die Rezession sondern 
erholte sich ab 2009. Der übergroße 
Finanzsektor blieb erhalten. Es gelang 
aber trotz aller Bemühungen vor allem 
der Notenbanken nicht, die Spekulati¬ 
on wieder in Gang zu bekommen, und 
das Wachstum wieder nennenswert zu 
steigern. Das Resultat der Krise ist des¬ 
halb angesichts der unverändert ver¬ 
folgten neoliberalen Wirtschaftspoli¬ 
tik bis heute kümmerliches Wachstum 
oder Stagnation. Lucas Zeise 
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Späte Wiedergutmachung 

Christian Weisenborns Film „Die guten Feinde“ 



Kultursplitter 


Forschen ohne Daten 

Mit Geschichte, Ursachen und Wirkung 
der Ausgrenzung von Sinti und Roma in 
Deutschland und Europa befasst sich die 
neue Forschungsstelle „ Antiziganismus“ 
an der Universität Heidelberg. Es ist das 
bundesweit erste Wissenschaftszentrum 
mit diesem Schwerpunkt. Wenn man der 
Begründung der CDU/Grünen-Landes- 
regierung folgen mag, dann wolle man 
ein Zeichen gegen das Schweigen und 
für die Aufklärung setzen. Baden-Würt¬ 
temberg finanziert die Forschungsstelle 
mit jährlich 220 000 Euro. Das Zentrum 
leitet der Heidelberger Zeithistoriker 
Edgar Wolfrum, der sich bisher in die¬ 
sem Forschungsgebiet noch nicht her¬ 
vorgetan hat. Der Zentralrat der Sinti 
und Roma hat sich noch nicht geäußert, 
Skepsis scheint also angebracht, denn 
immer noch gibt es Vorschläge wie den 
der Agentur für Grundrechte der Euro¬ 
päischen Union, statistische Erhebun¬ 
gen zur Frage etwa der sozialen Lage 
der Roma oder des Antiziganismus auf 
ethnischer Grundlage durchzuführen. 
Dies lehnt die Bundesregierung ab, was 
bitte soll eine solch neue Forschungsstel¬ 
le, wenn sie nicht mit konkreten Daten 
arbeiten kann? 

Das nächste Desaster 

Angesichts der immer teurer werden¬ 
den Sanierung der städtischen Bühnen 
debattiert man in Köln auch einen kom¬ 
pletten Neubau von Oper und Schau¬ 
spielhaus. Es müssten Alternativen 
zum bisherigen Plan geprüft werden, 
es wird befürchtet, dass die Sanierung 
weiter ein Fass ohne Boden bleibt. Die 
zuletzt prognostizierte Summe von bis 
zu 570 Millionen Euro ist wohl nicht 
mehr haltbar. Es drohen Kosten wie bei 
der Elbphilharmonie - ohne dass Köln 
eine neue Elbphilharmonie bekommt. 
Öffnen sollen die Bühnen erst wieder 
Ende 2022. Kölns parteilose Oberbür¬ 
germeisterin Henriette Reker nennt 
das ein „Desaster“. Was ein kompletter 
Neubau kosten würde, könne sie nicht 
sagen, hatte die Politikerin Anfang Juli 
erklärt. Diese Alternative sei nie ge¬ 
plant worden. In jedem Fall hätte man 
dann Hunderte Millionen in den Sand 
gesetzt und eine Bauruine in der Innen¬ 
stadt. Das Bau-Ensemble wurde 1957 
gebaut, dann wurde nicht mehr saniert, 
Max Adenauer, damals Oberstadtdirek¬ 
tor, stoppte alle Maßnahmen. 2012 dann 
der Ratsbeschluss und seitdem die im¬ 
mer gleiche Geschichte von unvorher¬ 
gesehenen Untergründen, Änderungen 
durch Wünsche der Verwaltung, Kosten¬ 
explosionen. In Köln werden Wetten ab¬ 
geschlossen über Termine und Kosten, 
leider keine über politisch Verantwort¬ 
liche und ob sie die Folgen tragen. 

Immer im Blick 

Nachdem der unsägliche Beschluss rea¬ 
lisiert wurde, das Berliner Stadtschloss 
wieder aufzubauen, die preußisch¬ 
wilhelminische Kultur zu reaktivieren 
und zuletzt die Debatte, ob ein golde¬ 
nes Kreuz auf die Kuppel gesetzt wird, 
der nächste Streit: Betreibt das Berli¬ 
ner Humboldt-Forum unzureichende 
Provenienzforschung? Das meint die 
Kunsthistorikerin Benedicte Savoy. 

Nach ihrem Austritt aus dem Ex¬ 
pertenbeirat geht der Streit ums Hum¬ 
boldt-Forum weiter. Den Vorwurf, im 
Humboldt-Forum würden Objekte aus¬ 
gestellt, deren Herkunft nicht ausrei¬ 
chend geklärt sei, hält die Ethnologin 
Anna Schmid im Prinzip für berech¬ 
tigt. Das habe allerdings nichts damit 
zu tun, dass man diese Herkunft nicht 
erforschen wolle, betont die Direktorin 
des Museums der Kulturen in Basel. „... 
sondern dass es oft die Möglichkeit nicht 
gibt - beziehungsweise dass Provenienz¬ 
forschung eine relativ neue Forderung 
ist. Eine völlig berechtigte, die aber Jahr¬ 
zehnte in Anspruch nehmen wird.“ Da¬ 
mit werden die Sammlungen Berliner 
Museen, die im Humboldt-Forum zu¬ 
sammengefasst werden sollen, auch auf 
lange Zeit Ausstellungsstücke präsentie¬ 
ren, die eine völlig ungeklärte Herkunft 
haben, die aus Raub, Diebstahl und Un¬ 
terschlagung herrühren können und die 
dem Anspruch, die deutsche Kolonialge¬ 
schichte ungeschönt zu erforschen, nicht 
gerecht werden. Herbert Becker 


Berlin-Plötzensee - Hinrichtungsstätte 

E in Strandidyll aus den 1960er 
Jahren, gedreht auf Schmalfilm, 
grobkörnig, schwarzweiß, un¬ 
scharf: zwei hochgewachsene Jungs, 
die unter den Augen der Eltern mun¬ 
ter ins Wasser springen. Im Juli 2017 
stehen die beiden Brüder auf der Büh¬ 
ne des Berliner Kinos „Filmkunst 66“ 
zur Premiere des Films „Die guten 
Feinde - Mein Vater, die Rote Ka¬ 
pelle und ich“ den Christian Weisen¬ 
born, der Jüngere der beiden, gedreht 
hat. Der Vater, der Schriftsteller und 
Widerstandskämpfer Günther Wei¬ 
senborn, war mit 59 Mitkämpfern im 
Dezember 1942 wegen „Hochverrat“ 
zum Tode verurteilt worden, entkam 
aber dem Fallbeil und kämpfte ge¬ 
meinsam mit seiner ebenfalls verhaf¬ 
teten Frau Margarete, genannt Joy, bis 
zu seinem Tod 1969 in der BRD für 
die Rehabilitierung seiner ermorde¬ 
ten Gesinnungsgenossen. „Die toten 
Freunde, Libertas und Harro Schulze- 
Boysen und die anderen saßen immer 
mit am Tisch“ erinnert sich der Regis¬ 
seur heute, und sein Bruder Sebastian 
schildert bitter die Verfemung, unter 
der sie im Kalten Krieg litten: „Wir 
waren ja Verbrecherkinder, während 
die Nazis schnell wieder Ämter hat¬ 
ten. Die Folgen spürt man bis heute.“ 
Erst 2009 wurden die Urteile gegen 
die Rote Kapelle offiziell aufgehoben, 


Mareijke liest Krimis 


Narciso Lazare ist ein Montpellierain, 
ein Stadtmensch durch und durch. Sein 
derzeitiger Aufenthalt in den Bergen 
der südlichen Cevennen ist seiner Träg¬ 
heit und mangelnden Geistesgegenwart 
geschuldet. Nun hat er den halb verfal¬ 
lenen Hof seiner verstorbenen Mutter 
am Hals. Mitsamt seinem Onkel Siset, 
88, immer schrulliger, manchmal ag¬ 
gressiv. Für Lazare war er ein Held. Mit 
Geschichten über seine Zeit als Boten¬ 
junge für die Genossen im Kampf ge¬ 
gen Franco hat er Lazares Kindheit mit 
spannenden Abenteuern bereichert. 
Jetzt aber ist er froh, von einem Anruf 
nach Sete gerufen zu werden. Dort liegt 
ein Toter am Strand. Das ist zwar nicht 
mehr sein Revier, doch er hat Gründe 
sich dort etwas intensiver umzusehen. 
Die Kollegen in Sete sind nicht gera¬ 
de begeistert, für einen derart banalen 
Fall einen aus Montpellier vor die Nase 
gesetzt zu bekommen. Besonders Kri¬ 
poleiter Danard fühlt sich düpiert. Sein 
Unmut hat andere Ursachen. 

Der Tote ist ein Gitan. Sinti, Roma 
und Jenische werden in Südfrankreich 
so genannt. Unter der Kollaborations¬ 
regierung von Vichy waren sie ver¬ 
folgt und interniert worden. Niemals 
entschädigt, siedeln einige seit Jahren 
auf einem brachliegenden Gelände in 


auch Joy hat dies nicht mehr erlebt. 
Sie starb 2004. 

Die Dialektik der Kontraste ist 
wohl das dramaturgische Prinzip von 
Weisenborns Film. Zu Bildern einer 
fröhlichen Hochzeitsgesellschaft von 
1941 erinnert der Kommentar: „Ei¬ 


nige waren ein Jahr später hingerich¬ 
tet.“ Auf erste Erfolge des Dramati¬ 
kers Günther Weisenborn, für die sein 
Sohn spannendes Archivmaterial ge¬ 
funden hat, folgen Tagebuchauszüge 
über die Bücherverbrennung im Mai 
1933, die auch seine Bücher betraf. 
Raffiniert stellt der Film die Sepiatö¬ 
ne der Archivbilder des alten Berlin 
gegen die Buntheit von heute, Spazier¬ 
gängerinnen von damals gegen sicht¬ 
lich gelangweilte Jugendliche vor der 
Gedenkstätte Deutscher Widerstand. 
Was wissen sie von damals? Wären 
die Weisenborn-Brüder auch für sie 
noch immer „Verbrecherkinder“? 
Und was wissen sie über den Oberst- 


Sete. Bisher gab es nur die üblichen 
Spannungen zwischen ihnen und den 
anderen Bewohnern. Seit dem Erstar¬ 
ken neofaschistischer Tendenzen und 
dem Auftauchen eines Investors für 
das Gelände spitzt sich die Situation 
zu. Hier setzt Lazare an. Im Zuge der 
Ermittlungen treten auf: Daniel Ross¬ 
bach, deutscher Neonazi, zwei LKA- 
Leute, die ihn wegen Polizistenmords 
nach Deutschland überführen sollen, 
Charles Laforet und weitere dubiose 
Geschäftsmänner, der Küchenjunge 
Rico und der Ex-Leiter des Kommis¬ 
sariats in Sete und Freund von Lazare, 
Jean Castro. 

Etwa zur gleichen Zeit birgt Geor¬ 
ges Jeanjean, Leiter der Gendarmerie 
in der Gegend von Lazares Haus, die 
Leiche eines alten Bergbauern. Todes¬ 
ursache ist ein Stromschlag vom Wei¬ 
dezaun seines Freunds und Nachbarn 
Emile Praden. Die Kripo von Mont¬ 
pellier wird hinzugezogen, hält Praden 
für den Täter, verhaftet ihn. Jeanjean 
ist ebenso sicher, dass es Praden nicht 
gewesen sein kann und ermittelt weiter. 
Ein Brand, ausgelöst durch eine mani¬ 
pulierte Gasleitung, verstärkt seinen 
Eindruck noch. Das Haus gehörte ei¬ 
nem Neo, einem der neuen Landwir¬ 
te, die seit den 70er Jahren dort siedeln 


kriegsgerichtsrat Manfred Roeder, der 
als „Hitlers Bluthund“ die Todesurtei¬ 
le gegen die Rote Kapelle durchsetz¬ 
te, sich nach Kriegsende dem US-Ge- 
heimdienst CIC andiente und als Vor¬ 
tragsredner das verleumderische Bild 
der Widerständler als Moskaus fünfte 


Peter Weiss, „Ästhetik des Widerstands“ 

Kolonne in die Geschichtsschreibung 
der frühen BRD brachte? Roeder 
starb, trotz Anzeigen seitens seiner 
Opfer unbehelligt von der BRD-Jus¬ 
tiz, als Stellvertretender Bürgermeis¬ 
ter und wohlbestallter Pensionär 1971 
im hessischen Glashütten. 

Kontraste auch musikalisch. „Es 
geht alles vorüber, es geht alles vor¬ 
bei. Auf jeden Dezember folgt wie¬ 
der ein Mai“ singt und spielt Joy zur 
Ziehharmonika, während die Kamera 
uns in die Kammer des Grauens, die 
Hinrichtungsstätte Plötzensee, führt. 
Unwillkürlich denkt man an Zarah 
Leanders „Davon geht die Welt nicht 
unter“, doch Joys Lieder, die immer 


und alternativen Landbau betreiben. 
Eigentlich sind sie gut integriert, aber 
auch hier wirken seit kurzem die glei¬ 
chen Kräfte wie an der Küste. Hier wie 
dort ist ein Hotelprojekt mit dem glei¬ 
chen Geld geplant. 

Eine Strategie bei der Arbeit der 
Kripo lautet: Folge der Spur des Gel¬ 
des. Eine Erkenntnis von Krimilesern: 
Es geht immer um Liebe und Tod. Ro¬ 
bert Hühner geht es um mehr. Um die 
Zerstörung der Lebensgrundlagen von 
Menschen durch Spekulanten und de¬ 
ren Handlanger. Um die, die in deren 
Fahrwasser Kasse machen wollen. Um 
alte und neue Faschisten und ihre län- 
derübergreifenden Netzwerke, die weit 
in die französisch-deutsche Geschich¬ 
te hineinreichen. Fein miteinander ver¬ 
woben entwickelt Hühner ein Bild von 
erheblicher Tiefenschärfe. Er beobach¬ 
tet den Alltag der Menschen. Deshalb 
sind seine Figuren lebendig und agieren 
vollkommen authentisch. 

Auf den neuen Krimi von Robert 
Hühner habe ich mich gefreut. Schließ¬ 
lich ist er einer der besten deutschen 
Autoren des Genres. Der Titel aber 
„Lazare und der Mann am Strand“ 
klang ein wenig abschreckend. Seit 
einigen Jahren geht der Trend zu Tat¬ 
orten in Frankreich. Allesamt aus der 


wieder eine leichte, fast heitere Note 
in den Film tragen, haben mit der Na- 
zi-Durchhaltepropaganda der Lean¬ 
der nichts gemein. Kamerascheu wie 
sie war, hat sie sich nur mit List oder 
ihrer Ziehharmonika vor die Kamera 
locken lassen. Doch ihre Präsenz gibt 
dem Film etwas von der Leichtigkeit 
und Unbeschwertheit, ja eine Spur 
von historischem Optimismus, ohne 
die sein harter politischer Inhalt nur 
schwer zu ertragen wäre. 

Günther Weisenborn war als Dra¬ 
matiker und Theatergründer eine Grö¬ 
ße im Kulturbetrieb der jungen BRD, 
als Autor von „Der lautlose Aufstand“, 
dem laut Wikipedia „ersten umfassen¬ 
den Dokumentarbericht über den deut¬ 
schen Widerstand“, wurde er zu einer 
Kultfigur der 1968er Studentenrevol¬ 
te. Doch das Scheitern seines Kampfes 
gegen Roeder und die BRD-Justiz, die 
1970 alle Ermittlungen gegen Roeder 
fallen ließ, hat er nie verwunden. In den 
Medien der BRD war die Rote Kapelle 
nur ein Thema für verleumderische Se¬ 
rien in der ARD (1972) oder im „Spie¬ 
gel“ („ptx ruft Moskau“, 1968). Und 
noch vor 15 Jahren, so berichtet der 
Regisseur, sei er mit seinem Filmpro¬ 
jekt bei den Sendern „auf taube Ohren 
gestoßen“. Nun endlich ist es zum Kino¬ 
stoff geworden. 

Hans-Günther Dicks 


Feder von sich berufen fühlenden Mit¬ 
arbeitern deutscher Verlage, deren be¬ 
vorzugtes Urlaubsziel zum Schauplat- 
zim Mainstream-Krimi wird. Pittoreske 
Bergdörfer, traumhafte Strände, regio¬ 
nale Küche (Rezepte inbegriffen), Lie¬ 
be und Tod, wahlweise Umweltsünden 
oder Korruption im Bauwesen. Etwas 
in der Art. Kann das sein? Doch nicht 
bei Robert Hühner! Der uns Inspektor 
Kajetan geschenkt hat. Unbeugsamer, 
unbestechlicher und unaufhaltsamer 
Ermittler in Bayern von der Rätere¬ 
publik bis zum beginnenden Faschis¬ 
mus. Der uns die Mechanismen dieses 
Weges erzählt hat. In spannenden, oft 
wahren Geschichten. Nein, Hühner hat 
sich nicht geändert. Gewohnt stilsicher 
benutzt er sehr unterschiedliche Ver¬ 
brechen, um den Zustand der kapitalis¬ 
tischen Wehordnung aufzuzeigen. Das 
ist keine Lektüre zum wegschmökern. 
Es bedarf einiger Konzentration, den 
verschiedenen Strängen zu folgen, die 
vielen Fäden im Auge zu behalten, das 
umfangreich eingesetzte Personal zu 
beobachten. Spannend ist es dennoch. 
Mehr davon. Bee 

Robert Hühner: Lazare und der tote 
Mann am Strand, btb, München. 384 
S., 20 Euro 


Die Vergangenheit ist nicht tot 

Eine ganze Region im Würgegriff von Gier und Macht 


„Ihr seid das Weltgericht nicht, rief Schulze-Boysen, 
ehe der Strick ihn würgte ... Da hingen sie alle, unter 
der Schiene, der Hals lang gezerrt, der Kopf abgeknickt, 
zu erkennen waren sie nicht mehr.“ 
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Wie die ehemaligen Guerilleras und Guerilleros 
der FARC in den Übergangszonen an ihrer Zukunft 
arbeiten 

Von Günter Pohl 



E s wäre traurig, wenn man in Kolum¬ 
bien noch eine politische Gruppie¬ 
rung eliminieren würde, wie es schon 
mit der Patriotischen Union geschah.“ 
Das sagte Ivän Märquez, Kommandant 
und Sekretariatsmitglied der FARC-EP 
und zwischen 2012 und 2016 deren Chef¬ 
unterhändler in den Verhandlungen mit 
der kolumbianischen Regierung in Ha¬ 
vanna, Ende Juli in einer Pressekonfe¬ 
renz. Dort skizzierte er gemeinsam mit 
zwei weiteren Farianos, wie die FARC- 
Guerilleros im Volk genannt werden, den 
Übergang der FARC-EP zu einer politi¬ 
schen Partei. Diese wird Ende August bei 
einem Gründungsparteitag aus der Tau¬ 
fe gehoben und am 1. September mit ei¬ 
nem Massenakt auf der Plaza de Bolivar 
in Bogota offiziell zu agieren beginnen: 
„Dann stellen wir unsere Positionen zur 
Landreform, zum Wirtschaftsmodell, zur 
Umwelt, zur Stadtentwicklung und zur 
Jugend- und Frauenpolitik vor.“ Staatli¬ 
che Finanzierung sowie je fünf Sitze im 
Senat und im Parlament stehen der ehe¬ 
maligen Guerilla nun zu. „Tauscht die 
Kugeln gegen Wahlstimmen, sagte man 
uns - und eben das tun wir jetzt“ sag¬ 
te Ivän Märquez. Und damit das ohne 
Gewalt der Gegenseite vonstatten geht, 
erinnerte Ivän Märquez an die als Frie¬ 
denspartei und Projekt des guten Wil¬ 
lens zur Beendigung des damals schon 
fast vier Jahrzehnte dauernden Bürger¬ 
kriegs gedachte Patriotische Union, die 
nach der Gründung 1985 etwa 4 500 ih¬ 
rer Mitglieder durch gezielte Morde ver¬ 
lor. Wird es dieses Mal anders? Seit ih¬ 
rer Waffenabgabe sind bereits sechs Ex- 
Guerilleros getötet worden; schlimmer 
noch: Fünfzehn Familienangehörige von 
FARC-Kämpfern wurden ebenfalls er¬ 
mordet. Und es gibt vermehrt Drohun¬ 
gen. 

★ 

Icononzo ist ein kleiner Ort im Depar¬ 
tement Tolima, südlich von Bogotä. Auf 
der sich durch Andenseitentäler schlän¬ 
gelnden Sand- und Schotterpiste kommt 
man auf dem Weg dorthin unversehens 
über eine sehenswerte Steinbrücke; ein 
Parkplatz lädt zum Halten ein. Vögel 
zwitschern, bis auf ein scheinbar fer¬ 
nes Wasserrauschen herrscht Stille. In 
großer Tiefe, eingerahmt von zwei fast 
senkrecht verlaufenden Steilwänden, 
sieht man vom Brückengeländer aus 
ein Flüsschen, das in hunderttausenden 
Jahren diesen atemberaubenden Can¬ 
yon geformt hat. Ein bezaubernder Ort. 
„Hier haben sie die Bauern und auch 
die Guerilleros heruntergeworfen. Ir¬ 
gendwo und irgendwann kamen die 
zerfetzten Leichen in den Dörfern an. 
Am Schlimmsten war es in den Neun¬ 


zigern“, sagt Juan Carlos, der Fahrer un¬ 
serer kleinen Gruppe. 

Die Brücke, der Canyon - man mag 
nicht mehr so recht schauen. „Natür¬ 
lich haben sie sie vorher zum Reden 
bringen wollen“, ergänzt Juan Carlos. 
Zum Reden bringen ... Wenn die To¬ 
desschwadronen das geschafft hatten, 
dann wurden andere geholt. Getötet 
wurde man so oder so. 

Wie viel fehlt dem Menschen zum 
Helden? Wie viele Menschen schwei¬ 
gen auch dann noch, wenn Motorsägen 
beginnen, ihnen die Gliedmaßen abzu¬ 
trennen? Sogar nach halbstaatlichen 
Angaben wurden über achtzig Prozent 
der Massaker im kolumbianischen Bür¬ 
gerkrieg von staatlichen Einheiten, Pa¬ 
ramilitärs und „Unbekannten“ began¬ 
gen; die Vereinten Nationen nannten 


in ihren Dokumenten fünfundneunzig 
Prozent. 

In den Handbüchern zur Aufstands¬ 
bekämpfung heißt es, man müsse eben 
dem Fisch das Wasser entziehen, wenn 
sich die Guerilla im Volk wie ein Fisch 
im Wasser bewegt. Deshalb die Verbre¬ 
chen an der Landbevölkerung, obwohl 
doch - befand ein Regierungsunter¬ 
händler bei den Gesprächen in Havan¬ 
na - „die FARC nicht einmal 0,05 Pro¬ 
zent Unterstützung im Volk“ hätten. Für 
die recht schmutzige Arbeit beim Was¬ 
serentziehen - das demnach gar nicht 
erforderlich gewesen wäre - haben 
Staat und Großgrundbesitzer paramili¬ 
tärische Banden engagiert. Vermutlich 
wollte man die Unterstützerquote auf 
0,05 Prozent reduzieren. 

★ 

Kurz vor dem Örtchen Icononzo pas¬ 
sieren wir Militärposten. Noch vor ei¬ 
nem Dreivierteljahr hätten sich diese 
nicht so entspannt geräkelt, wenn sie 
davon gewusst hätten, dass hunderte 
FARC-Guerilleros kaum einen Kilo¬ 
meter weiter lagerten. Das heißt: Auch 
dann nicht, wenn sie nicht davon ge¬ 
wusst hätten. Denn die Soldaten waren 
nie wirklich unbeobachtet, und im er¬ 
wähnten Wasser haben sie sich im Tau¬ 
cheranzug und mit Atemgerät bewegt. 

★ 

Drei der internationalen Delegierten 
des 22. Parteitags der Kolumbianischen 
KP (PCC), aus Spanien, Brasilien und 
Deutschland werden von zwei PCC- 
Mitgliedern nach Icononzo gebracht. 
Auf dem Schild am Eingang unseres 
Ziels steht: „Ländliche Übergangszone 
der Normalisierung Antonio Narino“ 
Narino war vor zweihundert Jahren ein 
berühmter Mitstreiter Simon Bolfvars. 
Darunter liest man: „Icononzo - Terri¬ 
torium des Friedens“. 

„Ländliche Übergangszone der Nor¬ 
malisierung“ - warum sich die Verhand¬ 
lungspartner solch einen, auch im Spani¬ 
schen komplizierten Namen für die Sam¬ 
melstellen der Guerilleros ausgedacht 
haben? Vielleicht, weil es ursprünglich 
nur um eine vorübergehende Bleibe zur 
Waffenübergabe ging. „Wir wollen hier 
bleiben und ein Dorf gründen. Wir bauen 
daran schon seit Monaten“, erzählt Ce- 
sar Gonzälez, ein lokaler FARC-Kom- 
mandant. Eigentlich sollten die insge¬ 
samt 26 „Zonas Veredales Transitorias 
de Normalizaciön“ (ZVTN) nur vom 
Vertragsabschluss zwischen FARC und 



Regierung im Oktober 2016 bis Mitte 
August 2017 funktionieren. Danach - so 
die Überlegung der Regierung - würden 
sich die 7 200 freiwillig demobilisierten 
Guerilleros in ihre ursprüngliche Heimat 
oder wohin auch immer begeben. Aber 
der politische Anspruch und die Kame¬ 
radschaft der Kämpferinnen und Kämp¬ 
fer, die in den verschiedenen ZVTN aus 
ihren jeweiligen Kommandostrukturen 
zusammengeblieben sind, ergaben ein 
anderes Szenario. Man ist hergekommen, 
hat hier die Waffen übergeben, und man 
hat sich vorgenommen zu bleiben. 

In der ZVTN „Antonio Narino“ in 
Icononzo, wo praktisch alle der 320 Fa- 
rianas und Farianos aus dem „Bloque 
Central“ der FARC kommen, soll in 
Solidargemeinschaft Biolandwirtschaft 
betrieben werden. Yohnier, 32-jähriger 
Guerillero, der exakt die Hälfte seines 
Lebens in den FARC verbracht hat, 
zählt auf: „Wir haben Zwiebeln, Ko¬ 
riander, Möhren, Paprika, Schweine, 
Hühner und Kaninchen; und wir set¬ 
zen natürlichen Dünger an. Letztlich 
kommen ja fast alle vom Land, und 
wir haben in all den Jahren immer 
mit der Bevölkerung auf dem Land 
gelebt.“ Grundlage für die wirtschaft¬ 
liche Tätigkeit ist das am 4. Juli ge¬ 
gründete FARC-Kooperativensystem 
ECOMÜN, was eine Verkürzung von 
„Economfa Comün“ ist, also Gemein¬ 
wirtschaft meint. Zweitausend Gueril¬ 
leros werden vom staatlichen „Natio¬ 
nalen Ausbildungsdienst“ (SENA) in 
landwirtschaftlicher Tätigkeit ausge¬ 
bildet. Die Kooperativenbildung hat 
auch zum Ziel, das vom Krieg teils be¬ 
schädigte soziale Gefüge in den Land¬ 
gemeinschaften zu stabilisieren. 

Arley, 25 Jahre alt, war zwölf, als er 
zu den FARC stieß. Er baut auch mit 
am Dorf, will aber nicht in die Land¬ 
wirtschaft, sondern Kommunikation 
studieren. „Wir haben Nachrichtenka¬ 
näle über das Internet, das ist wichtig. 
Derzeit lerne ich hier am Computer.“ 

★ 

Dass man nun in den 26 Übergangszo¬ 
nen bleiben kann, scheint inzwischen 
tatsächlich im Interesse des Staats zu 
sein. Schließlich hat man die Gruppen 
in den 26 Zonen relativ leicht unter 
Kontrolle; größere Bewegungen blie¬ 
ben nicht unbemerkt. Es gibt ja das 
Militär ringsum - natürlich nur zum 
Schutz, heißt es. Gemeint sind die Pa¬ 
ramilitärs. Der Staat schützt also seine 
Feinde vor seinen Freunden, die de¬ 
ren Todfeinde sind ... Vielmehr hilft er 
wohl seinen Freunden, die nun fast frei¬ 
en Zugriff auf das ganze Land haben. 

Wie dem auch sei: Anfang der 
60er Jahre hatten die Bauern autono¬ 
me Dörfer gegründet, die vom Staat 
als „Unabhängige Republiken“ diffa¬ 
miert und attackiert wurden. Die Ant¬ 



Das Zelt ist provisorisch aufgebaut, die Bildung? 

Foto: Günter Pohl (5) 


wort war die Gründung der FARC. Der 
Kreis der Gewalt schließt sich nun mit 
26 kommunistischen Dörfern. 

★ 

Eigentlich muss der Staat die Infra¬ 
struktur der Übergangszonen stellen. 
Das heißt, nach wenigen Wochen hät¬ 
ten Behelfswohnungen stehen müssen. 
Mag sein, dass man sich angesichts von 
26 Zonen im ganzen Land etwas zu 
weit aus dem Fenster gelehnt hat, aber 
was landesweit nach neun Monaten ge¬ 
schafft wurde, ist doch beschämend. Fast 
alle der 320 Menschen in der 17 Hektar 
großen Zone in Icononzo leben noch 
unter Planen. Nur wenige Gebäude sind 
fertig, Strom kommt aus einem Gene¬ 
rator, Wasser aus einem Bach oberhalb 
des steil abfallenden Geländes, die me¬ 
dizinische Infrastruktur ist mangelhaft. 
Kommandant Cesar Gonzälez und sein 
Genosse Fäber Sänchez, mittlerweile 
seit neunzehn Jahren in der Guerilla, 
weisen auf die gegebenen Möglichkei¬ 
ten hin: „Im Militärhospital kamen bis 
vor einigen Jahren täglich zwanzig, drei¬ 
ßig verletzte Soldaten an. Heute nicht 
einer. Aber der Militärhaushalt ist so 
hoch wie früher! Dieses Geld gehört in 
den Friedensprozess.“ Zum ursprüng¬ 
lich von der Regierung angestrebten ei¬ 
gentlichen Zeitpunkt der Auflösung der 
ZVTN „Antonio Narino“ ist kaum ein 
Fünftel der Infrastruktur fertig. Laut ei- 
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;arbeit, die darin stattfindet, ist es nicht. Schulstunde in der „Übergangszone' 
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nem Artikel in der PCC-Zeitung „Voz“ 
ist das de facto überall der Fall. 

Die Baufirma in Icononzo nimmt 
auch Guerilleros als Helfer unter Ver¬ 
trag, „zahlt aber unregelmäßig und 
schlecht“, so Yohnier. Ein ständiger 
Streitpunkt, und insgeheim wundert 
man sich doch über den Mut der Chefs 
der Baufirma, sich ausgerechnet mit 
diesen Arbeitern über Löhne anzule¬ 
gen - aber „Unsere Waffen sind Worte“ 
heißt es nun definitiv bei den FARC. Es 
ist wie immer: Das Kapital glaubt den 
Kommunisten aufs Wort. Es ist rational. 

★ 

„Wir haben unsere Pflichten erfüllt, 
aber der Staat tut es nicht!“ Carlos An¬ 
tonio Lozada, wie Ivan Märquez Sekre¬ 
tariatsmitglied der FARC, hat einen kla¬ 
ren, moralfreien Diskurs. Er empfängt 
die internationalen Delegationen des 
PCC-Parteitags in deren Zentralkomi¬ 
tee und erklärt die Geschichte des Lan¬ 
des, deren Gewaltursprünge letztlich 
bis zum Konflikt zwischen Francisco 
de Paula Santander und Simon Bolfvar 
vor zweihundert Jahren zurückgehen. 
Schon im 19. Jahrhundert gab es un¬ 
zählige Massaker, wobei es sich immer 
um Privilegien, Land und Ressourcen 
drehte. Noch einmal und dann richtig 
brach der Bürgerkrieg 1948 aus; allein 
in den folgenden sechzehn Jahren bis 
zur FARC-Gründung starben dreihun¬ 


derttausend Menschen im Guerillakrieg 
zwischen Liberalen und Konservativen. 
Pedro Antonio Marin war in den 50er 
Jahren in einer liberalen Guerilla, kam 
in Kontakt mit kommunistischen Ka¬ 
dern wie Jacobo Arenas, den die PCC zu 
den Bauern gesandt hatte, und gründete 
unter dem Decknamen Manuel Maru- 
landa mit vier Dutzend Gleichgesinn¬ 
ten offiziell am 27. Mai 1964 die FARC, 
die Revolutionären Streitkräfte Kolum¬ 
biens. Mit der militärischen Stärke und 
der unangefochtenen Präsenz mit Fron¬ 
ten im ganzen Land kam 1982 der Zu¬ 
satz „Volksheer“ hinzu: FARC-EP. 

„Wir haben uns für den Frieden ge¬ 
gründet, nicht für den Krieg. Wir haben 
auch nie an einen solchen Zeitraum 
von 53 Jahren bis zu unserer Demobili¬ 
sierung gedacht.“ Carlos Antonio Loza¬ 
da erklärt, warum die Bedingungen für 
die Linke nun besser werden können: 
„In diesem Land hatte der Staat nie ein 
Monopol auf Finanzen, Bewaffnung, 
Besteuerung oder Territorium. So war 
der Krieg immer die Grundlage für ein 
bestimmtes Modell der Repression. 
Heute gibt es aber Optionen für echte 
Reformen.“ 

★ 

Dazu gehört zuallererst, die Vereinba¬ 
rungen von Havanna zu verteidigen. 
Der rechtsgerichtete Ex-Präsident Äl- 
varo Uribe hat angekündigt den Ver¬ 



trag „in Stücke zu reißen“, sollte sich 
sein Kandidat bei der Präsidentschafts¬ 
wahl 2018 durchsetzen. Die Chancen 
dafür sind nicht einmal schlecht, denn 
die Wahlbeteiligung liegt in der Regel 
unter vierzig Prozent; auf dem Land 
aufgrund der staatlichen und der pa¬ 
ramilitärischen Repression sogar noch 
darunter. Nach dem Wegfall der FARC 
haben sich Todesschwadronen wie die 
aus dem Militär kommenden „Äguilas 
Negras“ und die von den Großgrund¬ 
besitzern finanzierten „Gaitanistas“ 
wieder breiter machen können. 

Gewinnt die extreme Rechte jedoch 
auch diese Wahl nicht, dann wäre den 
Kriegsherren und Oligarchen ihr er¬ 
folgreiches Repressionsmodell abhan¬ 
den gekommen; und nun ist zudem ein 
zweites Narrativ in der Öffentlichkeit, 
nachdem zuvor immer nur eine Seite 
ihre Sicht der Dinge über die Medien 
verbreiten konnte. Die FARC erschei¬ 
nen jetzt auch in den Medien und mit 
ihnen zwangsläufig die Opfer und Hin¬ 
terbliebenen. Carlos Antonio Lozada 
macht eine Dialektik aus: „In wenigen 
Monaten wird die Wahrheitskommis¬ 
sion zusammentreten, dann wird es ei¬ 
nen Bruch in der öffentlichen Debatte 
geben. Schon jetzt sind wir als FARC 
glaubwürdiger als die politischen Par¬ 
teien; das sagen sogar die privaten Mei¬ 
nungsforschungsinstitute. Wir haben 
alle Waffen abgegeben, aber der Staat 
hat seine Versprechen nicht eingehalten. 
Und das kann jeder sehen.“ 

★ 

Der offensichtlichste Bruch der Verein¬ 
barungen ist die massive Verzögerungs¬ 
taktik der Regierung bei der im Am¬ 
nestiegesetz vom Dezember 2016 fest¬ 
gelegten Freilassung der inhaftierten 
Guerilleros der FARC. Nur ein Drittel 
der etwa 3000 Gefangenen kamen bis¬ 
her frei, von den verbliebenen über 1 900 
sind deswegen mehr als 1 400 im Hun¬ 
gerstreik. Die UN haben schon nach¬ 
drücklich bei der Regierung protestiert. 
Nahezu alle, die wegen einer Zugehörig¬ 
keit zu den FARC inhaftiert waren oder 
sind, werden in den ZVTN erwartet; die¬ 
jenigen mit aufgrund anderer Vergehen 
erheblich höheren Haftzeiten werden in 
einer speziellen Zone in La Meseta, im 
Tiefland nahe Venezuela, ihre Strafen 
unter freiem Himmel erfüllen. 

Die von den FARC in Havanna 
durchgesetzte Wahrheitskommission 
wird dazu führen, dass auch Vertreter 
des Staates zu langen Strafen verurteilt 
werden. Immer noch ungesühnt sind 
neben den Horrormassakern durch 
vom Staat ausgerüstete Paramilitärs die 
so genannten „Falsos Positivos“ des ko¬ 
lumbianischen Heers selbst. Zwischen 
2002 und 2009 waren bis zu dreitausend 
Menschen getötet worden um sie - in 
entsprechende Uniformen gesteckt - 
als gefallene Guerilleros zu präsen¬ 
tieren. Dafür gab es Kopfprämien und 
Sonderurlaub. Human Rights Watch 


hat dieses Vorgehen als „eine der unse¬ 
ligsten Episoden massiver Gräuel, die 
in der westlichen Hemisphäre in den 
letzten Jahrzehnten begangen wurden“, 
bezeichnet. Ivan Cepeda, Senator und 
Sohn des 1994 vom Staat ermordeten 
Senators der Patriotischen Union, des 
Kommunisten und damaligen „Voz“- 
Chefredakteurs Manuel Cepeda, nahm 
an der Eröffnung des PCC-Parteitags 
teil: „Die Friedenssonderjustiz wird 
die Opfer des Konflikts in einer Weise 
betreuen, die sie nicht als individuel¬ 
le Fälle versteht, sondern als Teil kri¬ 
mineller Logiken und Strategien.“ Die 
Aufarbeitung hat gerade erst begon¬ 
nen. Und sie wird ans Licht bringen, 
dass der Konflikt in Kolumbien keiner 
zwischen Staat und FARC war. Er war 
und ist einer zwischen oligarchischer 
Oberschicht und den zum Verkauf ih¬ 
rer Arbeitskraft gezwungenen Men¬ 
schen. Den Schutz derer auf dem Land 
hatten die FARC übernommen. 

★ 

Materialistische Antwort eines FARC- 
Delegierten beim Parteitag der Kolum¬ 
bianischen KP auf die Frage, wie er 
damit umgehe, dass seit der Waffenab¬ 
gabe schon diverse Genossinnen und 
Genossen der FARC ermordet worden 
sind: „Das gehört hier dazu. Und wäre 
der Krieg weitergegangen, würden 
noch viel, viel mehr Menschen sterben.“ 


Zonen gehen und solche Fragen haben, 
wissen eben nicht um die Begleitum¬ 
stände dieses Krieges, der nie einer der 
Guerilla gegen das Landvolk war. Im 
Gegenteil hatten sich die FARC-EP im 
Laufe der Jahre auf die Unterstützung 
Hunderttausender und die Sympathie 
von Millionen verlassen können. Die 
Umstände des härter werdenden Krie¬ 
ges, als modernste US-Informations- 
und Spionagetechnologie eingeführt 
wurde, als die Massaker der Todes¬ 
schwadronen sieben Millionen Men¬ 
schen zur Flucht in die Städte zwangen 
um den Bergbau- und Agroindustrien 
den Weg frei zu machen, haben zu Ver¬ 
werfungen geführt. Und die zogen auch 
umstrittene Maßnahmen der Guerillas 
nach sich, wie zum Beispiel die jahre¬ 
langen Entführungen von Politikern. 
In den Städten sank die Akzeptanz der 
FARC, auf dem Land blieb sie solide. 

„Wir haben gute Nachbarschaft. 
Wir kennen uns seit Jahren, waren oft 
bei ihnen, und viele haben uns unter¬ 
stützt.“ Yohnier zeigt Geduld mit de¬ 
nen, die ihre Informationen zwar aus 
fortschrittlichen Medien beziehen, aber 
die Realität des Landes doch nicht so 
gut kennen. Was kolumbianisches Le¬ 
ben auf dem Land ohne eine bewaff¬ 
nete Selbstverteidigung für die Bauern 
bedeutet, wird die Zukunft erweisen. 
Die Sorgen sind nicht klein, der Opti¬ 
mismus aber auch nicht. 


★ 

So ist der Krieg mit seinen Konsequen¬ 
zen bei allen Hoffnungen und Aufbrü¬ 
chen immer präsent. Die alte Gesell¬ 


★ 

Cesar und Fäber sagen, dass sich deut¬ 
sche NGOs und Kirchen in Sachen 
Ökologischer Landbau und Koopera¬ 



schaft ist noch nicht tot, die neue noch 
nicht geboren. Aber was die pure Aus¬ 
sicht auf Frieden bewirken kann, zeigt 
sich derzeit in besondere Weise: Es 
gibt in den ZVTN einen plötzlichen 
Babyreichtum. Zwanzig Companeras 
haben allein in Icononzo in den letz¬ 
ten Monaten bereits entbunden, wei¬ 
tere fünfzehn sind schwanger. Ähnliche 
Nachrichten kommen aus allen Über¬ 
gangszonen. Als die Vereinbarungen 
im vergangenen Jahr immer konkre¬ 
ter wurden, gab es für diese Fälle kei¬ 
ne militärische Disziplin mehr. Zuvor 
waren Schwangerschaften in der Gue¬ 
rilla natürlich nicht gern gesehen. Die 
Genossinnen sind in diesen Fällen zu 
Verwandten oder Freunden gegangen 
und haben sich später wieder integriert, 
wenn sie das wollten. 

★ 

„Wie kommen die Nachbarn in Iconon¬ 
zo damit klar, dass hier jetzt euer Lager 
ist?“ Yohnier hätte verdutzt sein kön¬ 
nen, weil er sich diese Frage selbst nie 
gestellt hätte. Aber die meisten natio¬ 
nalen und internationalen Besucherin¬ 
nen und Besucher, die zurzeit in diese 


tiven engagieren; auch der deutsche 
Botschafter wolle in Kürze zu Besuch 
kommen. Alemania ist in Lateinameri¬ 
ka kaum verrufen. 

In der ZVTN in Icononzo sind wie 
überall in diesen Zonen UN-Kräfte 
stationiert. Eine Guatemaltekin und 
ein Honduraner haben gerade Dienst; 
fast alle sind Lateinamerikaner, aber 
da und dort sind auch Deutsche statio¬ 
niert. „Sogar eine Russin ist in Iconon¬ 
zo“, sagt Yohnier fast ein wenig stolz, 
ansonsten gibt es in Kolumbien nur we¬ 
nige UN-Beobachter aus Europa. Die 
UN-Leute wohnen direkt am Ort der 
Waffenübergabe, die am 27. Juni mit der 
Aushändigung von insgesamt 7 132 Ge¬ 
wehren abgeschlossen war - alle Gue¬ 
rilleros der verschiedenen Blöcke und 
Fronten hatten ihre Waffen in den 
Übergangszonen übergeben. „Nicht 
mehr sehr lange“,werden die Vereinten 
Nationen bleiben, heißt es. Danach sind 
die unbewaffneten an die zehntausend 
Farianos ganz allein auf 26 Orte im gan¬ 
zen Land verteilt. 

Sie verlassen sich dann auch auf 
unsere Aufmerksamkeit. Und auf die 
Nachbarn. 
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Valuta für die DKP! 


Wer kennt das nicht: Reste des Urlaubsgeldes 
werden zu Hause beiseitegelegt. Und dort bleibt 
es dann liegen, denn das nächste Mal geht es in 
ein anderes Land. 

Was tun? Die Fremdwährungen (auch alte DM- 
Bestände) einfach in einen Umschlag legen und 
an die DKP senden. Wir setzen das Geld dann für 
die internationale Solidarität ein! 

Adresse: DKP-Parteivorstand, Finanzen, 
Hoffnungstraße 18,45127 Essen 

PS: Wer seinen Urlaub im Euroraum verbracht hat, 
kann uns gerne auch diese Währung schicken ... 


Was ist los in Venezuela? 

Veranstaltungen mit Carolus Wimmer, venezo¬ 
lanischer Abgeordneter des lateinamerikani¬ 
schen Parlaments "Parlatino" und Sekretär für 
Internationales der KP Venezuelas. 

Dl 15. August, Suhl 

Kulturbaustelle in der Friedrich-König-Straße 
35. Veranstalter: RotFuchs und Unterstützer, 
17.00 Uhr 

DO 17. August, Nürnberg 

Dialog der Kulturen, Fürther Straße 40A, 
U-Bahn Gostenhof. Veranstalter: DKP Nürnberg 
mit FG BRD-Kuba Nürnberg, SDAJ und weite¬ 
ren Unterstützern, 19.00 Uhr 

FR 18. August, Darmstadt 

DGB-Haus, Rheinstraße 50, Hans-Böckler-Saal. 
Veranstalter: DKP Darmstadt mit Unterstüt¬ 
zung durch den ver.di-Bezirk Südhessen, 

18.00 Uhr 

SA 19. August, Frankfurt/M 

„Venezuela und Kuba im Lateinamerika von 
heute" auf dem Soli-Sommerfest. DGB-Haus, 
Jugendclub, Wilhelm-Leuschner-Straße 69-77. 
Veranstalter: FG BRD-Kuba Frankfurt/M. und 
Venezuela Soli Ffm mit Unterstützern, 15.00 Uhr 

MO 21. August, Köln 

Bürgerhaus MüTZe, Berliner Straße 77, Köln- 
Mülheim. Veranstalter: FG BRD-Kuba e. V., 
DKP-Bezirk Rheinland-Westfalen, DKP-Wohn- 
gebietsgruppe Mülheim und die Sozialistische 
Selbsthilfe Mülheim, 18.00 Uhr 

Dl 22. August, Göttingen 

Holbornsches Haus, Rote Straße 34. Veran¬ 
stalter: FG BRD-Kuba mit DKP Göttingen und 
SDAJ, 19.00 Uhr 

Ml 23. August, Rostock: 

Stadtteilbegegnungszentrum Toitenwinkel 
(SBZ), Olof-Palme-Straße 26. Veranstalter: 
RotFuchs Förderverein e.V. mit Unterstützung 
von DKP, SDAJ, Kommunistische Plattform Die 
Linke MV, Verein zur Pflege der Tradition der 
NVA und der Grenztruppen der DDR, 17.00 
Uhr 

FR 25. August, Siegen 

VEB, Marienborner Str. 16, Veranstalter: 

DKP und SDAJ, 19.00 Uhr 

Jetzt zusätzlich die 
UZ-Online buchen! 
www.uzshop.de 


Was passiert in Venezuela? 

Veranstaltung mit Carolus Wimmer, venezolanischer 
Abgeordneter des lateinamerikanischen Parlaments 
„Parlatino" und Sekretär für Internationales der 
KP Venezuelas 

(siehe uz Ausgabe vom 21.7.2017) 

am 21. August im Bürgerschaftshaus MüTZe, 
Berliner Straße 77, Köln-Mülheim. 

Eine Veranstaltung der FG BRD-Kuba, 
des DKP Bezirks Rheinland-Westfalen, 

DKP Köln-Mülheim, DKP Köln-Kalk und 
der Sozialistischen Selbsthilfe Mülheim e.V 


DKP Bremen Nord lädt ein 

Diskussionsveranstaltung 
zum 40. Todestag des marxistischen 
Philosophen Ernst Bloch 

„Der Sozialismus - nur eine .Utopie' oder eine 
notwendige und machbare Alternative?" 

Referent: Dr. Hans-Peter Brenner, 
stellv. Vorsitzender der DKP 

Die Veranstaltung findet statt am 

Montag, dem 14. August 2017 um 19.00 Uhr 

im Gustav-Heinemann-Bürgerhaus Vegesack, Raum E.03 


Seminare der Karl-Liebknecht-Schule 
der DKP 

Die Seminare richten sich an Mitglieder wie Nichtmitglieder 
der DKP. Sie finden in der Regel in Leverkusen statt. 

Samstag/Sonntag, 26727.8.17 
Entwurf des Leitantrags des 22. Parteitags 
zur Strategie der DKP 

Mit den Mitgliedern der Autorengruppe und Referenten: 
Dr. Hans-Peter Brenner, Stellv. Vors, der DKP 
Lucas Zeise, Chefredakteur der UZ, Zeitung der DKP 

Samstag - Dienstag, 30.9. bis 3.10.17 
Grundlagen kommunistischer Politik 

Referent: Jürgen Lloyd 

Für Tagesseminare berechnen wir einen Beitrag von 10,- €; 
bei Anreise am Vortag und Übernachtung 20,- €. 
Wochenendseminare kosten bei Anreise am Samstag 
Morgen 25,- €; bei Anreise bereits am Freitag 30,- € 

Nähere Infos unter: Karl-Liebknecht-Schule der DKP 
Am Stadtpark 68, 51373 Leverkusen Tel: 0214 / 45418 

www.karl-liebknecht-schule.org 


Braune Flecken auf der Heldenbrust 

Von „unseren Soldaten, die einen guten Job in Afghanistan 
und anderswo machen" (v. d. Leyen) und einem braunen 
Erbe, das gerade deshalb neu belebt wird. 

Vortrag und Diskussion mit Arnold Schölzel, Stellvertretender 
Chefredakteur der Tageszeitung „junge weit" am 

Montag, 28. August um 19:00 Uhr im Bezent, 
Münsterstraße 56, Dortmund 

Eine öffentliche Veranstaltung der DKP Dortmund 


Rechtstrends 

bpi» 

international 

gj 


Mit Beiträgen Phillip Becher, Achim Bühl, Ulrich Schneider (FIR), Domenico Moro (Italien), 
Pierre Laurent und Genossen (Frankreich), Gerhard Feldbauer, Anton Latzo, Carolus Wimmer 
(Venezuela) 

Weitere Themen: Linker Radikalismus; Fraktionsverbot und innerparteiliche Demokratie; 
Labour im Jungbrunnen; Türkische Wahlnacht; Zum Tod von Theo Bergmann; Berufsverbote; 
Kolonialität der Behinderung; Bundeswehr - braune Netzwerke von Anfang an; Jüdisches 
Leben in der DDR; Leningrader Sinfonie; Tarifkampf Krankenhäuser 


Einzelpreis 9,50 € 

Jahresabo 48,00 € 

ermäßigtes Abo 32,00 € 

Neue Impulse 
Verlag 

Hoffnungstraße 18 
45127 Essen 
Tel. 0201 I 23 67 57 
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Herzlichen Glückwunsch! 

Alles Gute und viel Glück wünschen ... 

DKP Bezirksvorstand Niedersachsen 
DKP Gruppe Lüneburg 
DKP Kreisvorstand Hannover 
DKP Gruppe Hannover-Linden 
und die restlichen Mitglieder der 
Niedersächsischen Pressefest-Kommission 


Wir gratulieren unserer Genossin 

Margret Ebbinghaus 

ganz herzlich zu ihrem 
80. Geburtstag 
am 7. August 2017 

Margret ist Mitgründerin der DKP in Gevelsberg und dem 
südlichen Ennepe-Ruhr-Kreis. War jahrelang Gruppenvor¬ 
sitzende und in anderen Funktionen für die Partei tätig. 

Ihr hohes Ansehen in der Bevölkerung trug dazu bei, daß 
die DKP 15 Jahre in Gevelsberg mit einer Fraktion im 
Stadtrat vertreten war. 12 Jahre war sie als Ratsfrau tätig. 

Liebe Margret, für Dein Engagement möchten wir herz¬ 
lichen Dank sagen, wir wünschen Dir noch lange glück¬ 
liche Jahre mit Deinem Mann, unserem Genossen Willi. 

DKP Gevelsberg-DKP Ennepe-Ruhr-Süd 
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Veranstaltung 21.10.17 Berlin / Mehr Infos: www.unsere-zeit.de 



Toskana, nah am Meer 

Qkehüf im Oliven Na in, 
weitet Blick, Stille; 
große heile Zimmer, 
viele gute Bücher, 

Hau* oder Häuschen; 
Kindcrparadies. 



( -\ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 

www.ferien-im-lotsenhaus.de 
V_ J 



Entschleunigung 


Ruhe & Natur satt im 
Müritz-Nationalpark 

3 Fe Wo für je 2-3 Personen, 
ganzjährig in Kratzeburg-Granzin, 
Havel & Havelseen, Boot & Rad. 

Info: www.trinogga.de 
Tel: 039822/299488 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 
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Rezeptionsbeschleuniger 

„Bewirkte Wirkungen“, UZ vom 21.7„ 
Seite 10 

Dass „Das Kapital“ von Karl Marx seit 
seinem Erscheinen vor 150 Jahren „im 
Kern der Arbeiterklasse“ nicht rezipiert 
worden ist, verweist auf die Notwendig¬ 
keit, diesen betrüblichen Zustand zu 
ändern. Statt - wie Genosse Fülberth 
dies tut - auf die „Kulturindustrie“ als 
Wegbereiter der Marxschen Kapitalis¬ 
muskritik zu hoffen, muss die KP als 
Rezeptionsbeschleuniger den Lohnab¬ 
hängigen die Kritik der kapitalistischen 
Produktionsweise nahebringen. 

Es gilt, die Lohnarbeiterinnen und 
Lohnarbeiter für die Überwindung der 
kapitalistischen Warenproduktion zu 
agitieren, indem sie anschaulich darü¬ 
ber aufgeklärt werden, dass ihre Ver- 
nutzung als „variables Kapital“ zwecks 
Profitmaximierung der Grund für ihr 
mühsames und entbehrungsreiches 
Leben ist. 

H.P. Jacobitz, per E-Mail 

Tariffragen sind Machtfragen 

„Streikrecht beschnitten“, UZ vom 21. 
7„ Seite 1 

Mit dem Artikel des Genossen Volker 
Metzroth hat die UZ schnell auf das Ur¬ 
teil des Bundesverfassungsgerichts zum 
Tarifeinheitsgesetz reagiert. Ein Gesetz, 
das in den Gewerkschaften umstritten 
ist. Sachlich, differenziert und kritisch 
zeigt Volker die Inhalte dieses Geset¬ 
zes auf. Er benennt, welche Nachteile 
und Gefahren der Arbeiterbewegung 
und ihren Gewerkschaften durch die¬ 


ses Gesetz drohen. Bei berechtigter 
Kritik an jenem Teil der Gewerkschaf¬ 
ten, die gemeinsam mit der SPD und 
dem BDA am Zustandekommen des 
Tarifeinheitsgesetzes beteiligt waren, 
legt er ein klares Bekenntnis zur Ein¬ 
heitsgewerkschaft ab. Starke, an den In¬ 
teressen der Arbeiterklasse orientierte 
und für sie kämpfende Gewerkschaften 
sind unentbehrlich. 

Tariffragen sind Machtfragen. 
Das Kampffeld dafür sind die Betrie¬ 
be. Dort müssen bei den unterschied¬ 
lichsten Zusammensetzungen der Be¬ 
legschaften Forderungen beschlossen 
und gemeinsam durchgesetzt werden. 
Das darf nicht per Gesetz geregelt 
werden. Schon gar nicht durch dieses 
„Tarifeinheitsgesetz.“ Das Gesetz und 
Urteil ist ein Eingriff auf die grundge¬ 
setzlich garantierte Koalitionsfreiheit 
und schränkt das völlig ungenügende 
Streikrecht weiter ein. Volker stellt zu 
Recht fest: „In Deutschland gibt es nur 
Arbeitskampfrecht, das sich auf tarif¬ 
vertraglich regelbare Umstände be¬ 
schränkt.“ 

Streik ist das Urrecht der Arbei¬ 
ter- und Gewerkschaftsbewegung. In 
der Geschichte der Arbeiterbewegung 
stand zuerst der Streik. Dann wur¬ 
de das Streikrecht durch richterliche 
Auslegungen und Verfügungen einge¬ 
schränkt. Das Tarifeinheitsgesetz geht 
genau in diese Richtung. Deshalb ist 
es abzulehnen. Wir sollten dieses Ur¬ 
teil aber nutzen, um aufzuklären und 
uns dieses Urrecht zurückzuholen. Ich 
stimme der Schlussfolgerung von Vol¬ 


ker zu. „Ein wirkliches Streikrecht wird 
aber kein Gericht und kein Parlament 
beschließen, das werden sich die Arbei¬ 
tenden nehmen müssen, wie in anderen 
Ländern früher und heute auch.“ Dazu 
ist die massenhafte Inanspruchnahme 
dieses Rechts notwendig. Das aber er¬ 
fordert eine kontinuierliche Arbeit und 
überzeugende Aufklärung im Betrieb 
und in den Gewerkschaften. 

Dieter Keller ; Fellbach 

Wie 1973 in Chile 

„Venezuela nach dem Fake- 
Referendum“, UZ vom 21.7„ Seite 1 

Die ganze Situation in Venezuela erin¬ 
nert mich an die Situation in Chile 1973 
kurz vor dem Pinochet-Putsch. Der der¬ 
zeit noch einzige Unterschied ist, dass 
das venezolanische Militär - mit gro¬ 
ßer Wahrscheinlichkeit - auf Seiten der 
bolivarianischen Regierung steht, was 
einen Militärputsch zumindest wenig 
wahrscheinlich macht. 

Aber die CIA und andere US-Ge- 
heimdienste sowie die „Soros-Truppen“ 
und ihre venezolanischen Lakaien wer¬ 
den sicher Wege finden, die Lage immer 
weiter eskalieren zu lassen, bis es wirk¬ 
lich kracht und der „Regime Change“ 
stattfindet. Siehe auch das Vorgehen 
der Nato gegen Milosevics Jugoslawi¬ 
en. Aber hier bestätigt sich wieder, dass 
es keinen friedlichen Weg zum Sozialis¬ 
mus gibt, sondern nur härtester Klas¬ 
senkampf und radikales und konse¬ 
quentes Vorgehen gegen die Bourgeoi¬ 
sie zum Erfolg führt. 

Mirko Lange , per E-Mail 


Termine 


1 SA ★ 5. AUG 


Freiburg: Das Linke Zentrum jadelante! 
wird fünf Jahre alt und lädt zum Glümer- 
straßenfest in die Freiburger Wiehre ein. 
Musik, Kinderprogramm, Infostände und 
Essen sowie Livemusik von „Das Blanke 
Extrem“ und „Bikini Beach“, ab 14.30 Uhr. 

Weibersbrunn: Kinderfest der DKP-Unter- 
franken. Brunnenstraße, 14.00 Uhr. 

SO ★ 6. AUG 


Hamburg: Öffnung „[ 
Zwangsarbeit in Hai 
Führung durch die 
in den letzten erh; 
Zwangsarbeiterbarack 
Kowahl+Bruns. Wilhe 
nahe S-Bahn-Station 1 
bis 17.00 Uhr. 

Dauerausstellung zur 
mburg 1939-1945“. 

3 Dauerausstellung 
altenen ehemaligen 
en Hamburgs, Lager 
3lm-Raabe-Weg 23, 
Flughafen, 14.00 Uhr 

Ml ★ 9. AUG 

Osnabrück: Arbeite 
Achim Bigus. Veranst; 
SDAJ. Pizzeria „Zum J 
II“, Bremer Straße 60, 

jrlieder-Abend mit 
altung von Solid und 
Steinofen/Neue Wege 
18.30 Uhr. 

SA ★ 12. AUG 


Hamburg: Stadtteilrundgang durch Ohls¬ 
dorf. Bei dem Rundgang wird sowohl an 
Standorten ehemaliger Bauwerke wie 
Freibad, Straßenbahndepot und Schleuse 
sowie an noch vorhandenen Gebäuden wie 
Straßenbahn-Wartehaus, Bahnhof und al¬ 
tes Krematorium die Vergangenheit wieder 
zum Leben erweckt und auf den Einfluss 
der Stadtentwicklungspolitik hingewie¬ 
sen. Veranstalter: Willi-Bredel-Gesellschaft 
Geschichtswerkstatt e. V. Treffpunkt: Im 
Grünen Grunde 1c. direkt Ausgang U-/S- 


Bahn Ohlsdorf, altes Eingangsgebäude 
Schwimmbad, 15.00 Uhr. Dauer ca. zwei 
Stunden, Kostenbeitrag 5,00 Euro/3,00 
Euro. 


Dl ★ 15. AUG 


Duisburg: Mitgliederversammlung der DKP 
zu Aktivitäten und Aktionen zu den Bun¬ 
destagswahlen. Falken-Heim in Duissern, 
Duissernstraße 98,19.00 Uhr. 


Ml ★16. AUG 


Schwerin: Bildungsabend der DKP. Buntes 
Q, Lückerstraße 180,19.00 Uhr. 


SA ★19. AUG 


Elmshorn: Wasserturmfest der DKP mit 
Kinderfest, Kaffee und Kuchen, Diskussi¬ 
onsrunde „Politikwechsel organisieren“, 
Musik, Flohmarkt und griechische Spezia¬ 
litäten. Jahnstraße 2a, ab 15.00 Uhr. 


SA ★ 26. AUG 


Duisburg: Sommerfest der DKP. Meinungs¬ 
austausch zu den Bundestagswahlen, Kaf¬ 
fee, Kuchen und Grillerei, Musik von Ali und 
Gülizar. Falken-Heim in Duissern, Duissern- 
straße 98,15.00 Uhr. _ 

Wilhelmshaven: „100 Jahre Ermordung 
von Max Reichpietsch und Albin Köbis - 
100 Jahre gemeinsam gegen Krieg und 
Imperialismus“, Kundgebung mit dem Bun¬ 
destagskandidaten der DKP Achim Bigus, 
stellvertretender Vorsitzender der DKP Nie¬ 
dersachsen, und Björn Schmidt, Sprecher 
des Arbeitskreises „Frieden“ in der DKP. 
Rambla, 13.30 Uhr. 


Die Kommunistische Partei Venezuelas braucht unsere Solidarität! 


Die DKP ruft in Solidarität mit der 
Kommunistischen Partei Venezuelas 
zu einer Spendenkampagne auf. Auf ei¬ 
ner außerordentlichen Parteivorstands¬ 
tagung am 30. Juli 2017 beschloss sie 
folgenden Aufruf: 

Die Kommunistische Partei Venezuelas 
braucht unsere Solidarität! 

Der Klassenkampf in Venezuela nimmt 
an Schärfe zu. Eine nachhaltige Absi¬ 
cherung der Erfolge der Bolivariani¬ 
schen Revolution ist noch nicht gelun¬ 
gen; die Kräfte der Reaktion zeigen in 
diesen Monaten offen ihr Gesicht, das 
auch Züge von Faschismus erkennen 
lässt. 

Unsere Bruderpartei, die Kommunis¬ 
tische Partei Venezuelas (PCV), ist die 
einzige Partei, die in dem südamerika¬ 
nischen Land auf den wissenschaftli¬ 
chen Sozialismus orientiert. Ihre Mit¬ 
glieder sind - ebenso wie die der re¬ 
gierenden „Vereinten Sozialistischen 
Partei Venezuelas“ (PSUV) - von töd¬ 
licher Gewalt bedroht. Die PCV bittet 
in einem Brief an die DKP um Solida¬ 
rität um 

★ das Leben und die Kampfbereit¬ 
schaft ihrer Mitglieder zu sichern. 

★ die Parteiorganisation in verschiede¬ 
ner Hinsicht zu stärken, um auch in den 



Am Samstag, 29. Juli, einen Tag vor der Wahl zur Verfassungsgebenden Versammlung in Venezuela - Gegenöffentlichkeit 
durch einen Infotisch im Zentrum von Frankfurt am Main. Die Initiative „Lateinamerikanische Gruppe für die Würde 
unserer Länder“ versuchte aufzuklären und informierte gemeinsam mit deutschen Freunden über die Lage in Venezuela. 


kampagne für die KP Venezuelas zu 
beteiligen. 

Wir rufen auf: 

★ Unterstützt die Kommunistische Par¬ 
tei Venezuelas und damit die Bolivaria- 
nische Revolution! 

★ Unterstützt die Kommunistische Par¬ 
tei Venezuelas und damit den Kampf 
gegen die Reaktion und den Faschis¬ 
mus in Venezuela! 

★ Unterstützt die Kommunistische 
Partei Venezuelas und leistet damit ei¬ 
nen Beitrag im antiimperialistischen 
Kampf! 

Hoch die internationale Solidarität! 

Die KP Venezuelas wird unsere Soli¬ 
darität über einen längeren Zeitraum 
benötigen. Daher bitten wir neben den 
Einzelspenden vor allem auch um re¬ 
gelmäßige Spenden per SEPA-Einzug 
oder Dauerauftrag. Spenden an die 
DKP sind steuerlich absetzfähig. Bis zu 
einer Höhe von 1650 Euro (Ehepaare 
3 300 Euro) werden 50 Prozent dieser 
Ausgaben pro Jahr zurück erstattet. 


schwierigsten Momenten des Klassen¬ 
kampfs einsatzfähig zu sein und sich an 
dessen unterschiedliche Formen anpas¬ 
sen zu können. 


Die DKP - als die Partei eines jahr¬ 
zehntelang praktizierten Internationa¬ 
lismus - ruft deshalb ihre Freunde und 
Mitglieder auf, sich an einer Spenden¬ 


Spendenkonto 

DKP-Parteivorstand Postbank Köln | BIC: PBNKDEFF 

IBAN: DE 93 37010050 0253 5255 02 1 Verwendungszweck: KP Venezuela 


Liebe Leserinnen und Leser, 

bucht jetzt das KOMBIABO und lest die UZ als Zeitung und auch Online 

★ Die uz immer und überall lesen 

★ Für nur 1,- bis 3,- Euro monatlich zusätzlich! 

★ Mit Möglichkeit der Bild- und Schriftvergrößerung 

★ Alle aktuellen Texte, das gesamte Archiv und die Dossierfunktion nutzen 



□ Ich beziehe bereits die gedruckte UZ im Abo um möchte 
die Zeitung ab sofort auch online lesen - daher bestelle ich 
die Online-Ausgabe zum zusätzlichen Preis von 

□ Ermäßigtes Abo 1,00 € pro Monat 

□ Normalabo 2,00 € pro Monat 

□ Förderabo 3,00 € pro Monat 


□ Ich habe noch kein UZ-Abo und möchte die UZ 
ab sofort als Wochenzeitung und online lesen - 
daher bestelle ich das Kombi-Abo zum Preis von 

□ Ermäßigtes Abo 7,00 € pro Monat 

□ Normalabo 13,00 € pro Monat 

□ Förderabo 18,00 € pro Monat 


Ich zahle mein UZ- Abonnement □monatlich* □vierleljahflicb* □ halbjährlich □ jährlich *Nor bet SERA Einzug möglich 


‘Name, Vamarr-D 


□ E inzugsarrnächlig u ng / S EPA-Lastschriftma ndat 
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Kaum genutzte WM-Stadien 


Fußballreise um die Welt: Südafrika 



„Soccer City“ WM-Stadion in Johannesburg (im Bau, aufgenommen 2009). 


Leichtathletik- WM 

Bereits am 2.Tag der diesjährigen WM 
in London kommt es zur großen Show 
„Abschied von Usain Bolt“. Das Finale 
über den 100-Meter-Sprint steht auf 
dem Programm, nebenbei versuchen 
deutsche Sportler, beim Diskuswer¬ 
fen und beim Weitsprung auf vorde¬ 
re Plätze zu kommen. 

ARD und ZDF übertragen täglich stun¬ 
denlang und sind froh, die Sommer¬ 
zeit programmfüllend hinter sich zu 
bringen. 

Sa., 5.8., ab n.oo Uhr fast durchgän¬ 
gig bis 23.00 Uhr, ARD 

Wacken Open Air 2017 

Sicherlich ein Kontrastprogramm zum 
Laufen, Werfen und Springen: Laut 
und dreckig ist das weltweit größte 
Heavy-Metal-Festival in Wacken. Drei 
Tage lang feiern rund 75 000 Metal- 
heads aus aller Welt ein Festival mit 
einer ganz besonderen Strahlkraft. 
Die Stimmung und der Charme die¬ 
ser Veranstaltung rund um das kleine 
Dorf im Norden Deutschlands faszi¬ 
nieren nicht nur eingefleischte Metal- 
Fans: Das Publikum feiert neben der 
Musikvorallem den Kultcharakter der 
Veranstaltung, weit über die Genre¬ 
grenzen hinaus. Der Sender überträgt 
live bis nach Mitternacht. 

Sa., 5.8., 20.15 Uhr,3sat 


Die Fernsehserie „Game of Thrones“ 
ist ein Verkaufsschlager. Die werbe¬ 
wirksamen Diskussionen um die 7. 
Staffel, die vom Bezahlsender HBO 
derzeit ausgestrahlt wird, ziehen sich 
bereits über mehrere Monate, die Fan¬ 
gemeinde bittet zum Rudelgucken und 
die Geschichte bewegt sich in Richtung 
großer finaler Schlachten im Ausmaß 
von „Herr der Ringe“. 

Die moralische Instanz in einer 
unmoralischen Zeit wird nun durch 
Daenerys Targaryen und Jon Snow 
verkörpert, die wahrscheinlich ver¬ 
wandt sind und deshalb wahrschein¬ 
lich auch heiraten werden müssen. 
Sie versucht sich zur neuen Herrsche¬ 
rin aufzuschwingen, ohne viel Blut zu 
vergießen. Er versucht, das Gemetzel 
unter den Herrscherhäusern zu been¬ 
den, um das Ende der Menschheit ins¬ 
gesamt zu verhindern. Beide machen 
es sich besonders schwer dadurch, dass 
sie das Richtige tun wollen, den Men- 


Peeping Tom -Augen der Angst 

Lange wurde dieser Kultfilm aus dem 
Genre der Psycho-Thriller nicht mehr 
gezeigt. Als der i960 in die Kinos 
kam, verursachte er einen handfesten 
Skandal und Karl-Heinz Böhm hatte 
es geschafft, durch die Hauptrolle als 
psychopathischer Mörder sein Image 
aus den „Sissi“-Filmen und sonstigen 
Heimatschmonzetten schlagartig zu 
verlieren. In den USA wurde „Peeping 
Tom“ ungekürzt erst 1979-dank dem 
Einsatz von Martin Scorsese, der den 
Regisseur Michael Powell sehr schätz¬ 
te-in einer restaurierten Fassung he¬ 
rausgebracht. 

So., 6.8., 20.15 Uhr, arte 

Die Halbstarken 

Noch so ein Kultfilm, diesmal aus der 
Frühzeit der BRD, gedreht 1956. Er 
spielt in Berlin in den 50er Jahren. Der 
19-jährige Freddy Borchert ist der An¬ 
führereiner Halbstarken-Bande. Er ist 
von zu Hause abgehauen, weil er sei¬ 
nen Vater, einen gewissenhaften Be¬ 
amten, der seine Familie tyrannisiert, 
nicht mehr ertragen kann. Für Horst 
Buchholz in der Hauptrolle war es der 
Start in eine erfolgreiche internatio¬ 
nale Karriere, für uns ist der Film eine 
Milieustudie und ein Zeitbild zugleich. 
Mo., 7.8., 20.15 Uhr, arte 


sehen zum Wohlgefallen. Derweil fi¬ 
nanzieren die Banken den Krieg der 
hoch verschuldeten Regentin Cersei 
Lennister, schließlich ist ihre Gegen¬ 
spielerin Daenerys aus dem Süden als 
Sklavenbefreierin berüchtigt und somit 
schlecht fürs Geschäft. 

Die Hauptcharaktere werden wohl 
in den nächsten Folgen gründlich „aus¬ 
geschlachtet“ werden: Einerseits sind 
alle erwachsen geworden, haben ihr 
Schicksal erkannt bzw. ihre Fertigkei¬ 
ten herausgebildet und können deshalb 
beruhigt einen vollendeten Heldentod 
sterben oder auch ganz nebenbei und 
unerwartet krepieren, wenn es nach der 
Buchvorlage geht. Da sich die Serie im¬ 
mer weiter von George R.R. Martins 
Fantasy-Saga „A Song of Ice and Fire“ 
entfernt, ist es sicherlich auch ganz gut, 
dass die Fernsehmacher sich auf das 
konzentrieren werden, was sie können: 
Gemetzel, nackte Haut und die Macht¬ 
spiele der Herrschenden. fv 


D ie Fußballreise von Panama 
(erschienen in UZ Nr. 28) in 
ein davon 11 800 km entfern¬ 
tes Land. Es spielt im Kontinentalver¬ 
band CAF und ist - mal abgesehen 
vom Jahr 2010 - eher selten in der in¬ 
ternationalen Fußballpresse vertreten. 
2010 fand dort die Fußballweltmeis¬ 
terschaft statt. Die Rede ist natürlich 
von Südafrika. 

Der Fußball in Südafrika kann auf 
eine lange Geschichte zurückblicken. 
Bereits 1892 wurde der Verband 
„South African Football Associati¬ 
on“ (SAFA) gegründet. Seit Beginn 
des südafrikanischen Fußballs ist die 
Rassentrennung Teil dieser Geschich¬ 
te, die auch heute noch sichtbar ist: So 
spielt die weiße Bevölkerung vorran¬ 
gig Cricket und Rugby, wohingegen 
der Fußball von der schwarzen Bevöl¬ 
kerung dominiert wird. Die Spaltung 
der Gesellschaft zieht sich durch die 
sportlichen Disziplinen. 

Zur Saison 1996/97 wurde eine 
neue Liga eingeführt, die Premier 
Soccer League. Dort treten 16 Mann¬ 
schaften an, um den Meistertitel aus¬ 
zuspielen. Der Letztplatzierte steigt in 
die First Division ab und der Vorletzte 
spielt in einem Relegationsturnier ge¬ 
gen den Zweit- und Drittplatzierten 
der First Division um den verbleiben¬ 
den Startplatz in der ersten Liga. 

Die Zusage für die Austragung 
der Weltmeisterschaft 2010 erhielt 
Südafrika 2004. Davon erhoffte man 
sich eine bessere Infrastruktur für den 
Fußball. Fußball-Funktionär Chuck 
Blazer, 1996 bis 2013 Mitglied des FI- 
FA-Exekutivkomitees, gab zu, Beste¬ 


chungsgelder für seine Stimme ange¬ 
nommen zu haben. Wundern tut dies 
sicherlich niemanden, es sei nur der 
Vollständigkeit halber erwähnt. 

Nach der Entscheidung, Südafri¬ 
ka zum Austragungsort zu ernennen, 
wurde mit dem Bau moderner Fuß¬ 
ballarenen begonnen. Die südafrika¬ 
nische Regierung steuerte 60 Milli¬ 
arden Euro bei. Es entstanden zehn 
Stadien, mit mindestens je 38 000 Plät¬ 
zen. Das Finalstadion in Johannesburg 
fasste 84 500 Zuschauer. Heute wer¬ 
den die Stadien kaum genutzt. Der 
Zuschauerschnitt im Ligabetrieb liegt 
bei 7 500. Beim Rugby sind es einige 
mehr, aber selbst dort sind die Stadien 
kaum ausgelastet. 

Für die Austragung der Fußball¬ 
weltmeisterschaft musste die Regie¬ 
rung der FIFA besondere Privilegien 
zusichern. Von der WM 2010 profitier¬ 
ten so nur die FIFA und die Bauun¬ 
ternehmen. Südafrika blieb ein Schul¬ 
denberg, mit dem das Land bis heute 
zu kämpfen hat. Die FIFA erfüllte ihre 
Verpflichtung, den Fußball in Südafri¬ 
ka zu fördern, nicht. Denn durch die 
hohen Belastungen für die WM-Aus¬ 
richter profitiert der dortige Fußball 
kaum oder nur kurzfristig. Langfris¬ 
tig profitieren FIFA-Funktionäre wie 
Chuck Blazer oder Sepp Blatter. 

Dabei ist es grundsätzlich wün¬ 
schenswert, dass die WM auch in 
Ländern stattfindet, in denen der 
Fußball noch keine entsprechende 
Infrastruktur vorweisen kann. Aber 
die Austragungsländer sollten nicht 
die Lasten dafür tragen müssen. Den 
hohen Kosten einer WM steht der 


Durchschnittsverdienst eines südaf¬ 
rikanischen Profifußballers von im 
Schnitt etwa 800 Euro im Monat ge¬ 
genüber - wenn dieser in der ersten 
Liga spielt. In Europa winken wesent¬ 
lich bessere Verdienstmöglichkeiten, 
wenn auch nur für einige wenige. Die 
Besten können nicht im Land gehal¬ 
ten werden, dabei gilt die südafrika¬ 
nische Premier Soccer League als die 
finanzstärkste Liga auf dem afrikani¬ 
schen Kontinent. 

Die Nationalmannschaft Südafri¬ 
kas kann nur auf sehr wenige Erfolge 
zurückblicken: Bisher drei WM-Teil- 
nahmen und der Weltranglistenplatz 
65 sind vermerkt. Neun Mal nahm das 
Land an der Afrikameisterschaft teil. 
Diese konnte man 1996 bei der ersten 
Teilnahme auch zum ersten und einzi¬ 
gen Mal gewinnen. Der erhoffte Auf¬ 
schwung im Fußball im Anschluss an 
diesen Titelgewinn blieb jedoch aus. 

Die erste Liga wird von wenigen 
Mannschaften dominiert. Von 20 
Meisterschaften wurden 14 von nur 
drei Mannschaften gewonnen. Na¬ 
mentlich Mamelodi Sundowns mit 
sechs, Orlando Pirates mit vier und 
Kaizer Chiefs ebenfalls mit vier Titeln. 
Insgesamt wurden sechs verschiedene 
Mannschaften Meister. 

Attraktiv ist der Fußball in Südaf¬ 
rika, weil viel Wert auf Technik und 
spielerische Lösungsansätze gelegt 
wird. Umso bedauerlicher ist es, dass 
sich weiße Europäer, wie die aus der 
Gelddruckmaschinerie der FIFA, die 
Taschen auf Kosten des südafrikani¬ 
schen Fußballs gefüllt haben. 

Hannes Schinder 


Kurz vorm Ausschlachten 


Aus dem deutschen Blätterwald 


Feinkost für den Sandkastenstrategen 

Das feldgraue Magazin „Militär & Geschichte“ 


Auf der Homepage von „Militär & Ge¬ 
schichte“ verspricht das Magazin span¬ 
nende Einblicke in die Vergangenheit. 
Die Vergangenheit soll beleuchtet wer¬ 
den, „ohne sie mit Ideologie zu befrach¬ 
ten“. 

Der Herausgeber ist der GeraMond 
Verlag GmbH mit Sitz in München. Mit 
dem Slogan: „Entdecken Sie alles, was 
Männern Spaß macht“ preist er sei¬ 
ne Produkte an. Und wer „Spaß“ am 
„Kampfpanzer Tiger“, der „Fremden¬ 
legion“ oder dem „Deutsch-Französi¬ 
schen Krieg 1870/71“ hat, wird bei dem 
Angebot des Verlages sicherlich auf sei¬ 
ne Kosten kommen. Allerdings gehört 
zum Repertoire auch eine erkleckliche 
Anzahl von durchaus interessanten Mo¬ 
delleisenbahn- und Oldtimermagazinen. 


Als Aufmacherstory in der aktuellen 
Nr. 5/2017 der „Militär & Geschichte“ 
dient der Überfall der Nazi-Wehrmacht 
auf Kreta im Jahr 1941. „Ideologiefrei“ 
wird der Kampf der deutschen „Elite¬ 
soldaten“ bei der Eroberung der Mittel¬ 
meerinsel geschildert. „Das Vorhaben 
war außerordentlich kühn“, weiß das 
Magazin zu berichten. Als „tragisches 
Ereignis“ wird der Tod eines deutschen 
Generalleutnants erwähnt. Wir erfah¬ 
ren - völlig ideologiefrei selbstver¬ 
ständlich -, dass das „organisatorische 
Kunststück“ gelang, 493 Ju 52 vor dem 
Überfall innerhalb von 15 Tagen in der 
„Heimat“ generalüberholen zu lassen. 
Ebenfalls erlangen wir notwendiges 
Fachwissen über den individuellen Tarn¬ 
anstrich des Lastenseglers DFS 230, die 


Spannweite der Ju 52 und das erstmals 
in Kreta eingesetzte Leichtgeschütz 
L.G.40. Ein Interview mit dem Histo¬ 
riker Dr. Peter Lieb aus Potsdam erläu¬ 
tert, warum der von den Nazis als „Mer¬ 
kur“ bezeichnete Überfall „die Stärken 
und Schwächen von Luftlandeoperati¬ 
onen aufzeigt“. Überschrift: „Der Sieg 
hing am seidenen Faden“. 

Jedenfalls kommen nach einigen 
Seiten die Angreifer zum „Erfolg“, was 
auch auf zahlreichen Bildern illustriert 
wird: „Kreta war endlich in deutscher 
Hand“. 

Im Weiteren werden in der Ausga¬ 
be die „geheimen Operationspläne des 
Warschauer Paktes gegen den Wes¬ 
ten“ enthüllt, die „Säuberungswelle“ 
in der Bundeswehr kommentiert, das 


Mauser-Repetiergewehr Modell 98 
(„Einfach perfekt“) und noch diverse 
Schlachtstrategien dargestellt - eine 
Fundgrube für jeden Sandkasten- und 
Stammtischstrategen. Der Bundeswehr 
wird bescheinigt, im Jahr 1999 im Ko¬ 
sovo ihre „Feuertaufe bestanden“ zu 
haben. Doch tatsächlich heißt es zu der 
Bundeswehrbeteiligung an dem Über¬ 
fall auf Jugoslawien: „Der Einsatz war 
völkerrechtswidrig“. 

Aber was soll’s? Denn schließlich 
erfährt der Leser zu seiner Beruhigung 
auch, dass am 13. Juni 1999 die „Bundes¬ 
wehr unter dem Jubel der albanischen 
Bevölkerung“ in Prizren einmarschier¬ 
te. Und mit Stand März 2017 gehen „im 
deutschen Sektor“ 500 Soldaten der 
Bundeswehr „weiterhin Tag für Tag auf 


Patrouille, um für Frieden und Ordnung 
zu sorgen“. Lieb’ Vaterland, magst ruhig 
sein ... 

Werner Sarbok 



























